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Editorial 


Liebe Leserinnen und Leser! 


Seit Monaten protestiert in der sächsi- 
schen Kleinstadt Freital der rassistische 
Mob aus Wutbürger_innen und Neonazis 
gegen Geflüchtete. Widerlich sind nicht 
nur die Aufmärsche und Angriffe auf 
Unterstützer_innen, sondern auch der 
Hass, der sich auf Bürger_innenver- 
sammlungen und im Netz entlädt. Dies 
reicht von Forderungen, dass die 
„Buschhocker endlich abgeschoben wer- 
den“ müssten, bis hin zu Aufrufen zur 
Lynchjustiz („Genick brechen“). Glückli- 
cherweise gibt es da Institutionen wie 
die sächsische Landeszentrale für politische 
Bildung, die ja schon mittels Kommuni- 
kation PEGIDA erfolgreich bekämpft hat 
und nun auch in Freital den Dialog mit 
den „besorgten Bürgern“ sucht. Ge- 
meint sind aber nur „echte Freitaler“, 
denn es „gibt ja inzwischen einen über- 
regionalen Anti-Asyl-Zirkus genau wie 
einen Pro-Asyl-Zirkus“, wie Justus Ulb- 
richt von der Landeszentrale kundig 
analysierte. 

Gut, dass wenigstens andere im staatli- 
chen Institutionengefüge völlig frei von 
Rassismus sind: nämlich deutsche Be- 
hörden und die Polizei - meint zumin- 
dest die Bundesregierung. Es gibt „kei- 
nen Ansatz für die Feststellung eines 
Strukturproblems“, beschied sie der 
Linkspartei, die eine Anfrage zu institu- 
tionellem Rassismus gestellt hatte. Ra- 
cial Profiling gibt es nicht. Das Schwarze 
Ehepaar aus Mainz, das sich (vorerst er- 
folgreich) über eine Kontrolle der Bun- 


despolizei beschwert hat, oder der 


Errata 


Frankfurter Ingenieur, der einen Prozess 
gegen vier Polizeibeamte wegen Beleidi- 
gung und Körperverletzung im Amt an- 
gestrengt hat, sind eben bedauerliche 
Einzelfälle, die sich „auf subjektiv als 
unberechtigt empfundene polizeiliche 
Maßnahmen“ bezögen. Die Bundesregie- 
rung sieht keinen Handlungsbedarf. Die 
rassistische Realität in Deutschland sieht 
jedoch anders aus. 
Rassismus hat viele Facetten - und ist 
natürlich kein sächsisches Phänomen. 
Das greifen wir in unserem Schwerpunkt 
auf und setzen uns mit der deutschen 
und europäischen Flüchtlingspolitik 
auseinander. 
In der letzten Ausgabe haben wir die Ru- 
brik „Kontext NSU“ eingeführt, die wir 
nun mit der bewährten Serie zum NSU- 
Prozess, einem Bericht über einen V- 
Mann in NRW sowie einen Artikel zum 
Untersuchungsausschuss in Hessen fort- 
führen. 
Wir wünschen euch viel Spaß beim 
Lesen. Über Feedback, Artikelanregun- 
gen und Informationen aus euren Regio- 
nen freuen wir uns. 
Unser Dank geht an alle Autor_innen, 
Fotograf innen und sonstige Unterstüt- 
zer_innen. Ein großes Dankeschön geht 
an die Künstlerin für die Covergestal- 
tung. 

Eure LOTTA - Redaktion 


Redaktionsschluss dieser Ausgabe war 

der 30. Juni 2015. Aktuellere Entwicklun- 
gen konnten nur in einzelnen Beiträgen 
berücksichtigt werden. Erscheinungsda- 


tum ist der 1. August 2015. 


In LOTTA #58 fehlte in.der Rubrik „Unter freiem Himmel“ der HOGESA-Aufmarsch 
am 26. Oktober 2014 in Köln mit zirca 4.800 Teilnehmenden. 
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Recht(s) hohl 


„Dummheit ist nicht heilbar!“, sagt der 
Volksmund. Und er hat recht. Wäre dem 
nicht so, wäre die Auswertung extrem 
rechter Ergüsse auch sehr trist. So aber 
können wir an dieser Stelle regelmäßig 
einige Beispiele aus der schier unbe- 
grenzten Palette extrem rechten 


Schwachsinns präsentieren. 





HoGeSa-Dadaismus 

HOGESA weiß schwierige Sachverhalte allge- 
meinverständlich und gewaltfrei auf den 
Punkt zu bringen: „Dagegen sind wir, wir 
stehen für den Gegenteil von Terror, 


dass gilt es zu verhindern.“ 


Vom Minarett aus „Rum“ ge- 
schrien 

Obwohl die „Kameradschaft Aachener Land“ 
mit ihrer Forderung nach „Rum und Ehre der 
Waffen-SS“ schier uneinholbar war, gab der 
Düsseldorfer Möchtegern-Hool und DÜGIDA- 
Gänger Micha „Flöti“ Groß nicht auf: „Ich 
brauch weder Glockengeläut, noch je- 


manden der Rum schreit!“ 


Gehirnzellen in Bewegung 
Ex-PEGIDA-NRW-Cheffe Marco Carta-Pro- 
bach hat es sich nicht leicht gemacht: „nach 
langem Nachdenken, und gründlicher 


Überzeugung sind wir eine Bürgerbewe- 


gung“. 
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Von Heiner Busch 


Böcke und Gärtner 


Konsequenzen aus dem NSU-Skandal? 


Das Bundesamt für Verfassungsschutz hatte maßgeblichen Anteil am 
NSU-Skandal. Nun wird es belohnt: mit mehr Personal, mehr Geld, mehr 
Kompetenzen und einem gesetzlichen Heiligenschein für seine Spitzel. 


Im Jahre 2014 hatte das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) 2.783 Bediens- 
tete und verfügte über einen Haushalt 
von rund 206 Millionen Euro. Mit dem 
Gesetz „zur Verbesserung der Zusam- 
menarbeit im Bereich des Verfassungs- 
schutzes“, das der Bundestag am 3. Juli 
2015, in seiner letzten Sitzung vor der 
Sommerpause, verabschiedete, wird das 
Amt einen beträchtlichen Zuwachs ver- 
zeichnen. Für die „Stärkung der Zusam- 
menarbeit zwischen den Sicherheitsbe- 
hörden“ und für die Ausübung seiner 


neuen „Zentralstellenfunktion“ soll das 


Seite 4 


BfV 261 neue Stellen und damit verbun- 
den zusätzliche 17 Millionen Euro für 
Personal- und Personalnebenkosten er- 
halten. Weiterer „Mehrbedarf“, der al- 
lerdings noch nicht beziffert wurde, soll 
sich laut der Begründung des Entwurfs 
aus der Unterstützung der Landesämter 
(LfV) „im Bereich besonderer techni- 
scher und fachlicher Fähigkeiten“ erge- 
ben. 

Das Gesetz muss zwar noch durch den 
Bundesrat, der in seiner Stellungnahme 
vom Mai an einigen Punkten Kritik an- 


gemeldet hatte. Da es sich jedoch um ein 





nicht-zustimmungspflichtiges Gesetz 
handelt und die Große Koalition im Bun- 
destag über eine Zwei-Drittel-Mehrheit 
verfügt, ist kaum zu erwarten, dass die 
Länderkammer den Zeitplan aus dem 
Lot bringt, den die Bundesregierung im 
März bei der Vorlage des Entwurfs vor- 
gab. Im September dürfte die Novelle 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
wie vorgesehen die letzte parlamentari- 


sche Hürde genommen haben. 


Zentralisierung 

Dass der NSU-Skandal zu einer weiteren 
Stärkung der zentralen Instanzen der 
deutschen „Sicherheitsarchitektur“ füh- 
ren würde, war seit langem absehbar. 


Schließlich hatten die Innenministerien, 
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Konsequenzen aus dem NSU-Skandal? 


die etablierten Parteien und ihre „Si- 
cherheitsbehörden“ den Skandal von 
Anfang an als eine Art Betriebsunfall in- 
terpretiert, der in Zukunft durch mehr 
Koordination zwischen Polizei und Ge- 
heimdiensten und zwischen Bund und 
Ländern verhindert werden könnte, Ge- 
treu diesem Motto wurden 2012 die 
Rechtsextremismusdatei und die neuen 
Zentren der Zusammenarbeit (GAR und 
GETZ) etabliert. Im Dezember 2012 ei- 
nigte sich die Innenministerkonferenz 
(IMK) grundsätzlich auf die Stärkung 
der Rolle des BfV im „Verfassungs- 
schutzverbund“. Die Änderung des Bun- 
desverfassungsschutzgesetzes war damit 
angesagt und die Bundesregierung hat 
die Gelegenheit weidlich genutzt. Zen- 
tralstelle war das BfV unausgesprochen 
schon immer. Das neue Gesetz macht das 
Amt faktisch zu einer Zentrale. 
Ausgeweitet werden erstens seine Kom- 
petenzen, ohne Zustimmung, sondern 
im bloßen „Benehmen“ mit dem jeweili- 
gen Landesamt auf dem Gebiet eines 
Bundeslandes operativ tätig zu werden. 
Was bisher (rechtlich) nur möglich war, 
wenn der Bund oder „auswärtige Be- 
lange“ betroffen waren, soll künftig 
auch in Fällen von „gewaltorientierten 
Bestrebungen“ gelten - und zwar unab- 
hängig davon, ob diese von überregiona- 
ler Bedeutung sind oder nicht. Für die 
Annahme einer solchen Orientierung 
reicht nach dem neuen $ 5 Abs. 1 schon 
das „Befürworten“ von Gewalt. Der Bun- 
desrat hat diese Ausweitung kritisiert, 
Bundesregierung und Koalitionsfraktio- 
nen haben die Einwände bisher igno- 
riert. 

Keine Probleme hat die Länderkammer - 
zweitens - mit der zentralen Auswer- 
tung von Informationen durch das BfV. 
Diese gab es seit 1993 für Spionagefälle, 
ab 2004 für den „islamistischen Terroris- 
mus“ und ab Dezember 2011 für den 
„gewaltbereiten Rechtsextremismus“. 


Was bisher Ausnahme war, wird nun zur 
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gesetzlichen Regel. Der generellen Aus- 
wertungskompetenz des BfV entspricht 
die Verpflichtung der Landesämter, ihre 
Informationen zu übermitteln (8 6 Abs. 1 
neu). Statt wie bisher nur die für die 
Aufgabenerfüllung „erforderlichen“ sol- 
len jetzt zudem alle „relevanten“ Infor- 


mationen übermittelt werden. 


Datenspeicherung 

Damit das BfV aber nicht mit Daten 
überflutet wird, braucht es eine „Rele- 
vanzabschichtung“. Die Koordination 
bei der Vereinbarung von „Relevanzkri- 
terien“ wie bei der Erstellung von „ein- 
heitlichen Vorschriften zur Gewährung 
der Zusammenarbeitsfähigkeit“ und bei 
der „Festlegung der Arbeitsschwer- 
punkte“ soll - wen wundert’s - erneut 
das BfV übernehmen ($ 5 Abs. 3 neu). 
Gesetzlich festgeschrieben wird nun 
auch die mit dem neuen „Nachrichten- 
dienstlichen Informationssystem“ 
(NADIS) verbundene Zentralisierung der 
Datenspeicherung. Das alte in den 
1970er-Jahren konzipierte und 1990 im 
Bundesverfassungsschutzgesetz recht- 
lich fixierte NADIS war in erster Linie 
ein Indexsystem. Es sollte grundsätzlich 
nur Daten „zum Auffinden von Akten 
und der dazu notwendigen Identifizie- 
rung von Personen“ enthalten. Alle wei- 
teren Informationen und insbesondere 
die Akte selbst wurden nur bei dem Amt 
geführt, das sie erhoben hatte, und 
mussten jeweils angefordert werden. Die 
zentrale Führung von Dateien mit darü- 
ber hinausgehenden Informationen - 
Text- oder Multimedia-Daten - sollte 
nur „für eng umgrenzte Anwendungsge- 
biete“ zulässig sein und das auch nur zur 
„Aufklärung“ von Spionage oder „ge- 
waltorientierten“ sowie ab 2012 auch 
von rechtsextremistischen Bestrebun- 
gen. 

Seit Mitte der 2000er Jahre war klar, dass 
das neue „NADIS-Wissensnetz“ (NADIS- 
WN) systematisch darauf ausgelegt sein 
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würde, auch Volltexte und multimediale 
Daten zentral zu erfassen und recher- 
chierbar zu machen. Im neuen $.6 Abs. 2 
fallen denn auch erwartungsgemäß die 
bisherigen Begrenzungen samt und son- 
ders weg. Begründung: Die „föderale Or- 
ganisation der einheitlichen Gesamtauf- 
gabe Verfassungsschutz“ dürfe nicht zu 
einer „Zersplitterung der Informations- 
basis“ führen, weswegen auch im 
„nicht-gewaltorientierten Beobach- 
tungsbereich“ eine „umfassende struk- 
turierte Speicherung vorhandener Er- 
kenntnisse“ zu erfolgen habe. 


„Menschliche Quellen“ und la- 
sche Grundsätze 

Auch nach dem V-Leute-Debakel rund 
um den NSU und den Thüringer Heimat- 
schutz sehen der Verfassungsschutz und 
die Innenministerien (mit Ausnahme 
Thüringens) keinen Grund zum Verzicht 
auf die dubiosen Spitzel. Auf Empfeh- 
lung der von Bundesregierung und IMK 
eingesetzten „Bund-Länder-Kommission 
Rechtsterrorismus“ wird stattdessen die 
bisherige simple Ermächtigung zum 
„Einsatz von Vertrauensleuten und Ge- 
währspersonen“ zu zwei langfädigen Pa- 
ragrafen aufgeblasen ($$ 9a und 9b), 
deren Beschränkungen jederzeit aus 
Gründen einer angeblichen Effizienz 
durchbrochen werden können. 

Das beginnt beim Einsatzgebiet: Ein 
„dauerhafter“ Einsatz von V-Leuten und 
Verdeckten (hauptamtlichen) Mitarbei- 
tern soll „nur bei Bestrebungen von er- 
heblicher Bedeutung zulässig (sein), ins- 
besondere wenn sie darauf gerichtet 
sind, Gewalt anzuwenden oder Gewalt 
vorzubereiten“ ($ 9a Abs. 1). Diese Ein- 
schränkung ist keine, denn erstens ist 
das Kriterium der „Gewaltorientierung“ 
butterweich und zweitens sollen laut Be- 
gründung auch „legalistische“ Bestre- 
bungen „ausnahmsweise“ unterwandert 
werden können. Entscheidend sei die 


„Gesamtwürdigung der Gefährlichkeit 
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der Bestrebung - insbesondere im Hin- 
blick auf Größe, Einfluss und Abschot- 
tung“. 

Nach dem neuen $ 9b Abs. 2 „dürfen“ 
künftig keine Minderjährigen, keine 
Leute in Aussteigerprogrammen, keine 
Abgeordneten und auch keine Mitarbei- 
terInnen von ParlamentarierInnen als 
V-Leute angeworben oder eingesetzt 
werden. Ebenfalls unzulässig soll die Re- 
krutierung von Personen sein, die „von 
den Geld- oder Sachzuwendungen für 
die Tätigkeit auf Dauer als alleinige Le- 
bensgrundlage abhängen würden“. Die- 
ser „persönliche Ausschlussgrund“ sei 
aber „nicht einschlägig, wenn ... aus 
operativen Gründen zu diesem Vertrau- 
ensleute-Einsatz keine Aufklärungsalter- 
native besteht“ - sprich: wenn gerade 
kein anderer Spitzel zur Hand ist. Den- 
selben Eiertanz vollführt das Gesetz bei 
der strafrechtlichen Vorgeschichte mög- 
licher V-Personen: Verurteilungen 
wegen eines Verbrechens oder zu einer 
Freiheitsstrafe ohne Bewährung sollen 
Anwerbung und Einsatz ausschließen - 
„grundsätzlich“, hieß es im Entwurf. In 
der Begründung las man, dass nach 
einer „Abwägung der konkreten Um- 
stände“ auch Ausnahmen möglich seien. 
Der Innenausschuss des Bundestags 
strich das „grundsätzlich“ und erlaubt 
dem BfV-Präsidenten nun ausdrücklich 
eine Ausnahme zu machen, wenn die zu- 
künftige V-Person nicht wegen Tot- 
schlags oder wegen einer „allein mit le- 
benslanger Haft bedrohten Straftat“ 
(Mord, Völkermord) verurteilt wurde. 
Wer aber nur wegen Körperverletzung 
mit Todesfolge bestraft wurde, hat 
durchaus noch die Chance, sich im staat- 
lichen Spitzeldienst zu bewähren. 


Keine Änderung beim Spitzel- 
wesen 

Wo es um Straftaten während des Ein- 
satzes geht, präsentiert das Gesetz auch 


nach der Bereinigung durch den Innen- 
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ausschuss eine Serie von Rechtferti- 
gungsklauseln für die Spitzel selbst und 
damit gleichzeitig für ihre Führungsper- 
sonen im Amt: V-Leute und Verdeckte 
MitarbeiterInnen sollen zwar selbst 
keine „extremistischen“ oder „sicher- 
heitsgefährdenden Bestrebungen“ grün- 
den oder eine „steuernde Einfluss- 
nahme“ auf sie ausüben dürfen, aber 
sehr wohl Mitglieder oder Unterstütze- 
rInnen solcher Organisationen sein, 
auch wenn es sich um „strafbare Verei- 
nigungen“ handelt. Vergeblich sucht 
man irgendeine Einlassung darüber, ob 
und wie denn die in staatlichem Auftrag 
handelnden Mitglieder krimineller oder 
terroristischer Vereinigungen vor Ge- 
richt auszusagen hätten, wenn es denn 
zu einem Verfahren gegen diese Organi- 
sationen oder deren AnhängerInnen 
kommt. 

V-Leute und Verdeckte MitarbeiterIn- 
nen sollen auch sonst Straftaten bege- 
hen dürfen, unter anderem um eine Ent- 
tarnung zu vermeiden. In der Begrün- 
dung ist von verfassungswidrigen Kenn- 
zeichen, von Verstößen gegen das Ver- 
mummungsverbot und von Sachbeschä- 
digungen bei Demos die Rede. Bei „er- 
heblichen“ Straftaten „soll der Einsatz 
unverzüglich beendet und die Strafver- 
folgungsbehörden unterrichtet werden. 
Über Ausnahmen ... entscheidet der Be- 
hördenleiter oder dessen Vertreter.“ 
Selbst wenn die Staatsanwaltschaft in- 
formiert wird, heißt das aber noch lange 
nicht, dass kriminelle V-Leute tatsäch- 
lich zur Verantwortung gezogen wür- 
den. Eine Einstellung oder der Rückzug 
der Klage kommen „in jeder Lage des 
Verfahrens“ in Frage, wenn die Tat zur 
„Gewinnung und Sicherung der Infor- 
mationszugänge“ begangen worden ist 
und zur „Aufklärung“ der extremisti- 
schen Bestrebung auch eine Telekom- 
munikationsüberwachung nach $ 3 Abs. 


1 des G 10-Gesetzes möglich gewesen 


Konsequenzen aus dem NSU-Skandal 


wäre, d.h. wenn „tatsächliche Anhalts- 
punkte für den Verdacht“ einer Straftat 
aus dem großen Katalog des politischen 
Strafrechts behauptet werden. Die 
Grenze für das Absehen von der Straf- 
verfolgung soll erst dann erreicht sein, 
wenn eine Freiheitsstrafe von mehr als 
einem Jahr und keine Aussetzung zur 
Bewährung zu erwarten ist. 

Die Bundesregierung wird dem Parla- 
mentarischen Kontrollgremium in Zu- 
kunft jährlich einen „Lagebericht zum 
Einsatz von Vertrauensleuten“ vorlegen 
müssen. Das Gremium tagt aber be- 
kanntlich geheim. Damit bleibt beim 
Spitzelwesen auch künftig alles beim 
Alten. Der NSU-Skandal ist gesetzlich er- 
ledigt. 


Zum Autor 

Heiner Busch ist Mitglied des Komitees 
für Grundrechte und Demokratie 

und Redakteur von Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP. 


wwn.cilip.de 
Fußnoten 


[1] Entwurf: BT-Drs. 18/4654, Stellungnahme 
des Bundesrates und Gegenäußerung der 
Bundesregierung: Drs. 18/5051, Bericht des 
Innenausschusses Drs. 18/5451, Plenarpro- 


tokoll 18/116 
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Uncritical Whiteness 


Von Alex Wißmann 


Uncritical Whiteness 
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Auseinandersetzungen um Firmen-Logo offenbaren Alltagsrassismus 


Im Frühjahr hatte ein lange kritisiertes rassistisches Firmenlogo in Mainz 
zum ersten Mal für viel Aufsehen gesorgt. Kritiker innen geht es dabei 
um eine Auseinandersetzung mit Alltagsrassismus, der sich in dem Logo 
widerspiegelt. Ein Blick auf die Entwicklung und Hintergründe. 


Das Logo der Ernst Neger GmbH entstand 
in den 1950er-Jahren, als „der singende 
Dachdeckermeister“ und Fastnachter 
Ernst Neger das Geschäft übernahm. Als 
sein Enkel, Thomas Neger, heute CDU- 
Stadtrat und Mainzer Fastnachter, um 
die Jahrtausendwende übernahm, wurde 
das Logo beibehalten. Eleonore Wieden- 
roth-Coulibaly, Autorin und Mitbegrün- 
derin der Initiative Schwarzer Menschen in 
Deutschland (ISD), hatte bereits in den 
1980er-Jahren schriftlich Kritik an dem 
Logo geäußert. „Sollte ein schwarzer 
Mensch zu mir kommen, der sich wegen 
des Logos beleidigt fühlt, würde ich 
meine Haltung sofort überdenken“, ver- 
sprach Thomas Neger Ende 2013 der All- 
gemeinen Zeitung (AZ). Im Februar 2014 
verfasste die Fachschaft für Ethnologie 
der Uni Mainz eine „Pressemitteilung 
zur Debatte um das Ernst Neger-Logo“ 
mit dem Ziel einer „Sensibilisierung für 
die Thematik von Alltagsrassismen, die 
Mitbürger unserer Stadt betreffen und 


treffen.“ Auch persönlich suchten 
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People of Color mehrfach Thomas Neger 


auf, um das Gespräch zu suchen. 


„Das Logo muss weg“ 

Anfang Februar dieses Jahres wurde die 
Kampagne „Das Logo muss weg - Für 
eine Welt ohne Rassismus“ gestartet. 
Diese erhielt bald rege Unterstützung. 
So fand eine Fotoaktion mit Menschen 
statt, die das Logo ablehnten und ein 
kurzes Statement zu Alltagsrassismus 
oder dem Logo auf Schildern zeigten. 
Doch erst nachdem im März in der gan- 
zen Stadt Aufkleber mit seinem Gesicht 
und dem Schriftzug „Rassismus ein Ge- 
sicht geben“ verklebt wurden, zeigte 
Neger eine wirkliche Reaktion. Und 
zwar in Form einer Strafanzeige. In der 
Folge eskalierte der Konflikt. In sozialen 
Netzwerken gründeten sich die Gruppen 
Gegen die Hetzer von Thomas Neger und Ein 
Herz für Neger, zu deren Unterstützung 
auch die NPD aufrief. Bei diesen Grup- 
pen tauchten Kommentare wie 


„Schlimm, dass Schwarze hier ihr Maul 


aufmachen dürfen“ oder „Die Gleise sind 
noch vorhanden“ auf. Anfang April be- 
richtete die Washington Post internatio- 
nal über die Eskalation. Als dann Mitte 
April die AZ ein Streitgespräch zwischen 
Thomas Neger und dem Ethnologie-Pro- 
fessor Matthias Krings veröffentlichte, 
flaute der Konflikt ab. 


Unter Druck 

In diesem Streitgespräch diskutierten 
weiße Männer miteinander: Über kolo- 
niale Bildsprache, „linke Aktivisten“ und 
„gemäßigte Menschen, die mit rechten 
Parolen nichts am Hut haben“. zu dem 
Konsens, dass ein gesellschaftlicher Ras- 
sismus existiert, kam man nicht. Dieser 
wurde im Verlauf dieses Konflikts aber 
mehr als deutlich: Zum Beispiel als 
Horst Radelli als „Willi Windhund“ in 
seiner Büttenrede exzessiv das N-Wort 
nutzte. Wenn Menschen bedroht wer- 
den, nachdem sie auf Grund ihrer Haut- 
farbe zu Logo-Kritiker_innen erklärt 
wurden. Tatsächliche Logo- 
Kritiker_innen wurden eingeschüchtert. 
Der Kreisvorsitzende der Jungen Union, 
Felix Leidecker, veröffentlichte Namen 
und Adresse von einem Unterstützer der 


„Das Logo muss weg“-Kampagne. Dieser 
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Links: Wie Rassismus aus Logos spricht... Rechts: Das ist übrig geblieben von einem Aufkleber, 
der einen lange bestehenden Konflikt öffentlich machte. 


erhielt Drohanrufe, vor seiner Haustür 
wurden Naziaufkleber verklebt. Darauf- 
hin wurde Anzeige gegen Leidecker 
wegen Nötigung erstattet. Doch die Ein- 
schüchterung hatte Erfolg: Menschen, 
die sich im Rahmen des Fotoprojekts 
hatten fotografieren lassen, baten 
darum, dass ihre Bilder aus dem Inter- 
net genommen werden. Der Druck 
wurde zu groß. 

Das Potential der mobilisierbaren Mehr- 
heitsgesellschaft kann auch einschüch- 
tern. Das Darmstädter Echo, eine Zeitung, 
zu deren Einzugsgebiet auch Mainz ge- 
hört, befragte im letzten Jahr ihre 
Leser_innen zur in der Fastnachtszeit 
aufgekommenen Kritik an dem Logo: 
86,01 % der 1.322 Teilnehmenden klick- 
ten bei der Frage „Änderung auch nach 
Jahren: Wie wichtig ist Political Correct- 
ness?“ auf „Man kann’s auch übertrei- 
ben“. 

Rassismus ist im liberalen Mainz durch- 
aus präsent. Angesprochen werden kann 
er, solange es sich ignorieren lässt. Von 
Nachdruck sollte lieber abgesehen wer- 
den. Sonst spaltet sich die Stadt auf. In 
diejenigen, die es mit der Auseinander- 
setzung mit dem rassistischen Alltag 


ernst meinen, auf der einen und denje- 
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nigen, die Veränderungen ablehnen, auf 
der anderen Seite. Die zweite Seite über- 
wiegt zahlenmäßig und verteidigt ihre 
Ablehnung mit harten Bandagen. 


Perspektiven 

Thomas Neger muss als das gesehen 
werden, was er ist: Weder jemand, der 
offensiv rassistische Propaganda ver- 
breitet, noch ein Unbeteiligter. Aller- 
dings muss ihm fehlende Empathie und 
ein großes Maß an Ignoranz unterstellt 
werden. In dieser Geschichte sind er und 
das Logo zu einer Symbolfigur gewor- 
den. Für ihn wäre es möglich gewesen, 
diesen Konflikt zu beenden und auf 
seine Unterstützer_innen einzuwirken. 
Letzteres hat er zumindest nicht mit der 
nötigen Nachhaltigkeit getan. Es ging 
hier weniger um seine Person als viel- 
mehr um den gesellschaftlichen Um- 
gang mit dem rassistischen Normalzu- 
stand. Dass die Auseinandersetzungen 
wichtig waren, zeigt auch die Art der 
medialen Berichterstattung. Dort hat ein 
Umdenken stattgefunden. Anfangs 
kaum wahrgenommen, kamen später 
auch Betroffene zu Wort. Mit der Zuspit- 
zung der Auseinandersetzung entwi- 


ckelte sich vor allem in den lokalen Me- 


Uncritical Whiteness 


dien ein Problembewusstsein: Wo an- 
fangs Kritiker_innen und gesellschaftli- 
cher Rassismus noch als Fastnachtsposse 
belächelt wurden, fand eine Entwick- 
lung statt, an deren Ende von Rassismus 
Betroffene und Bedrohte als solche an- 
erkannt wurden. 

Wie es jetzt weitergeht, bleibt abzuwar- 
ten. Aus politischer Sicht ist der Konflikt 
vorbei, die Fronten sind geklärt. Ein 
Wiederaufrollen des Konflikts würde 
wieder an der Person Thomas Neger 
hängen bleiben und dieselben Phrasen 
zu Tage fördern, die bereits artikuliert 
wurden. Die Auseinandersetzung muss 
also darüber hinausgehen. Der Fach- 
schaftsrat Ethnologie & Afrikastudien 
hat bereits Ende März in einer Presse- 
mitteilung angekündigt: „Solange der 
weißen Mehrheitsgesellschaft die Deu- 
tungshoheit über Themen eingeräumt 
wird (...), ist für uns die Rassismus-De- 
batte in Deutschland nicht beendet.“ 
Auch die „Das Logo muss weg“-Kampa- 
gne will weitermachen. So äußert sich 
David: „Man muss kein_e Rassismus-Ex- 
pert_in sein, um das Logo scheiße zu fin- 
den. Aber die Logo-Debatte ist nur ein 
Teil von dem, woran sich gesellschaftli- 
cher Rassismus entzündet. Diese Debatte 
steckt noch in den Kinderschuhen.“ Das 
Kampagnenziel bleibt. 

In dem Streitgespräch im April hat 
Neger angekündigt, einen „zeitgemäße- 
ren Entwurf“ des Logos mit Hilfe einer 
Design-Studentin zu überdenken. Bisher 
hat sich an dem Logo nichts geändert. 
Vielleicht lässt er erstmal etwas Gras 
über die Sache wachsen. Sollte er es än- 
dern, wäre das zwar nur ein kleiner 
Schritt in der Rassismus-Debatte, aber 
ein Logo weniger, in dem sich rassisti- 
sche Stereotype konservieren und das 
Menschen verletzt. Die Auseinanderset- 
zung mit Alltagsrassismus ist anstren- 
gend und schmerzhaft - aber sie ist not- 


wendig. 
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Kaltland 


Von Britta Kremers 


Kaltland 


Zwischen Abschottung, rechter Hetze 
und „Willkommenskultur“ gegenüber Geflüchteten 


Vielerorts äußert sich zum Teil aggres- 
sive Ablehnung von Geflüchteten. Die 
Zahl der Anschläge und Übergriffe ist in 
den vergangenen Monaten massiv ange- 
stiegen, die PEGIDA-Proteste des letzten 
Herbstes tragen hier sicherlich Früchte. 
Ihren Anfang nahm diese Entwicklung 
aber bereits im Herbst 2012 durch die 
von der Bundesregierung lancierte 
„neue Asyldebatte“. In LOTTA #50 be- 
schrieben wir die beginnenden Versu- 
che der extremen Rechten, sich wieder 
ihres klassischen Themas der 1980er 
und 1990er Jahre anzunehmen. Ob es 
ihnen mittlerweile gelungen ist, „sich 
ressentimentgeladenen BürgerInnen 
glaubwürdig als politikmächtiges 
Sprachrohr“ anzudienen, wollen wir in 
diesem Schwerpunkt klären. 

Zugleich muss der Blick auf die herr- 
schende Politik der EU und der Bundes- 
regierung geschärft werden: Letztere 
hat Anfang Juli mit dem „Gesetz zur 
Neubestimmung des Bleiberechts und 
der Aufenthaltsbeendigung“ eine wei- 
tere Änderung der Asylgesetzgebung be- 
schlossen, die die Kriminalisierung von 
Geflüchteten, Abschiebehaft und Einrei- 
sesperren von nun an wesentlich er- 
leichtern wird. Auf europäischer Ebene 
wird die Verantwortung für das massen- 
hafte Sterben an den EU-Außengrenzen 
„kriminellen Schlepperbanden“ zuge- 
schoben, während die grundlegenden 
Ursachen für die Situation unangetastet 
bleiben: Flüchtende Menschen nehmen 


lebensgefährliche Fluchtwege in Kauf, 
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weil es keine sicheren Migrationsrouten 
gibt, und das wiederum liegt an der Ab- 
schottungspolitik der EU. Ginge es in 
Fragen der EU-Grenzpolitik ernsthaft 
um Menschenleben, müsste das Ziel 
sein, sichere, legale Flucht- und Migrati- 
onswege nach Europa zu schaffen. Der 
Sündenbock-Diskurs um „Schlepper“ 
wirkt in diesem Zusammenhang wie ein 
Ablenkungsmanöver von der politischen 
Verantwortlichkeit. Stattdessen werden 
im Zuge der aktuellen Asylgesetzände- 
rung zur „Neubestimmung des Bleibe- 
rechts und der Aufenthaltsbedingun- 
gen“ ausgerechnet die Geflüchteten 
sanktioniert und kriminalisiert: Wer „zu 
seiner unerlaubten Einreise erhebliche 
Geldbeträge für einen Schleuser aufge- 
wandt“ hat, ist dort zu lesen, kann ein- 
gesperrt werden. Wer heute von Ras- 


sist_innen als „krimineller Asylbewer- 


Daniel Steinmaier analysiert einleitend die 
aktuelle deutsche Asylpolitik ............. 


SCHWERPUNKT 


ber“ diffamiert wird, kann also schon 
morgen per Gesetz tatsächlich zu einem 
gemacht werden. 

Von einer „Willkommenskultur“ kann in 
Anbetracht solcher politischer und ge- 
sellschaftlicher Entwicklungen eigent- 
lich nicht gesprochen werden. Und den- 
noch: Nicht zuletzt in der Konfrontation 
mit rassistischen Mobilisierungen zeigt 
sich, dass viele Menschen stärker sensi- 
bilisiert für die Thematik von Flucht und 
Asyl sind. Sie zeigen sich solidarisch mit 
Geflüchteten, leisten Unterstützung, 
helfen Abschiebungen zu verhindern. 
Seit Jahren wächst außerdem an vielen 
verschiedenen Orten der Protest von Ge- 
flüchteten selbst, oft unterstützt durch 
antirassistische Initiativen. Diese sozia- 
len und politischen Kämpfe und die Öf- 
fentlichkeit, die sie schaffen, gilt es 


mehr denn je zu stärken. 
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Der taz-Redakteur Christian Jakob zeigt auf, dass die EU trotz des Massensterbens im 


Mittelmeer weiterhin auf Abschottung setzt 
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Mit der Agitation der extremen Rechten gegen Asylsuchende - schwerpunktmäßig 
in den LOTTA-Ländern NRW, Rheinland-Pfalz und Hessen - beschäftigen sich Tor- 


ben Heine und Tobias Hoff ..................... 
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Lina Hentschke, Tobias Schuster und Alex Wißmann stellen beispielhaft vier Initiati- 


ven vor, die für die Rechte von Geflüchteten kämpfen und eine „Willkommenskul- 


tur“ vor Ort stärken wollen ...unsn 
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Von Daniel Steinmaier 


Vom guten und 
vom schlechten Fluchtling 


Asylpolitik in Deutschland 


Von der Bundeskanzlerin bis zum Lokalpolitiker: Alle betonen, es müsse 


unterschieden werden zwischen Schutzberechtigten und Nicht-Schutzbe- 


rechtigten. Als wäre das nicht ohnehin der Fall. Warum aber wird das im 
Asylsystem eigentlich Selbstverständliche so mantraartig wiederholt? 


Im sächsischen Freital scheinen im Juni 
2015 die 1990er Jahre wider: Rund 100 
„besorgte BürgerInnen“ versammeln 
sich vor einem ehemaligen Hotel, in 
dem mehrere Hundert Flüchtlinge not- 
dürftigst untergebracht sind, und pö- 
beln drohend in Richtung der Asylsu- 
chenden, die in Bussen zur Unterkunft 
gefahren werden. „Kann nicht jemand 
auf den Tank vom Bus schießen?“, kom- 
mentiert einer auf der Facebook-Seite 
„Freital wehrt sich. Nein zum Hotel- 


heim“. Die Administratoren der Seite 
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triumphieren angesichts des rassisti- 
schen Mobs: „Der Zulauf ist immer noch 
groß! Ihnen gegenüber stehen nur 15 
Gutmenschen. Dazwischen ein Auto der 
Polizei.“ 

An die 1990er Jahre erinnert nicht nur 
die Pogromstimmung vor dem Heim, 
sondern auch die Rhetorik des örtlichen 
CDU-Bürgermeisters. Dieser wird mit 
einem Satz zitiert, der der Hetze des 
ehemaligen PEGIDA-Anführers Lutz 
Bachmann in nichts nachsteht: „Es muss 


stärker unterschieden werden zwischen 





wirklich Hilfsbedürftigen und sogenann- 
ten Glücksrittern, die nach Deutschland 
kommen, um auf Kosten der Gemein- 
schaft ein sorgloses Leben ohne Gegen- 
leistung zu führen.“ 

Aber das ist Sachsen. Angela Merkel for- 
muliert das etwas anders: „Wir sind uns 
einig, dass unterschieden werden muss 
zwischen jenen, die einen Anspruch auf 
Schutz haben und jenen, die einen sol- 
chen Anspruch nicht haben“, so die 
Bundeskanzlerin am 18. Juni bei der Prä- 
sentation des Bund-Länder-Maßnah- 
menpakets zur Asyl- und Flüchtlingspo- 
litik. Von „Glücksrittern“ oder „Asylbe- 
trügern“ spricht die Kanzlerin nicht, 
auch nicht von „massenhaftem Asyl- 


missbrauch“ - das überlässt sie dem Ko- 
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alitionspartner CSU - ‚sondern vor 
allem von Willkommenskultur und Inte- 
gration, von Dankbarkeit gegenüber 
allen, die sich für Flüchtlinge einsetzen. 
Von der hetzerischen Rhetorik der 
1990er Jahre ist die CDU - mit Ausnah- 
men wie etwa in der sächsischen Pro- 
vinz - bislang noch entfernt. 

Dennoch: Dass die Struktur der Aussa- 
gen des Freitaler Bürgermeisters und 
der Kanzlerin dieselbe ist, ist kein Zufall. 
Zwar betont Merkel eigentlich nur, was 
für das Asylsystem ohnehin konstitutiv 
ist - dass unterschieden wird zwischen 
Schutzberechtigten und jenen, die an- 
geblich keines Schutzes bedürfen. 
Gleichzeitig wird so getan, als wäre bis- 
lang hierzulande jeder und jede mit of- 


fenen Armen empfangen worden. 


Steigende Asylantragszahlen 
Doch zunächst zur Ausgangslage: Rund 
173.000 Asylerstanträge wurden 2014 in 
Deutschland gestellt, 2015 waren es von 
Januar bis Mai bereits rund 126.000. 
Auch wenn diese Zahlen noch nicht an 
die hohen Zahlen der frühen 1990er 
Jahre heranreichen und überaus gering 
sind, wenn man berücksichtigt, dass laut 
UNHCR weltweit 60 Millionen Menschen 
auf der Flucht sind: Die Asylzugangszah- 
len in Deutschland sind in den letzten 
zehn Jahren deutlich gestiegen. 2007 
hatte die Zahl der Asylerstanträge mit 
rund 19.000 einen historischen Tief- 
stand erreicht, seither lag die Zahl jedes 
Jahr höher. 

So sehr es jene Deutschen, die sich gern 
als „Anwohner“ und noch viel lieber als 
„Steuerzahler“ titulieren, überrascht, 
dass das Elend dieser Welt plötzlich wie- 
der Auswirkungen hat auf ihre von Lan- 
geweile und Konsum geprägte Komfort- 
Zone - und sei es auch nur, dass sie im 
Lokalblatt davon lesen müssen, dass ir- 
gendwo im Ort Flüchtlinge in eine leer- 
stehende Schule ziehen müssen: Wer ein 


wenig Tagesschau sieht, weiß, warum die 
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Flüchtlingszahlen steigen. Im letzten 
Jahr stammten 22,7 Prozent der Asylsu- 
chenden aus Syrien, wo das Assad-Re- 
gime Fassbomben auf Wohngebiete ab- 
wirft und der IS große Teile des Landes 
kontrolliert. 7,6 Prozent stammten aus 
Eritrea, wo die Militärdiktatur BürgerIn- 
nen zur Zwangsarbeit verpflichtet, in 
Geheimgefängnissen foltert oder ver- 
schwinden lässt. 5,3 Prozent kamen aus 
Afghanistan, wo die Taliban auf dem 
Vormarsch sind, 3,2 Prozent stammten 
aus Somalia, wo die Al Shabab-Miliz wie 
auch ihre Gegner schwere Menschen- 
rechtsverletzungen verüben, und 3,1 
Prozent kamen aus dem in Teilen vom IS 
beherrschten Irak. 

Dementsprechend fiel die sogenannte 
Gesamtschutzquote 2014 verglichen mit 
den Vorjahren hoch aus. Die Zahl, die 
zusammenfasst, bei wie vielen der ge- 
troffenen Entscheidungen ein Schutzsta- 
tus zugebilligt wurde, lag nach der Dar- 
stellung des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) 2014 bei 31,5 Prozent. 
Zieht man von der Gesamtsumme der 
Entscheidungen formelle Verfahrenser- 
ledigungen ab - etwa Dublin-Verfahren 
- und berücksichtigt nur die inhaltli- 
chen Entscheidungen, liegt die Schutz- 
quote 2014 gar bei 48,5 Prozent. Rechnet 
man zusätzlich mit ein, dass bei 10,5 
Prozent der Klagen gegen BAMF-Ent- 
scheidungen Verwaltungsgerichte zu- 
gunsten der Betroffenen urteilten, liegt 
die Erfolgsquote letztlich bei über 50 
Prozent. 

Wenn selbst das BAMF trotz oft restrikti- 
ver Entscheidungen zu einer vergleichs- 
weise hohen Schutzquote kommt, dann 
lässt sich die Mär vom „massenhaften 
Asylmissbrauch“, wie sie zuletzt CSU- 
Chef Horst Seehofer bemühte, selbst aus 
konservativer Sicht nicht halten. Das 
wissen auch Bundeskanzlerin Merkel 
und ihr Innenminister Thomas de Mai- 
ziere, die sich beide gern als moderat 


und besonnen präsentieren. 
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Druck auf die Große Koalition üben auch 
die Kommunen aus, die darauf drängen, 
die Flüchtlingszahlen irgendwie zu sen- 
ken. Denn vielerorts sind die Erstauf- 
nahmelager und kommunalen Unter- 
künfte heillos überbelegt. Nicht, weil 
mehrere Hunderttausend Flüchtlinge 
Deutschland - das zu den 20 reichsten 
Staaten der Erde gehört - vor objektive 
Probleme stellen würden, sondern weil 
viele Kommunen ihre Planung vor Jah- 
ren an den damals historisch niedrigen 
Antragszahlen orientierten und Unter- 
künfte schließen ließen. Und wo neue 
Unterkünfte entstehen sollen, protes- 
tiert nicht selten die Anwohnerschaft: 
Sei es mit offen rassistischen Parolen 
oder unter dem Motto: „Refugees wel- 
come - aber bitte nicht in unserer 
Nachbarschaft“. 


Ausweitung „sicherer Her- 
kunftsstaaten“ 

So wird das Augenmerk auf Flüchtlinge 
aus jenen Ländern gerichtet, aus denen 
in den Medien hierzulande nicht ständig 
über Menschenrechtsverletzungen be- 
richtet wird. Unter den zehn Haupther- 
kunftsländern 2014 waren dies: Serbien 
mit 9,9 Prozent der Antragstellenden, 
Albanien (4,5 Prozent), Kosovo (4,0 Pro- 
zent), Bosnien & Herzegowina (3,3 Pro- 
zent) und Mazedonien (3,2 Prozent). 
Schon im Koalitionsvertrag hatten sich 
SPD und CDU/CSU Ende 2013 darauf ge- 
einigt, Serbien, Bosnien & Herzegowina 
und Mazedonien zu sogenannten „siche- 
ren Herkunftsländern“ zu erklären, um 
Asylsuchende aus diesen Staaten schnell 
wieder abschieben zu können - oder 
schon vor der Flucht abzuschrecken. Die 
Grundvoraussetzung dafür zu schaffen, 
war einfach: Flüchtlinge aus diesen Staa- 
ten wurden schon vor der entsprechen- 
den Gesetzesänderung in voreingenom- 
menen Schnellverfahren abgelehnt - um 


die Schutzquote für die drei Staaten 
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nahe Null zu drücken. So wurde de- 
monstriert, was zu demonstrieren war: 
Flüchtlinge aus Serbien, Bosnien & Her- 
zegowina und Mazedonien haben keinen 
Anspruch auf Schutz. 

Dass Menschenrechtsorganisationen wie 
Pro Asyl anmahnten, dass in den Staaten 
Roma und Romnja und andere Minder- 
heiten massiv rassistisch diskriminiert 
werden - und diese Diskriminierung 
häufig so weit geht, dass den Betroffe- 
nen der Zugang zu Arbeit, zu medizini- 
scher Versorgung, zu regulären Woh- 
nungen und oft gar zu sauberem Trink- 
wasser verwehrt bleibt, und sie daher 
durchaus asylrechtlich relevant sein 
kann - wurde übergangen. Ebenso 
wurde die politische Instabilität in die- 
sen Staaten, die jüngst in Mazedonien in 
Form bewaffneter Auseinandersetzun- 
gen zum Ausdruck kam, geflissentlich 
ignoriert. Im Bundesrat ermöglichte 
Baden-Württembergs grüner Minister- 
präsident Winfried Kretschmann die Ge- 
setzesänderung, obwohl Teile der grü- 
nen Basis darauf hinwiesen, dass damit 
ein Gesetz gebilligt würde, das auf der 
Asylrechtsänderung von 1993 fußt, mit 
der die Union die Drittstaatenregelung 
und eben auch das Konzept der „siche- 


ren Herkunftsstaaten“ durchgesetzt 
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hatte, um es dem rassistischen Mob 
rechtzumachen und Deutschland so gut 
wie möglich abzuschotten. 

Mittlerweile passiert, was Kritiker vo- 
rausgesagt hatten: Die Liste der „siche- 
ren Herkunftsstaaten“ soll, so fordert es 
die CSU, durch weitere Staaten ergänzt 
werden: Ob Kosovo und Albanien ebenso 
auf die Liste können, wird von der Bun- 
desregierung derzeit geprüft. Die Ten- 
denz, die Unterscheidung zwischen 
Schutzberechtigten und Nicht-Schutzbe- 
rechtigten nicht länger in einem indivi- 
duellen Asylverfahren feststellen zu las- 
sen, sondern durch undifferenzierte, der 
politischen Opportunität folgende Pau- 
schalurteile, zeigt sich auch in anderen 
Bereichen - jüngst beim Bund-Länder- 
Beschluss zur Asylpolitik. Dort wurde 
Flüchtlingen der Zugang zu Integrati- 
ons- und damit zu Sprachkursen in Aus- 
sicht gestellt - jedoch nur für Flücht- 
linge mit „guter Bleibeperspektive“. 


Statistik 

bestimmt Perspektiven 

Die Entscheidung, wem eine „gute Blei- 
beperspektive“ eingeräumt wird und 
wer mangels Bleibeperspektive ausge- 
grenzt werden soll, soll sich schlicht an 
der statistischen Marge der Schutzquote 


Asylpolitik in Deutschland 


des jeweiligen Herkunftslands orientie- 
ren. Dabei wird restriktiv vorgegangen. 
Offenbar könnte künftig gelten: Wer aus 
einem Staat kommt, dessen Schutzquote 
nach Bundesamtsentscheidung bei über 
50 Prozent liegt, bekommt Integrations- 
hilfen. Alle anderen haben in Sachen In- 
tegration das Nachsehen - und das sind 
viele, wie ein Blick auf die vom BAMF 
berechneten Schutzquoten offenbart. 
Unter den zehn Hauptherkunftsländern 
2014 erfüllten gerade mal drei diese 
Marge: Syrien, Irak und Eritrea. 

Bund und Länder haben sich zudem da- 
rauf geeinigt, Betroffene aus Ländern 
mit einer „relativ hohen Anzahl von 
Asylsuchenden bei zugleich besonders 
niedriger Schutzquote“ in Großunter- 
künften zu kasernieren und nach ihrer 
möglichst schnellen Ablehnung mög- 
lichst zeitnah abzuschieben. Egal, wie 
plausibel und asylrechtlich relevant die 
Fluchtgründe eines Einzelnen auch sein 
mögen: Darüber, ob ein Flüchtling Mo- 
nate seines Lebens in schäbigen Massen- 
unterkünften ohne Zugang zu Integrati- 
onshilfen verliert, entscheidet allein der 
statistische Wert der Schutzquote seines 
Herkunftslandes. 

Der Bund-Länder-Beschluss tangiert 
aber auch die Asylverfahren selbst. Über 
die Anträge von Personen aus Ländern 
mit „geringer Bleibeperspektive“ soll 
künftig in vier zentralen Entscheidungs- 
zentren nach Aktenlage entschieden 
werden. Offenbar sollen die bis zu 2.000 
neuen BAMF-MitarbeiterInnen, die das 
Amt bis 2016 einarbeiten muss, ihre ers- 
ten Erfahrungen mit dem Erstellen Tau- 
sender Ablehnungsbescheide auf der 
Basis von Textbausteinen sammeln, 
ohne die Betroffenen selbst angehört zu 
haben. Von einem individuellen Asylver- 
fahren kann unter diesen Umständen 


nicht mehr die Rede sein. 
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Asylpolitik in Deutschland 


Ausweitung der Inhaftierung 
beschlossen 

Am 2. Juli billigte der Bundestag eine 
weitere Asylrechtsverschärfung: Das Ge- 
setz zu „Bleiberecht und Aufenthaltsbe- 
endigung“ stellt vielen seit Jahren in 
Deutschland nur geduldeten Menschen 
zwar ein Bleiberecht in Aussicht, doch 
hat das Gesetz zwei entscheidende 
Haken. Zum einen sieht es vor, dass die 
Ausländerbehörden Betroffene vom 
Bleiberecht ausschließen können, indem 
sie ihnen ein sogenanntes Aufenthalts- 
verbot aussprechen. Wer ein Aufent- 
haltsverbot erhalten hat, darf keinen 
Aufenthaltstitel erhalten - selbst wenn 
er sonst die Voraussetzungen für ein 
Bleiberecht erfüllen würde. Der Gesetz- 
geber gibt den Ausländerbehörden hier 
weitreichende Macht, nach eigenem Er- 
messen zu entscheiden. 

Zum anderen zielt das Gesetz auf eine 
Ausweitung der Abschiebungshaft. Als 
Haftgründe gelten fortan falsche oder 
unvollständige Angaben gegenüber den 
Behörden, ein fehlender Pass, Geldzah- 
lungen an „Schlepper“, die Umgehung 
von Grenzkontrollen bei der Einreise 
oder schlicht die Tatsache, dass die Be- 
troffenen aus einem anderen EU-Staat 
eingereist sind, bevor dort über ihren 
Asylantrag entschieden worden ist. Da 
etwa Passlosigkeit oder Geldzahlungen 
an „Schlepper“ unvermeidbare Begleit- 
erscheinungen einer Flucht sind, droht 
damit fast allen Flüchtlingen künftig 
Haft. 

Wie gravierend die Auswirkungen des 
Gesetzes sein könnten, zeigt sich in An- 
betracht der Tatsache, dass 2014 jeder 
fünfte Asylsuchende in Deutschland in 
die Fänge des sogenannten Dublin-Sys- 
tems geriet. Die Dublin-Verordnung, das 
Kernstück der europäischen Flüchtlings- 
politik, schreibt vor, dass Asylsuchende 
ihr Asylverfahren in jenem EU-Staat 
durchlaufen müssen, den sie zuerst be- 


treten haben. Ein fataler Mechanismus, 
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der die EU-Randstaaten unter Druck 
setzt, die EU-Außengrenzen möglichst 
dicht zu machen. Da in den EU-Rand- 
staaten wie Italien, Malta, Griechenland, 
Ungarn oder Bulgarien die Situation der 
Schutzsuchenden von Haft, Elend, Ob- 
dachlosigkeit geprägt ist, bleibt den Be- 
troffenen kaum etwas anderes übrig, als 
weiter zu fliehen. Wer aber bereits in 
einem anderen EU-Staat registriert ist, 
dem droht die Abschiebung aus 
Deutschland zurück an den Rand der EU 
- und dank des neuen Gesetzes bald in 
viel mehr Fällen als bisher auch Ab- 
schiebungshaft. 

Damit soll das Dublin-System effektiver 
und damit noch rücksichtsloser durch- 
gesetzt werden. Denn bisher liegt die 
Zahl der „Dublin-Abschiebungen“ stets 
weit unter der Zahl der sogenannten 
Übernahmeersuchen an andere EU-Staa- 
ten, die einer „Dublin-Abschiebung“ vo- 
rausgehen: Stellte Deutschland 2014 
35,115 Übernahmeersuche (Über 9.000 
allein an Italien, 4.400 an Bulgarien, 
3.900 an Ungarn), folgten dem insge- 
samt „nur“ 4.772 Abschiebungen. Die 
Zahl der „Dublin-Abschiebungen“ zu er- 
höhen, ist neben der Schnellabfertigung 
der Flüchtlinge aus den Balkanstaaten 
offenkundig der zweite Hebel, den die 
Bundesregierung anzusetzen gedenkt, 
um die Zahl der Flüchtlinge zu reduzie- 
ren. In diesem Fall frei nach dem Motto: 
Ob schutzberechtigt oder nicht - wir 
sind nicht zuständig. Egal, ob die Betrof- 
fenen in Italien Obdachlosigkeit, in Un- 
garn Inhaftierung oder in Bulgarien ras- 
sistischen Schlägern ausgeliefert wer- 


den. 


Bloß eine zynische Ablen- 
kungsstrategie? 

Von den Verschärfungen des Asylrechts 
nimmt die Öffentlichkeit jedoch nur be- 
grenzt Notiz. Denn den medialen Dis- 
kurs prägen - gleichsam als Antipode 


zur rassistischen Hetze von PEGIDA und 
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Co. - viele positive Nachrichten: Be- 
richte über lokale Willkommensbünd- 
nisse, Aufnahmeprogramme für syrische 
Flüchtlinge, Verbesserungen in Sachen 
Arbeitsmarktzugang und Integration, 
die kommende Bleiberechtsregelung, 
flüchtlingsfreundliche Worte von Bun- 
despräsident und Bundeskanzlerin. Dies 
alles als zynische Ablenkungsstrategie 
von der fortschreitenden Verstümme- 
lung des Aslyrechts und der tödlichen 
Abschottungspolitik Europas zu begrei- 
fen, griffe jedoch zu kurz. Sieht man sich 
den asylpolitischen Diskurs vieler ande- 
rer EU-Staaten an, kann man für das hie- 
sige Gerede über Willkommenskultur 
noch dankbar sein: Die ungarische Re- 
gierung vermeldet, das Boot sei voll und 
baut einen Sperrzaun, Dänemarks Regie- 
rung streicht Asylsuchenden radikal die 
Sozialleistungen zusammen, Österreichs 
Innenministerin Johanna Mikl-Leitner 
verkündet, alle Asylverfahren zu stop- 
pen, um Dublin-Abschiebungen zu prio- 
risieren, Frankreichs Ex-Präsident Nico- 
las Sarkozy vergleicht in Europa ankom- 
mende Schutzsuchende mit Abwässern - 
die Liste ließe sich fortsetzen. Vor dem 
Hintergrund des rassistischen Main- 
streams in der EU erscheint der asylpoli- 
tische Diskurs in Deutschland noch rela- 


tiv entspannt. Zumindest bislang. 
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Von Christian Jakob 


Kein Schutz, 


Die EU-Politik trägt die Verantwortung für das Massensterben im Mittelmeer 


sondern Abschottung 


Die EU-Politik trägt die Verantwortung 
für das Massensterben im Mittelmeer 


Etwa 137.000 Menschen wagten bislang in diesem Jahr die Flucht über 
das Mittelmeer - mehr als je zuvor. „Europa erlebt eine maritime 
Flüchtlingskrise von historischem Ausmaß“, erklärte das UN-Flüchtlings- 
werk UNHCR. Die allermeisten der irregulären Migrantinnen seien wegen 
Kriegen, Konflikten und Verfolgung auf der Flucht. In Sicherheit aber 
sind sie nicht: Mindestens 1.867 Menschen starben in diesem Jahr be- 


reits bei der Flucht über das Mittelmeer. Auch das ist ein Rekord. Die 
Menschen starben vor dem Einsatzgebiet der „Iriton“-Mission der EU- 


Grenzschutzagentur „Frontex“. 


Nach zwei schweren Unglücken im April 
hatte der Frontex-Chef Fabrice Leggeri es 
noch einmal im britischen Guardian zu 
Protokoll gegeben: „Triton kann keine 
Such- und Rettungsoperation sein. Das 
ist nicht unser Mandat.“ Frontex ist zum 
Schützen von Grenzen da und keine Ge- 
sellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger - 
das ist die simple Wahrheit. Bis nach 
Brüssel drang sie nicht: Einen Tag später 
trafen sich dort die EU-Staats- und -Re- 
gierungschefs. Sie beschlossen ein So- 
fortprogramm zur „Verhütung weiterer 
Lebensverluste auf See“. Dessen Kern: 
eine Verdreifachung des Budgets der 
Frontex-Operation „Triton“ auf 9 Millio- 
nen Euro im Monat. Genau so viel hat 
Italiens Seerettungsmission „Mare Nos- 
trum“ gekostet. Die wurde eingestellt, 
weil die EU nicht dafür bezahlen wollte. 
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Die Italiener patrouillierten bis an die li- 
bysche Küste, Frontex sollte sich zu- 
nächst nur auf die italienischen Gewäs- 


ser beschränken. 


Keine europäische Einigung 
Der Streit um den Umgang mit den 
Flüchtlingen spaltet Europa. Noch 
immer weigert sich die EU, einen legalen 
Zugang für Schutzsuchende einzurich- 
ten. Die Länder an den Außengrenzen 
drängen immer lauter auf eine Reform 
des Dublin-Systems, das diesen Staaten 
die Verantwortung für die Ankömm- 
linge zuschiebt. Nach den beiden großen 
Unglücken im April wuchs der öffentli- 
che Druck. Jeder Versuch, eine faire eu- 
ropäische Lastenteilung zu schaffen, 
scheiterte aber. Zwar einigten sich die 


EU-Staaten am 26. Juni auf eine seit lan- 


gem geforderte Quote zur Verteilung 
von Asylsuchenden. Doch anders als ur- 
sprünglich vorgesehen, soll diese nur 
auf freiwilliger Basis gelten und auf ins- 
gesamt nur 60.000 Menschen beschränkt 
bleiben. Die Dublin-Regelung bleibt in 
Kraft. 

40.000 Flüchtlinge, deren Asylantrag be- 
reits anerkannt wurde, sollen in den 
kommenden zwei Jahren über die EU 
verteilt werden, davon 24.000 Asylsu- 
chende aus Italien und 16.000 aus Grie- 
chenland. 20.000 weitere Menschen sol- 
len aus Lagern außerhalb Europas kom- 
men, vor allem aus Anrainerstaaten Sy- 
riens. Deutschland will etwa 8.000 Asyl- 
suchende aufnehmen. Die Verteilung 
soll im Spätsommer beginnen. Der belgi- 
sche Ministerpräsident Charles Michel 
sagte nach den Verhandlungen, er habe 
„ein für Europa unwürdiges Spektakel 
erlebt“. Vor allem osteuropäische und 
baltische Staaten, aber auch Großbritan- 
nien hatten sich gegen eine für alle ver- 
bindliche Quote gewehrt. So sagte Un- 
garns rechtsnationaler Ministerpräsi- 
dent Viktor Orbän, es sei beschlossen 
worden, „was die Interessen der Ungarn 


schützt und bedient“. Man dürfe „weder 
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Die EU-Politik trägt die Verantwortung für das Massensterben im Mittelmeer 


der Versuchung schöner Worte erliegen, 
noch dem Mitgefühl.“ 

Schon zuvor war der Streit zwischen der 
ungarischen Regierung und der EU eska- 
liert. Zunächst hatte die ungarische Re- 
gierung verkündet, das Dublin-III-Ab- 
kommen zur Rückführung von Flücht- 
lingen auf unbestimmte Zeit auszuset- 
zen. Das Land wolle bis auf weiteres 
keine Flüchtlinge aus anderen EU-Staa- 
ten zurücknehmen - ein offener Bruch 
des EU-Rechts. Orbän sagte, zu erwarten 
sei derzeit „keine Flüchtlingswelle, son- 
dern eine Völkerwanderung“. Sein Land 
sei nicht bereit, Flüchtlinge aufzuneh- 
men, die in Griechenland EU-Boden be- 
treten hätten: „Ungarn grenzt nicht an 
Syrien. In Griechenland sind die Flücht- 
linge bereits in Sicherheit.“ Anfang Juli 
stimmte das ungarische Parlament für 
die Errichtung eines 175 Kilometer lan- 
gen Zauns an der Grenze zu Serbien. 

Die EU-Grenzagentur Frontex bezeichnet 
die Landroute nach Ungarn seit kurzem 
als Haupttransitroute für MigrantInnen, 
die die EU über Griechenland und Bulga- 
rien betreten haben. Kamen 2012 rund 
2.000 Flüchtlinge nach Ungarn, waren es 
nach offiziellen Angaben zwischen dem 
1. Januar und dem 22. Juni dieses Jahres 
bereits mehr als 60.000. Die Balkanroute 
sei auch eine „sicherere Option“ als die 
Flucht über das Mittelmeer. Doch das ist 
fraglich. Anfang Juli präsentierte Am- 
nesty International eine Untersuchung, 
laut der Flüchtlinge in Serbien und Ma- 
zedonien häufig von staatlichen Behör- 
den oder kriminellen Banden misshan- 
delt und erpresst werden. Zudem wer- 
den die Asylsuchenden dort demnach 
oft daran gehindert, in die EU weiterzu- 
reisen. Die beiden Länder wurden 2014 
in Deutschland als „sichere Herkunfts- 
staaten“ eingestuft. Selmin Caliskan von 
Amnesty sagte, die Flüchtlinge säßen in 
Mazedonien und Serbien in der Falle. Sie 
hätten keine Chance auf ein faires Asyl- 


verfahren, das ihnen nach internationa- 
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lem Recht zustünde. Selbst wenn sie es 
nach Ungarn schafften, drohe ihnen 


auch dort Gewalt. 


Mit Militär gegen Flüchtlinge 
Nicht nur an der Verteilung von Flücht- 
lingen scheiterte die EU, sondern vor- 
erst auch an dem geplanten Militärein- 
satz gegen sogenannte Schlepper. Statt, 
wie geplant, deren Basen in Libyen per 
Raketenbeschuss anzugreifen, sollen sie 
zunächst nur ausgeforscht werden - die 
„Phase eins“ einer seit April geplanten 
EU-Operation. Für einen weitergehen- 
den Einsatz, etwa zur Zerstörung von 
Schlepperbooten in libyschen Hoheits- 
gewässern, fehlt der EU noch ein UN- 
Mandat und die Zustimmung der liby- 
schen Regierung. 

Auch der EU-Kommission wird klar ge- 
wesen sein, dass es kein besonders er- 
folgversprechender Plan ist, potenzielle 
Flüchtlingsboote aus der Luft zu suchen 
und sie dann per Luftschlag zu zerstö- 
ren. Zivile Opfer wären programmiert - 
LibyerInnen ebenso wie MigrantInnen. 
Auch müsste die EU dann erklären, 
warum sie zu den Waffen greift, um un- 
erwünschte MigrantInnen abzuwehren, 
die IS-Dschihadisten aber ungestört 
schalten und walten lässt. Viel wahr- 


scheinlicher ist daher, dass Brüssel ver- 
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sucht hat, mit der martialischen Offen- 
sive davon abzulenken, dass die EU sich 
auf keine substanzielle Strategie einigen 
kann, um die eskalierende Lage am Mit- 
telmeer zu beruhigen. 

Vorerst werden die 28 EU-Mitgliedstaa- 
ten zu Wasser, aus der Luft und dem All 
mit Satellitenbildern Informationen 
über Fluchtrouten aus Nordafrika sam- 
meln. Auch Polizei und Geheimdienste 
sollen mitwirken. Eine tragende Rolle 
spielt dabei das Joint Operational Team 
Mare (JOT Mare). Das Aufklärungszen- 
trum der EU-Polizeibehörde Europol 
nahm im März seine Arbeit auf, auch das 
BKA ist beteiligt. Alleinige Aufgabe der 
Sondereinheit mit Sitz in Den Haag ist 
das Aufspüren von „Schleppern“. Dazu 
bedient sie sich kriminalpolizeilicher 
Methoden wie Telefonüberwachung 
oder der Kontrolle grenzüberschreiten- 
der Banküberweisungen. 

Deutschland hatte Anfang Mai zwei Bun- 
deswehrschiffe ins Mittelmeer entsandt. 
Sie sind zunächst nicht an der „Triton“- 
Mission beteiligt, sondern unterstützen 
die italienische Küstenwache bei Ret- 
tungseinsätzen. Langfristig sollen je- 
doch auch sie „Schleuserkriminalität“ 
aktiv bekämpfen. 
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Unsere TrepmiTE gegen Asylmissbrauch 


ABSCHIEBEN 


ABSCHIEBEN 
ABSCHIEBEN 


Von Tobias Hoff und Torben Heine 


Hochkonjunktur 
eines Kernthemas 


Extrem rechte Agitation gegen Asylsuchende 


Seit dem Sommer 2012 wird in Deutschland, zum Teil in polemischem 
Tonfall, eine „neue Asyldebatte“ geführt. In der Debatte gebräuchliche 
„Problembeschreibungen“ wie „Asylbewerber-Zustrom“, „überforderte 
Kommunen“ oder „Missbrauch des Asylrechts“ bieten der extremen 
Rechten Anknüpfungspunkte für ihre Kampagnen. Zurzeit ist die Agita- 
tion gegen Asylsuchende gleichermaßen das Schwerpunktthema von 
RechtspopulistInnen, NPD und Neonazis. Die Folge ist steigende Gewalt. 


Es ist ein Kernthema der extremen 
Rechten, das gleichwohl Konjunkturen 
unterliegt: Den Höhepunkt der Mobil- 
machung gegen Geflüchtete stellten die 
ersten Jahre nach der „Wiedervereini- 
gung“ mit zahlreichen Anschlägen und 
pogromartigen Ausschreitungen dar. Die 
Mobilisierung von Rechtsaußen stand 
damals in einem Wechselverhältnis zur 


Agitation der bürgerlichen Parteien 
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gegen das Grundrecht auf Asyl, das 
schließlich im Mai 1993 durch eine Ge- 
setzesänderung so massiv eingeschränkt 
wurde, dass von einer faktischen Ab- 
schaffung gesprochen werden kann. Die 
Kampagnen der extremen Rechten aber 
hatten ihre Vorläufer in den 1980er Jah- 
ren. Bereits damals war auffällig, dass 
die Themen „Asyl“ und „Überfremdung 


durch Ausländer“ aufs engste miteinan- 





der verwoben waren. Es ging stets nicht 
bloß gegen Asylsuchende, denen man 
„Kriminalität“ und „Erschleichen von 
Sozialleistungen“ vorwarf, sondern zu- 
gleich um einen umfassenden „Auslän- 
derstopp“ und die Forderung nach einer 
„Volksgemeinschaft“ ohne Nicht-Weiße 
und Zugewanderte. Diese Verschrän- 
kung fand ihren brutalen Ausdruck in 
zahlreichen rassistischen Angriffen. 
Nach der Änderung des Asylrechts 
wurde das Thema zunehmend verdrängt 
durch das Bedrohungsszenario einer an- 
geblichen „Islamisierung“. 

Erst 2012 wurden vor dem Hintergrund 
der medialen Diskussion über steigende 
Asylantragszahlen und einer befürchte- 


ten „Armutszuwanderung“ aus EU-Staa- 
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ten wieder verstärkt Forderungen gegen 
„Asylmissbrauch“ erhoben. Diesen alten 
rechten Kampfbegriff hatte der dama- 
lige Bundesinnenminister Hans-Peter 
Friedrich salonfähig gemacht, als er im 
Oktober 2012 in Hinblick auf Asylsu- 
chende aus Serbien, Mazedonien und 
Bosnien & Herzegowina von „Asylmiss- 
brauch“ gesprochen und die Wiederein- 
führung der Visumspflicht gefordert 
hatte. Die extreme Rechte nahm diese 
und andere politische Steilvorlagen aus 
der herrschenden Politik dankbar auf. 
So verwandte die Bürgerbewegung pro 
NRW für ihre Kampagne zum Kommu- 
nalwahlkampf 2014 einen Ausspruch des 
CSU-Vorsitzenden Horst Seehofer: „Wer 
betrügt, der fliegt“. 


Mobilisierungen gegen Unter- 
künfte 

Die pro-Gruppen gehörten mit zu den 
ersten Rechtsaußen-Gruppen, die das 
Thema in den Mittelpunkt einer Kampa- 
gne stellten. Im Februar 2013 verkün- 
dete pro NRW den Start einer „Volksini- 
tiative gegen Asylmissbrauch“, bei der 
66.000 Unterschriften gesammelt wer- 
den sollten. Die Unterschriften kamen 
nicht zusammen, aber eine „Kundge- 
bungstour“ machte in 23 nordrhein- 
westfälischen Städten Station vor Unter- 
künften von Asylsuchenden und Häu- 
sern, die von zugewanderten Roma und 
Romnja bewohnt wurden. Pro NRW ver- 
suchte dann ihre aus den Kampagnen 
gegen Moscheebauvorhaben bekannten 
Agitationsmittel - Wortergreifungen, In- 
fostände und Flugblattverteilungen - in 
der lokalen Auseinandersetzung um ge- 
plante Unterkünfte für Asylsuchende zu 
nutzen. In Duisburg-Neumühl gelang es 
pro NRW zeitweise, an den Protest von 
AnwohnerInnen anzudocken, die sich 
auch an Demonstrationen beteiligten. In 
Köln hingegen zeigten sich die Grenzen 
dieser Strategie: trotz zahlreicher Aktio- 


nen gelang es hier nicht - anders als vor 
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Extrem rechte Agitation gegen Asylsuchende 


Jahren beim Bau der Ehrenfelder Zen- 
tralmoschee - sich zum „Sprachrohr“ 
eines Teils der BürgerInnen aufzu- 
schwingen. In Duisburg oder Essen 
sorgte die Agitation 2014 für neue Rats- 
mandate. 

Auch die NPD stellte Slogans wie „Asyl- 
flut stoppen“ in den Mittelpunkt ihrer 
Wahlkämpfe. Bundesweite Aufmerksam- 
keit erzielten 2013 vor allem die von der 
NPD unterstützten Proteste gegen Un- 
terkünfte in Berlin-Hellersdorf und im 
sächsischen Schneeberg, wo sich fast 
2000 Menschen an einem „Fackel- 
marsch“ der NPD beteiligten. Besonders 
im Osten der Republik mischen Neonazis 
seitdem kräftig in „Nein zum Heim“- 
Bürgerinitiativen mit. Deren genaue 
Zahl ist schwer zu beziffern: Die Sächsi- 
sche Zeitung zählte im März bundesweit 
95, mehr als die Hälfte in Kommunen 
Brandenburgs und Sachsens. Das apabiz 
kam im Mai alleine für Brandenburg auf 
43 Initiativen, die Amadeu Antonio Stif- 
tung spricht von bis zu 150 Gruppen 
bundesweit. 

Eine direkte Steuerung und Initiierung 
„breiterer“ Mobilisierungen gegen Asyl- 
suchende durch die NPD ist in den drei 
„Lotta-Ländern“ nicht zu beobachten. 
So blieb etwa in Trier-Euren ein „Fackel- 
marsch“ gegen eine Flüchtlingsunter- 
kunft auf das eigene Spektrum begrenzt. 
Ähnliches war auch bei den verschiede- 
nen PEGIDA-Ablegern in NRW zu beob- 
achten, in denen die Ablehnung von Ge- 
flüchteten eine bedeutende Rolle 


spielte. 


Drohkulisse durch Aktionis- 
mus 

Auch die Die Rechte beteiligte sich an den 
PEGIDA-Märschen in NRW, bis sie ab 
Februar dazu überging, eigenständige 
„Montagskundgebungen“ in Dortmun- 
der Stadtteilen durchzuführen. Deren 
Anzahl ist enorm: bis zum 4. Juli fanden 


30 angemeldete Kundgebungen statt, an 
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denen sich im Schnitt rund 25 Neonazis 
beteiligten. Die Neonazis blieben dabei 
unter sich, auch die Strategie, in Men- 
gede als „Bürgerinitiative Nein zum 
Heim“ aufzutreten, änderte dies nicht. 
Die meisten Kundgebungen fanden in 
Dortmund-Eving statt, wo bereits am 6. 
Februar eine Gruppe vermummter Neo- 
nazis vor eine Unterkunft gezogen war 
und dort Böller und Fackeln zündete. 
Ende Juni wurde die „Montagsdemo- 
Kampagne“ für beendet erklärt, weitere 
„Aktionstage“ sollen aber folgen. Mit 
diesen eher kleineren Kundgebungen 
gelingt es jedoch, ebenso wie durch Be- 
suche städtischer Informationsveran- 
staltungen, eine Drohkulisse aufzu- 
bauen. Verstärkt wird diese durch „Be- 
suche“ in noch nicht bewohnten Unter- 
künften in Dortmund oder Wuppertal, 
in denen Aufkleber mit Slogans wie 
„Ausländer rein? Wir sagen Nein!“ hin- 
terlassen wurden. Im Mai fahndete Die 
Rechte Dortmund mit einer Art Steckbrief 
nach einer Familie im Kirchenasyl, aus 
Vorsicht hatte die evangelische Kirche 
den Namen der Gemeinde nicht veröf- 
fentlicht. Auch die Teilnehmenden eines 
Protestcamps syrischer Geflüchteter in 
Dortmund versucht man einzuschüch- 


tern. 


Leitfaden für die Hetze vor Ort 
Die rassistische Hetze gegen Asylsu- 
chende ist seit Gründung im Jahr 2013 
ein zentrales Aktionsfeld der Neonazi- 
Partei Der III. Weg (vgl. Lotta # 54, S. 32). 
Anfang 2015 startete Der III. Weg die 
Kampagne „Kein Asylantenheim in mei- 
ner Nachbarschaft“. Diese beinhaltet 
eine Onlinekarte bei „Google Maps“, in 
der bundesweit bestehende und ge- 
plante Unterkünfte für Asylsuchende 
markiert sind. Darüber hinaus werden 
Orte, in denen selbsternannte „Bürger- 
initiativen“ aktiv sind, vermerkt. Beglei- 
tend zu der Karte veröffentlichte Der II. 
Weg einen 23-seitigen Leitfaden „Wie be- 
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bzw. verhindere ich die Errichtung eines 
Asylantenheims in meiner Nachbar- 
schaft“, welcher „Anwohnern, in deren 
Umfeld ein Asylantenheim errichtet 
werden soll, eine Hilfestellung“ geben 
will. So enthält die Broschüre unter an- 
derem Informationen zur Gründung 
einer „Bürgerinitiative“, Praxistipps zur 
Durchführung von Infoständen, Verteil- 
aktionen oder dem konkreten Verhalten 
auf Bürgerversammlungen. Auch juristi- 
sche Hinweise, Formulierungshilfen, 
Vordrucke für Versammlungsanmeldun- 
gen und die Darstellung von Klagemög- 
lichkeiten gegen geplante Unterkünfte 
sind Bestandteil des Leitfadens. Auffällig 
ist, dass die Publikation versucht, einen 
eher sachlichen Ton anzuschlagen. Dies 
steht im Gegensatz zu anderen Veröf- 
fentlichungen der Partei, die von einer 
aggressiv völkisch-rassistischen Wort- 
wahl geprägt sind. Diese Diskrepanz 
spiegelt sich auch in der lokalen Praxis 
wider. So versucht Der III. Weg zwar in 
verschiedenen Regionen, an bestehende 
lokalpolitische Auseinandersetzungen 
um die Unterbringung von Asylsuchen- 
den anzuknüpfen, schafft es aber nicht, 
die Struktur zu sein, die einen rassisti- 
schen „Bürgerprotest“ jenseits des ex- 
plizit neonazistischen Spektrums mobi- 


lisiert und organisiert. 
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Auf Agitation folgt Anschlag 
Aber die Agitation hat andere Folgen: So 





machte Der III. Weg in der rheinland- 
pfälzischen Gemeinde Limburgerhof in 
der Nähe von Ludwigshafen gegen eine 
geplante Unterkunft und den „drohen- 
den Volkstod der heimischen Bevölke- 
rung“ mobil. Neben Kundgebungen, 
Flugblattverteilaktionen und Infostän- 
den versuchten die Neonazis auch, in 
Gestalt einer Bürgerbewegung Limburger- 
hof aufzutreten. In der Nacht vom 5. auf 
den 6. Mai 2015 wurde schließlich ein 
Brand in einem noch unbewohnten Ge- 
bäude gelegt, welches als Unterkunft ge- 
plant war. Es entstand ein Sachschaden 
von rund 50.000 Euro. Wenig überra- 
schend wurde in der Öffentlichkeit 
schnell ein Zusammenhang zum III. Weg 
hergestellt. Dieser beschwerte sich, dass 
es zu „wilden Zeugenvorladungen von 
ortsansässigen Nationalisten“ durch die 
Polizei gekommen sei. Als Reaktion 
führte die Partei am 23. Mai mit 30 Per- 
sonen eine Doppeldemonstration in 
Limburgerhof und Ludwigshafen unter 
dem Motto „Patriotischer Widerstand 
lässt sich nicht kriminalisieren! Wir 
bleiben dabei: Asylflut stoppen - 
Deutschlands Zukunft schützen!“ durch. 
Dass Der III. Weg einen grundsätzlichen 
Nutzen in Anschlägen auf unbewohnte 
Unterkünfte sieht, zeigt ein Artikel auf 


der Webseite der Partei. Nach einem 





Brand einer geplanten Unterkunft im 
sächsischen Meißen im Mai hieß es: 
„Viele Anwohner dürfte das freuen, da 
ihnen somit erst einmal die weitere 
Überfremdung ihrer Heimatstadt er- 
spart bleibt“. 


Gewalt steigt an 

Gewalt ist eine Option, die gewählt wird. 
Der Anschlag in Limburgerhof steht im 
Kontext einer bundesweiten Zunahme 
von Angriffen auf Asylsuchende und 
deren Unterkünfte, die sich auch in den 
offiziellen Statistiken widerspiegelt. Das 
Bundesinnenministerium teilte jüngst 
mit, 2014 habe es 170 Angriffe auf Asyl- 
unterkünfte gezählt, im ersten Halbjahr 
2015 bereits 150. Auch für NRW lässt 
sich dieser Anstieg nachweisen. Zwar 
könne die polizeiliche Kriminalstatistik 
„Straftaten gegen Geflüchtete“ nicht ge- 
sondert abbilden, so die Landesregie- 
rung in ihrer Antwort auf eine Kleine 
Anfrage der Piraten-Fraktion, das ver- 
wandte Themenfeld „Ausländer-/Asyl- 
thematik“ verzeichne aber einen 
sprunghaften Anstieg der zugeordneten 
Straftaten: von 44 (2012) und 52 (2013) 
auf 120 im Jahr 2014 (darunter sechs Ge- 
walttaten). In den Jahren 2005 bis 2010 - 
also vor der „neuen Asyldebatte“ - be- 
trug die durchschnittliche Zahl der 
Straftaten pro Jahr noch 15. 

Seit 2014 registriert die Polizei NRW ge- 
sondert Straftaten, die sich direkt gegen 
Flüchtlingsunterkünfte richten. Unter 
den 29 Taten des letzten Jahres waren 
ein Branddelikt und acht Sachbeschädi- 
gungen. Hinzu kommt die Dunkelziffer. 
Denn vielfach bleiben die Hintergründe 
unklar, wie bei den vorsätzlich gelegten 
Bränden in den Kellern von Unterkünf- 
ten am 2. Juni in Neunkirchen bei Siegen 
und am 5. Juni im bergischen Lindlar. 
Tatverdächtige konnten nicht ermittelt 
werden, die Polizei erklärte dennoch 
einen „fremdenfeindlicher Hinter- 


grund“ für ausgeschlossen. 
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Zusammengestellt von Lina Hentschke, Tobias Schuster und Alex Wißmann 


‚Willkommenskultur“ 


und Solidarität 


Initiativen aus Dortmund, Münster, Siegburg und dem Hunsrück 


Die staatliche Abschottungspolitik und rassistische Mobilisierungen, in 
denen „ganz normale“ Bürger innen Seite an Seite mit Neonazis gegen 
Asylsuchende hetzen, lassen die von Politiker_innen gern und oft prokla- 
mierte „Willkommenskultur“ als zynische Worthülse erscheinen. Und 
dennoch: Vielerorts regt sich Protest und gibt es Solidarität mit Geflüch- 
teten. Nachbarschaftsinitiativen und Gemeinden organisieren nicht nur 
Spenden, sondern auch Räume, die sozialen Austausch, Kennenlernen 
und direkte Unterstützung im Alltag ermöglichen. Antirassistische Initia- 
tiven schaffen Öffentlichkeit, organisieren Demonstrationen und verhin- 
dern bisweilen sogar Abschiebungen. Refugees organisieren sich und 
kämpfen gegen die Ungerechtigkeiten, mit denen sie konfrontiert sind, 
und für ihre Menschenrechte und das Recht zu bleiben. Im Folgenden 
wollen wir schlaglichtartig die Arbeit und die Kämpfe von vier ganz un- 
terschiedlichen Initiativen - sowohl aus den Städten als auch dem länd- 
lichen Raum - vorstellen. Wir haben dazu mit Aktiven vor Ort über ihre 


Erfahrungen gesprochen. 


Das „Refugee Protest Camp“ 
Dortmund 

Anfang Juni hat eine Gruppe von vor 
allem aus Syrien geflüchteten Menschen 
vor dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) in Dortmund ein Pro- 
testcamp errichtet, um gegen die 
schleppend langsame Bearbeitungszeit 
von Asylanträgen zu protestieren. Die 
Aktivist_innen fordern unter anderem 
eine schnellere Anerkennung und die 
Ermöglichung des Familiennachzugs. 
Mitte Juni ist das Camp von der Huckar- 
der Straße in die Dortmunder Innen- 


stadt an die Katharinentreppen umgezo- 
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gen. Die Aktion hat die Aufmerksamkeit 
von Landes- wie Lokalpolitiker_innen 
erzielt. Solidarische Dortmunder_innen 
unterstützen den Protest auf vielfältige 
Art und Weise, während die Neonazi- 
Szene mit Drohgebärden und Kundge- 
bungen einschüchtern will. 

Wir hatten die Möglichkeit, ein Inter- 
view mit Bani Al-Mahmeed, Aktivist des 
Refugee Protest Camps, zu führen. 


Warum demonstriert ihr hier? 
Wir protestieren jetzt schon mehrere 
Wochen, um unsere Forderungen zu er- 


reichen. Vor allem fordern wir, dass un- 


sere Asylanträge schneller bearbeitet 
werden, damit wir unsere Familien aus 
Syrien in Sicherheit bringen können. 


Wir warten schon viel zu lange! 


Wie wurde das Protestcamp organisiert? 
Es gab am Anfang fünf Personen, die auf 
Facebook und in einer Whatsapp-Gruppe 
viel diskutiert haben. Die hatten die Idee 
und haben den Protest vor dem Bundes- 
amt für Migration und Flüchtlinge in der 
Huckarder Straße organisiert. Auch die 
anderen, die dann mitdemonstriert 
haben, haben davon über Facebook und 
Whatsapp erfahren. Die deutschen Un- 
terstützer haben das wahrscheinlich 
auch im Internet mitbekommen und 
sind dann auch sofort zum Camp gekom- 
men, um uns zu unterstützen. Das war 
toll. 


Welche Unterstützung habt ihr bekom- 
men? 

Ganz verschiedene. Viele haben Wasser 
und Lebensmittel vorbeigebracht oder 
Pavillons und Decken. Das ist dann 
immer mehr geworden, die „Refugees 
Welcome“-Gruppe unterstützt uns zum 
Beispiel die ganze Zeit und kocht für 


uns. 
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BEN i # ® 5 
Diese und die folgenden Fotos zeigen, wie die Geflüchteten 


des „Refugee Protest Camp“ in Dortmund ihre Forderungen im Stadtbild deutlich machen 


Wie können euch Leute unterstützen, 
die nicht in Dortmund leben? 

Wir brauchen zum Beispiel Anwälte, die 
uns beraten und für uns sprechen kön- 
nen - vor Gericht, in Parlamenten und 
in der Öffentlichkeit. Wir freuen uns au- 
ßerdem auch, wenn auch in anderen 
Städten für unsere Sache demonstriert 
wird, sowohl von syrischen Flüchtlingen 


als auch von Deutschen. 


Glaubst du, dass das Protestcamp ein Er- 
folg für euer Anliegen ist? 

Bisher haben viele über unsere Pro- 
bleme gesprochen, in der Realität gab es 
aber noch nichts. Politiker haben bisher 
nur Dinge versprochen. Ich werde auf 
jeden Fall solange demonstrieren und 
mein Recht einfordern, bis wir unser 
Ziel erreicht haben. Auch wenn das 
Jahre dauert. Mir bleibt nichts anderes 
übrig. Soll ich zuhause bleiben und 
meine Familie in Syrien sterben lassen? 
Solange meine Familie in Syrien ist, 
kann ich das nicht mit meinem Gewis- 
sen vereinbaren, zuhause zu sitzen und 


nichts zu tun. 


Mehr Infos: 


refugeeswelcomedo.noblogs.org 
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Das „Bündnis gegen Abschie- 
bungen“ aus Münster 

Vor einem Jahr bildete sich in Münster 
das Bündnis gegen Abschiebungen, nach- 
dem es linken Aktivist_innen im benach- 
barten Osnabrück mehrfach gelungen 
war, Abschiebungen durch spontane 
Versammlungen zu verhindern. Meta 
und Lucie vom Bündnis berichten uns 
über die Erfahrungen aus Münster: 
„Orientiert an den erfolgreichen Ab- 
schiebe-Verhinderungen in Osnabrück 
wollten wir schauen, ob so etwas auch in 
Münster organisiert werden kann. Wich- 
tig war uns dabei die direkte Zusam- 
menarbeit mit den Geflüchteten, denn 
unsere Perspektiven und Schwerpunkte 
können natürlich ganz andere sein als 
die der Betroffenen. Das Bündnis be- 
steht heute aus Menschen mit und ohne 
Fluchterfahrungen. 

Die Stadt Münster ist sehr darum be- 
müht, nach außen ein gutes Bild abzuge- 
ben. Sie lobt ihr dezentrales Unterbrin- 
gungskonzept und schmückt sich mit 
dem ehrenamtlichen Engagement ihrer 
Bürger_innen. Wir sind als Bündnis zu 
dem Schluss gekommen, uns schwer- 
punktmäßig auf politische Arbeit zu 
konzentrieren, Asylpolitik und Abschie- 
bepraxis zu thematisieren und so Druck 
aufzubauen. Vor einigen Monaten erfuh- 
ren wir, dass das Land NRW in der Wart- 


„Willkommenskultur“ und Solidarität 





burgschule im Westen Münsters de facto 


ein Abschiebe-Zentrum eingerichtet 
hatte: Zirka 80 Geflüchtete aus dem Ko- 
sovo waren dort untergebracht und soll- 
ten im Eilverfahren durchgewunken und 
abgeschoben werden. Über Kontakte in 
die Unterkunft haben wir von den Ab- 
schiebungen erfahren und es gab zwei 
spontane Versammlungen, durch die 
Abschiebungen verhindert werden 
konnten. Außerdem war in Absprache 
mit den Geflüchteten für zirka drei Wo- 
chen ein Protestcamp an der Schule auf- 
gebaut worden. Durch das Camp und die 
Demonstrationen zur Abschiebungsver- 
hinderung haben die Bündnis-Aktivitä- 
ten viel Öffentlichkeit erfahren und die 
Proteste einiges an Zuwachs und Dyna- 
mik gewonnen. Die Weiterführung der 
Wartburgschule als inoffizielles Abschie- 
bezentrum konnte durch den öffentli- 
chen Druck schließlich unterbunden 
werden. 

Aus der Camp-Orga heraus haben sich 
verschiedene AGs gebildet. Eine Polit-AG 
organisiert Veranstaltungen und hat 
eine Resolution in den Stadtrat gegeben, 
unter anderem mit der Forderung, Ab- 
schiebungen zukünftig anzukündigen. 
Eine Aktions-Gruppe macht immer wie- 
der durch öffentlichkeitswirksame Ak- 
tionen auf das Thema Abschiebung auf- 


merksam und es gibt eine Öffentlich- 


LorTA #59, Sommer 2015 


„Willkommenskultur“ und Solidarität 


keits-AG. Durch diese arbeitsteilige 
Struktur sind Organisation und Ent- 
scheidungsprozesse im Bündnis einfa- 
cher geworden. 

Das Bündnis agiert an vielen Stellen we- 
niger als eine geschlossene Gruppe mit 
einer geschlossenen politischen Mei- 
nung und Strategie, sondern es gibt di- 
verse Möglichkeiten, sich einzubringen. 
Das kann Konflikte mit sich bringen, 
birgt aber auch viele Vorteile. Es gab in 
letzter Zeit sehr viele Aktionen aus dem 
Kreis oder dem Umfeld des Bündnisses 
heraus und es tauchen dabei ganz unter- 
schiedliche Aktionsformen und Ansätze 
auf: Von der Einflussnahme auf institu- 
tioneller Ebene über niedrigschwellige 
Aktionen wie eine Menschenkette bis 
hin zu kleineren Aktionen zivilen Unge- 
horsams. Unser Ziel ist es, einerseits auf 
breiter Ebene auf die Abschiebepraxis 
aufmerksam zu machen und dabei auch 
die Münsteraner Bürger_innen zu errei- 
chen. Andererseits wollen wir durch Ak- 
tionen gezielt Abläufe stören. Diese An- 
sätze sind unter Umständen gegenläufig 
und bergen bündnisintern viel Diskus- 
sionsbedarf. Aktuell beschäftigt uns, was 
es abseits von Demonstrationen und Öf- 
fentlichkeitsarbeit an Möglichkeiten zur 
Verhinderung von Abschiebungen gibt. 
Daraus hat sich in Zusammenarbeit mit 
verschiedenen Gemeinden ein auswärti- 


ger Arbeitskreis zum Kirchenasyl erge- 


LoTTA #59, Sommer 2015 





ben. Zwei Kirchenasyle sind in diesem 


Prozess schon zustande gekommen.“ 


Mehr Infos: 
buendnismuenster.blogsport.eu 


Die „Willkommensinitiative“ 
im ländlichen Kirchberg 
Kirchberg ist ein Ort, der mitten im Flä- 
chenland Rheinland-Pfalz in der Hügel- 
region Hunsrück liegt. Die jungen Leute 
fahren ins 70 km entfernte Koblenz, 
wenn sie am Wochenende etwas erleben 
wollen. In der Bäckerei wird noch mit 
Namen gegrüßt, die Halbstarken treffen 
sich abends an der Tankstelle und die 
Kinder können in den umliegenden Wäl- 
dern spielen. In der Verbandsgemeinde 
Kirchberg, in der knapp 20.000 Men- 
schen leben, sind etwa 220 Geflüchtete 
untergekommen. Der Rhein-Hunsrück- 
Kreis mietet leerstehende Wohnungen 
an, in denen Familien oder Wohnge- 
meinschaften leben. Zum Leben muss 
Geld unter der Höhe des Hartz-IV-Satzes 
reichen. 

Der Alltag der Geflüchteten wird von 
einem Netz verschiedener Akteur_innen 
getragen. Die Kreisverwaltung stellt Mit- 
tel zur Verfügung, Ehrenamtliche stem- 
men soziale Events oder Sprachkurse 
und Institutionen wie die Kirche vermit- 


teln, sammeln Spenden und intervenie- 
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ren bei Abschiebungen. 2014 entstand 
im benachbarten Büchenbeuren ein 
Flüchtlingscafe. Inzwischen finden in 
mehreren Orten regelmäßig mehrspra- 
chige Beratungsgespräche und Sprach- 
kurse statt. Dieses Cafe diente als erste 
Anlaufstelle für Ehrenamtliche, Interes- 
sierte und Unterstützer_innen, sowie als 
Idee für weitere Gemeinden. „Die bedeu- 
tendste Auswirkung hatte hier der Um- 
gang der Menschen miteinander“, sagt 
Gabi, die Geflüchtete ehrenamtlich un- 
terstützt. „Nachbar_innen, Ehrenamtli- 
che, Vermieter_innen, die mit ihren Mit- 
menschen ins Gespräch kommen, sich 
gegenseitig besuchen und zu Veranstal- 
tungen einladen.“ 

Probleme gibt es dennoch. Gängelnde 
Verwaltungsangestellte, die fehlendes 
Licht am Fahrrad oder der nicht sauber 
getrennte Müll stört. Oder die typischen 
„Dorfnazis“, die in der Kneipe über Aus- 
länder herziehen. Schwerer wiegt die 
Perspektivlosigkeit der häufig jungen 
geflüchteten Menschen, die nicht wis- 
sen, ob ihnen die Behörden den Aufent- 
halt in Deutschland auch zukünftig ge- 
statten. Und die so keine Zukunft planen 
können. Hinzu kommt, dass es an ausrei- 
chenden Sprachkursen fehlt. Mit knap- 
pen Deutschkenntnissen ist die Aussicht 
auf Arbeit oft gering. 

„Viele Probleme könnten vermieden 
werden,“ meint Christian Hartung, Pfar- 
rer der evangelischen Kirche in Kirch- 
berg, „wenn der Rhein-Hunsrück-Kreis 
mehr Entscheidungen abgeben würde.“ 
An diejenigen, die sich mit den Men- 
schen vor Ort beschäftigen und sie und 
ihre Probleme kennen: Institutionen, 
Unterstützer_innen und Freund_innen. 
Durch Anerkennung solcher Kompeten- 
zen wäre eine engere Zusammenarbeit 
zwischen Kreis und Bezugspersonen 
möglich und damit ein menschenwürdi- 


geres Zusammenleben gewährleistet. 
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Unterstützung für Geflüchtete 
in Siegburg (NRW) 

Etwa 275 Geflüchtete sind in den letzten 
Monaten in die knapp 40.000 Einwoh- 
ner_innen zählende Kreisstadt Siegburg 
gekommen. Birgit engagiert sich in der 
Betreuung und Begleitung der Geflüch- 
teten, ist aber auch politisch für Flücht- 


linge und gegen Rassismus aktiv. 


Wie sieht es denn in Siegburg in Sachen 
„Willkommenskultur“ für Geflüchtete 
aus? 

Seit Ende letzten Jahres existiert ein 
„Runder Tisch“, initiiert von einer Dame 
aus der Kirche. Der wurde dann aber 
schnell von der Stadt als eigenes Projekt 
übernommen. Dort sind alle großen Trä- 
ger eingebunden, die Flüchtlingsinitia- 
tive, die Kirchen. Da sind dann Aufgaben 
verteilt worden: Sprachförderung, Be- 
treuung in den Unterkünften etc.. Es 
gibt auch Gruppen, die Freizeitangebote 
auf die Beine stellen stellen. Wir haben 
mittlerweile einen großen Pool an 
Sprachpat_innen, für die meisten Unter- 
künfte haben sich Teams gebildet, die 
einmal pro Woche vor Ort sind, und zu 
denen die Menschen mit ihren Anliegen 
kommen können: wenn die Waschma- 
schine kaputt ist, mit Schreiben, die sie 
nicht verstehen, und so weiter. Außer- 
dem hat sich auf meine Initiative hin im 


Februar ein Arbeitskreis gegen Rassismus 
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gegründet, um das Thema auch in der 
Öffentlichkeit publik zu machen und in 


Dialog zu treten. 


Mit welchen Problemen seid ihr in der 
Zusammenarbeit mit städtischen Struk- 
turen konfrontiert? 

Einerseits wird sich städtischerseits auf 
der Arbeit der Ehrenamtler_innen aus- 
geruht, sie werden benutzt, um den 
Laden am Laufen zu halten, aber man 
braucht kein Geld zu investieren, 
braucht keine Sozialpädagog_innen, 
keine Flyer. Auf der anderen Seite sind 
ehrenamtlich Tätige sehr lästig: Sie 
kommen, um die Interessen der Men- 
schen vertreten, und dann kann eben 
nicht nur angeordnet werden und es 
wird gemacht, sondern es kommt Wi- 
derspruch und sie müssen sich ausei- 
nandersetzen. Es gibt 
Sachbearbeiter_innen, die eher kritisch 
eingestellt sind und Vorbehalte haben, 
denen ist das dann lästig. Andere emp- 
finden es als Bereicherung. Unabhängig 
davon verwaltet Stadt einfach und sieht 
oft nicht die Menschen, sondern die 
Zahlen. 

Unterstützung gibt es vor allem in Be- 


reichen, in denen man eine Willkom- 


menskultur nach außen darstellen kann. 


Da, wo Strukturen verändert werden 
müssten, Umdenken und Aufbrechen 


von Haltungen und Strukturen gefor- 
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dert wäre, bekommen wir die Unterstüt- 
zung nicht. 

Ich würde es begrüßen, wenn sich die 
zuständigen Stadtverwaltungen und an- 
dere Behörden mit den ehrenamtlich 
Tätigen mehr auf Augenhöhe begeben 


würden. 


Wie sind die Reaktionen vor Ort? 
Siegburg hat keine offene rechte Szene, 
man bekommt aber diese westliche PE- 
GIDA-Haltung mit: „Ich hab nichts gegen 
die, aber die Wirtschaftsflüchtlinge, die 
wollen doch nur unser Sozialsystem aus- 
nutzen...“ Diese Vorbehalte begegnen 
uns schon in Gesprächen und im Netz, in 
den städtischen Gruppen, gibt es auch 
unverhohlenere diskriminierende Sprü- 
che. 

Die Bevölkerung ist offen für karitative 
Unterstützung, Kleiderspenden, Fahrrä- 
der, viele wollen Sprachkurse anbieten 
oder einfach „helfen“. Grundsätzlich po- 
litisch tätig werden und Strukturen in 
Frage stellen, das geht dann aber zu 
weit. Bei einem von uns organisierten 
Vortrag äußerte eine Frau vehement 
rassistische Vorurteile, jetzt ist sie 
Sprachpatin. Sie ist eben christlich und 
engagiert und hilft „den armen Men- 
schen“. Das ist Siegburg. 

Wenn sie aber nicht den erwarteten 
Dank bekommen, dann kippt die Hal- 
tung ganz schnell. „Eure Wohnung ist so 
leer, wir bringen euch ein paar Möbel“. 
Ohne mal zu fragen, ob was gebraucht 
wird. Diese gutbürgerliche karitative 
Haltung macht mir manchmal Probleme, 
anderen nicht. Ich finde, man darf die 
Flüchtlingsproblematik nicht nur in 
Siegburg sehen, man muss globale Zu- 
sammenhänge erkennen. Willkommens- 
kultur propagieren, Tränen vergießen, 
wenn Flüchtlinge im Mittelmeer ertrin- 
ken, aber politisch keine klare Haltung 
zu haben und zu kämpfen, das macht 
mich wütend. Aber da muss ich mich ar- 


rangieren. 
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„Old School Society“ und „Legion 47“ 


Von Christian Hummer, Torben Heine und Rainer Brahms 


Inszeniertes Vorgreifen 
vs. Verharmlosen 


„Old School Society“ und „Legion 47“ 


Nach der Selbstenttarnung des NSU ist der Staat darum bemüht, zumin- 
dest punktuell Härte gegen rechten Terror zu demonstrieren. Anschläge 
auf Flüchtlingsunterkünfte werden in der Öffentlichkeit jedoch weniger 

wahrgenommen - selbst dann, wenn sie von organisierten Neonazis ver- 


übt werden. 


„Bundesweite Razzia gegen rechtsex- 
treme Terrorgruppe“ - die Aufmerksam- 
keit der Medien war den Behörden ge- 
wiss, als sie am 6. Mai 2015 durch Spezi- 
alkräfte der GSG9 vier Neonazis unter 
Terrorismusverdacht festnehmen lie- 
ßen. Sie sollen spätestens im November 
2014 eine terroristische Vereinigung mit 
dem Namen Old School Society (0SS) ge- 
bildet und Anschläge auf namhafte Sala- 
fisten sowie auf Moscheen und Asylbe- 
werberunterkünfte geplant haben. Die 
Bundesanwaltschaft betont: „Ausgangs- 
punkt für die Ermittlungen waren aus 
nachrichtendienstlichen Maßnahmen 
gewonnene Erkenntnisse des Bundesam- 
tes für Verfassungsschutz sowie der be- 
teiligten Landesämter für Verfassungs- 
schutz.“ NRW-Innenminister Ralf Jäger 
nennt die Razzia das „Ergebnis der 
guten Zusammenarbeit der Sicherheits- 
behörden“. 

War der Schlag gegen die OSS also bloß 
eine PR-Aktion für die Behörden? Es 
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deutet manches darauf hin. Der Inlands- 
geheimdienst steht seit der Selbstent- 
tarnung des NSU in der Kritik, gleich- 
wohl erhebt er selbstbewusst Forderun- 
gen etwa nach Straffreiheit für V-Leute 
oder mehr Internetüberwachung. Die 
Razzia diente dann auch als „Arbeits- 
nachweis“ der Geheimen. Anders als 
suggeriert ist mit „nachrichtendienstli- 
chen Maßnahmen“ aber kaum der Ein- 
satz von V-Leuten gemeint, auf die OSS 
ist man vermutlich im Zuge der „Koordi- 


nierten Internetauswertung“ gestoßen. 


Internetkameradschaft oder 
Terrorzelle? 

Denn die Gruppe agierte alles andere als 
konspirativ. Von September 2014 bis zur 
Razzia betrieb sie eine Facebook-Seite mit 
Impressum samt Telefonnummer und E- 
Mail-Adresse, auf der sie aktiv um neue 
Mitglieder warb und sogar Fotos von in- 
ternen Veranstaltungen veröffentlichte. 
Es hatten rund 3.000 Personen die Mel- 
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dungen der Seite abonniert - im Netz 
bedeutet das allerdings nicht viel. Im or- 
ganisierten Neonazismus spielte die 
Gruppe nach gegenwärtigem Stand 
keine Rolle. 

Als Rädelsführer gelten der in Augsburg 
lebende Andreas Hafemann (56), „Präsi- 
dent“ der OSS, sowie sein aus Düren 
stammender und nach Borna verzoge- 
ner „Vize“ Markus Wilms (39). Wilms 
war Mitglied der Kameradschaft Aachener 
Land (KAL) und für die NPD aktiv, Seine 
Mutter betrieb in Düren die als Neonazi- 
Treffpunkt dienende Kneipe Gütershop. 
Verhaftet wurden auch Wilms’ 22-jäh- 
rige Lebensgefährtin Denise Vanessa G. 
und der 47-jährige Bochumer Olaf Ogo- 
rek. Letzterer entstammt dem HoGeSa- 
Milieu und firmierte als „Pressespre- 
cher“ der OSS. Die Bundesanwaltschaft 
ermittelt zusätzlich gegen fünf weitere 
Verdächtige. 

Hafemann veröffentlichte bei Facebook 
neben Fotos, auf denen er mit Schuss- 
waffen hantiert, im Zusammenhang mit 
der Diskussion um die Aufnahme von 
Asylsuchenden auch Bilder der KZ-Ge- 
denkstätte Sachsenhausen, die er mit 
dem Kommentar versah: „Deutschland 


muss Platz schaffen [...] nehmen wir 
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Wenige Tage vor den Razzien: Olaf Ogorek am 1. Mai 2015 in Essen 


diese Stätten, bauen sie wieder aus [...] 
und schaffen eine Art bewohntes Mu- 
seum“, So widerwärtig dies ist, es finden 
sich im Internet viele tausend ähnlich 
rassistische Kommentare, Aufrufe zur 
Gewalt inklusive. Ob die OSS über kon- 
krete Anschlagziele verfügte, konnte die 
Bundesanwaltschaft bislang nicht mit- 
teilen. Es hieß lediglich, bei den Razzien 
seien „pyrotechnische Gegenstände mit 
großer Sprengkraft“ sichergestellt wor- 
den. 


Legion 47 aus Duisburg 

Ihre Planungen bereits in die Tat umge- 
setzt haben hingegen die Duisburger 
Neonazis der Legion 47, die unter ande- 
rem Anschläge auf eine Flüchtlingsun- 
terkunft und einen türkischen Imbiss 
verübten. Anfang des Jahres waren acht 
Wohnungen von der Polizei durchsucht 
worden, jetzt muss sich mit Patrick Kroll 
(35), Manuel Moll (27) und Daniel No- 
reika (29) der „Führungskreis“ der 
Gruppe vor dem Duisburger Landgericht 
verantworten. Bei der Kommunalwahl 
2014 fungierten sie als Bezirksratskandi- 
daten für die Duisburger NPD. Die Liste 
der Vorwürfe ist lang. Unter den 38 An- 
klagepunkten finden sich fünf Brandstif- 


tungen, zahlreiche Einbrüche, unerlaub- 
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ter Waffenbesitz, Körperverletzung 
sowie der Handel mit einem halben Kilo- 
gramm Amphetamin. Mit einem Urteil 
ist frühestens Ende August zu rechnen. 
Anders als im Falle der OSS ist im Ver- 
fahren von Terrorismus keine Rede. 
Dabei entgingen am 26. Oktober 2013 
120 Geflüchtete nur knapp einer Kata- 
strophe. Ein Behälter mit fünf Litern Lö- 
sungsmittel explodierte nicht, als um 
2.45 Uhr eine direkt daneben platzierte 
Rauchbombe entzündet wurde. Von der 
Staatsanwaltschaft wird die Tat weder 
als versuchter Mord noch als Brandstif- 
tung gewertet, sondern schlicht als 
„verbotener Umgang mit pyrotechni- 
schem Brandstoff“ und, bedingt durch 
die Rauchentwicklung, als versuchte 
Körperverletzung. Angesichts des Kanis- 
ters ist offensichtlich, dass ein Brandan- 
schlag beabsichtigt war. Anzunehmen 
ist, dass mangelnde Sachkenntnis oder 
der zu Prozessbeginn thematisierte re- 
gelmäßige Drogenkonsum der Angeklag- 
ten diesen verhinderte. Der Pressespre- 
cher des Gerichtes erklärte hingegen bei 
der Eröffnung des Verfahrens, die 
Staatsanwaltschaft gehe davon aus, Ziel 
der Angeklagten sei es lediglich gewe- 


sen, „die Bewohner zu erschrecken und 


„Old School Society“ und „Legion 47“ 


nicht [sie] in ihrer Gesundheit zu schädi- 


[71 


gen“. 


Was ist Neonazi-Terror? 
Gewisse Parallelen zu den Taten der Le- 
gion 47 finden sich in Brandenburg. Dort 
hatte 2003/2004 das Freikorps Havelland 
mit einer Reihe von Brandanschlägen 
auf türkische und asiatische Imbisse das 
Ziel verfolgt, MigrantInnen zunächst aus 
der Region Havelland, dann auch aus 
Deutschland zu vertreiben. Elf Mitglie- 
der der Gruppe wurden 2005 unter an- 
derem wegen Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung nach $129a 
StGB verurteilt. Seit 2003 müssen laut 
$129a Abs. 2 StGB die begangenen Straf- 
taten bestimmt sein, die „Bevölkerung“ 
auf erhebliche Weise einzuschüchtern. 
Der Bundesgerichtshof stellte 2006 in 
einem Urteil zum Freikorps Havelland 
ausdrücklich fest, dass es dazu ausreicht, 
wenn nur ein nennenswerter Teil, wie 
hier die EinwohnerInnen mit Migrati- 
onshintergrund, betroffen ist. 

Gegen die Legion 47 wurde nie wegen 
Bildung einer terroristischen Vereini- 
gung ermittelt. Im Prozess wurde bis- 
lang viel Zeit auf die 24 Fälle von ban- 
den- und gewerbsmäßigem Einbruchs- 
diebstahl sowie den Drogenhandel ver- 
wendet. Dabei sind in Duisburg 2013 
noch weitere, möglicherweise rechtsmo- 
tivierte, Brandanschläge verübt worden, 
etwa auf eine Flüchtlingsunterkunft in 
Walsum und auf ein mehrheitlich von 
Roma und Romnja bewohntes Haus in 
Homberg. Während Taten wie die Duis- 
burger Anschläge verharmlost werden, 
soll mit Razzien wie jener gegen die OSS 
die Handlungsfähigkeit der Behörden 
demonstriert werden. Zu Verurteilun- 
gen kommt es in vielen Fällen dennoch 
nicht. So erklärte die Bundesregierung 
im März, dass sich in sämtlichen seit An- 
fang 2012 durchgeführten $129a-Ermitt- 
lungsverfahren ein Verdacht bislang 
nicht bestätigt habe. 
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Michael Brück: ein extrem rechter Aktivist unter der Lupe 


Von Björn Schneider und Nina Anders 


„love NS“ 


Michael Brück: ein extrem rechter Aktivist unter der Lupe 


Als im Juni etwa 20 Neonazis versuchten, das gerade eingerichtete 
Flüchtlings-Protestcamp vor der Außenstelle des Bundesamtes für Mi- 
gration und Flüchtlinge in einem Dortmunder Industriegebiet zu stören, 
kam es zu mehreren Festnahmen. Weil sie sich Platzverweisen wider- 
setzten, mussten fünf Neonazis die Nacht in einer Zelle verbringen. 
Unter ihnen Michael Brück, der für die Partei „Die Rechte“ im Dortmun- 
der Stadtrat sitzt und einer der umtriebigsten Aktivisten in der Ruhrge- 


bietsstadt ist. 


Seine neonazistische Karriere begann 
der 1990 geborene Michael Brück Mitte 
der 2000er Jahre, als der damalige Gym- 
nasiast noch in Bergisch-Gladbach 
wohnte. Im nahen Köln fungierte er als 
Stützpunktleiter der Jungen Nationalde- 
mokraten (JN) und kurze Zeit auch als 
stellvertretender Landesvorsitzender 
der JN in NRW. Die aktionsorientierten 
Inszenierungsformen der „Autonomen 
Nationalisten“ schienen auf den jungen 
Neonazi große Faszination auszuüben: 
Er bekannte sich zu den Autonomen Na- 
tionalisten Köln, die aber als Gruppe kaum 
in Erscheinung traten. Anders dagegen 
Brück selbst. Mit anderen Aktivist_innen 
aus der Vernetzungsstruktur AG Rhein- 
land tauchte er auf etlichen extrem rech- 
ten Demonstrationen und anderen Ak- 


tionen auf. 
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Der Aktivist 

2007 zog Brück dann nach Dortmund, 
wo er sich dem Nationalen Widerstand 
Dortmund (NWDO) anschloss. Die Stadt 
im östlichen Ruhrgebiet mit ihrer regen 
rechten Szene schien genau der richtige 
Ort, um sich als Neonazi zu entfalten 
und familiären wie schulischen Proble- 
men zu entfliehen. Vermutlich durch 
hartnäckige Präsenz und Aktivität bei 
Aufmärschen, Kundgebungen und Info- 
ständen stieg Brück mit der Zeit in die 
zweite Reihe der Dortmunder Neonazi- 
szene auf, die vom Kameradschaftsfüh- 
rer Dennis Giemsch und dessen Mitstrei- 
tern Alexander Deptolla und Dietrich 
Surmann angeführt wird. Brück organi- 
sierte allerdings nicht nur Aufmärsche 
mit, er war auch mit dabei, als am 1. Mai 
2009 Neonazis die DGB-Demonstration 


in Dortmund attackierten. Zeitweise be- 
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trieb er einen eigenen Versand mit dem 
Namen NS Alternativ, bis er den von 
Giemsch aufgebauten Online-Shop Resis- 


tore übernahm. 


Der Antisem.it und Versand- 
händler 

Im Zuge des Verbots des NWDO 2012 
wurde auch Resistore geschlossen. Be- 
reits kurze Zeit später eröffnete Brück 
mit dem antisem.it einen neuen Versand- 
handel. Mit Slogans wie „antisem.it ist 
für den jordanischen Mittelmeerzu- 
gang“ und „antisem.it wird Opfer for- 
dern!“ wurde der Versand auf Facebook 
beworben. Das Spektrum der dort ange- 
botenen Waren erstreckt sich von Pro- 
pagandamaterialien wie Aufklebern, Fly- 
ern und Fahnen bis hin zu Rechtsrock- 
CDs. Auch Jutebeutel mit dem Aufdruck 
„love NS“ können dort bestellt wer- 
den. Zudem finden sich Waffen wie Pfef- 
ferspray und Steinschleudern mit Stahl- 
kugeln im Sortiment. Nach einer Ausei- 
nandersetzung am Dortmunder Haupt- 
bahnhof, die von Brück gefilmt wurde, 
wurden die Räumlichkeiten von 
antisem.it durchsucht - was Brück auf 
seinem dem Versandhandel angeschlos- 


senen Blog damit kommentierte, dass 
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Antisem.it: Michael Brück auf einem Naziaufmarsch am 1. Mai 2015 in Essen 


„passend zum Thema“ bald auch ein 
„neuer Aufkleber gegen staatliche Schi- 


kanen“ produziert werde. 


Der Jurastudent 

2012 wurde bekannt, dass Brück an einer 
Abendschule im Dortmunder Stadtteil 
Kley dabei war, sein Abitur nachzuholen. 
Seit dem Wintersemester 2013/2014 stu- 
diert er nun Jura an der Ruhr-Universität 
Bochum (RUB). Bereits im Dezember 2013 
wurde er von Antifaschist_innen mit 
einer Kampagne an der Uni geoutet. 
Nachdem Flyer und Plakate mit dem 
Konterfei Brücks und einem erklärenden 
Text zu seinem politischen Aktivismus 
auf dem Campus aufgetaucht waren, 
störten mehrere Aktivist_innen eine 
Vorlesung, in der er saß, und machten 
die Studierenden auf ihren extrem rech- 
ten Kommilitonen aufmerksam. Dabei 
kam es zu einer Rangelei mit mehreren 
Studierenden und dem Professor, die die 
Aktion zu unterbinden versuchten. Im 
Nachgang dominierte oftmals der an- 
geblich gewalttätige Charakter der Ou- 
ting-Aktion die Berichterstattung. 
Nichtsdestotrotz wurde hierdurch nicht 
nur die Personalie Brück an der RUB be- 
kannt. Durch Forderungen unter ande- 
rem linker Studierendengruppen sah 
sich die Universität dazu gedrängt, ein 
Programm mit dem Namen „RUB be- 


kennt Farbe“ zu initiieren. 
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Dass Neonazis Jura studieren ist derweil 
nichts Ungewöhnliches. Mit Sascha 
Krolzig und Alexander Wilhelm studie- 
ren zwei bekannte nordrhein-westfäli- 
sche Neonazis dies in Bielefeld. Das 
durch das Studium erworbene Wissen 
wird genutzt, um Aktionen rechtlich ab- 
zusichern oder sich gegen staatliche Re- 
pression zur Wehr zu setzen. Zu erken- 
nen war dies beispielsweise im Februar 
2015, nachdem die Dortmunder Polizei 
13 Neonazis nach einem Fackelmarsch 
vor einer Flüchtlingsunterkunft im 
Stadtteil Eving festgenommen hatte. Um 
Rückstände von Fackeln und geworfenen 
Böllern nachzuweisen, beschlagnahmte 
die Polizei Teile der Kleidung der Festge- 
nommenen. Außerdem wurden die 
Handys der Neonazis zur Auswertung si- 
chergestellt. Schon einen Tag darauf 
fand sich auf „Dortmundecho“ ein Text, 
der sich über die Illegalität dieser Be- 
schlagnahmungen beklagte und dies mit 
Verweisen auf Gesetzestexte begrün- 
dete. Einer mutmaßlich von Michael 
Brück eingereichten Beschwerde gegen 
die Beschlagnahmungen wurde später 
vom Landgericht Dortmund stattgege- 


ben. 


Der Redner 
In den vergangenen Monaten tritt Mi- 
chael Brück besonders häufig als Anmel- 


der kleinerer Neonazi-Kundgebungen in 


Dortmund auf. Meist werden sie als 
„Mahnwache gegen Asylmissbrauch“ 
beworben und richten sich gegen die 
Einrichtung von Flüchtlingsunterkünf- 
ten. Bei diesen Kundgebungen ist Brück 
die einzige Person aus dem Kreis der 
Dortmunder Neonazis, die immer zum 
Mikrofon greift und vorgefertigte, häu- ‚ 
fig wiederholte Reden hält. Oder eher 
herunterleiert. Auch bei Versuchen der 
Wortergreifung im Rahmen sogenannter 
Bürgerdialoge zur Einrichtung neuer 
Flüchtlingsunterkünfte trat Brück in der 
Vergangenheit mehrfach als Redner auf. 

Dabei gibt er sich gezielt bürgernah und 

vermeidet weitestgehend abschreckende 


Verbalradikalismen. 


Der „Parlamentarier“ 

Mit dem Verbot verschiedener Kame- 

radschaften in NRW gründete sich 2012 

ein Landesverband der Die Rechte. Auch 

hier geben die Dortmunder den Ton an. 
Landesvorsitzender ist Dennis Giemsch, 

Brück sein Stellvertreter. Um als Partei 

bestehen zu können, trat man in einigen 

Orten bei der Kommunalwahl an. In 

Dortmund konnte Die Rechte einen Sitz 

für den Stadtrat erringen. Begleitet von 

großem öffentlichen Interesse zog Sieg- 

fried Borchardt ins Rathaus ein, trat im 

Sommer 2014 aber schon wieder zurück. 

Ihm folgte Dennis Giemsch nach, der 

schließlich im März 2015 sein Mandat 

niederlegte. Sein Nachfolger wurde 

Brück, der zudem Mitglied der Bezirks- 

vertretung in Huckarde ist. Im Stadtrat 

fällt er, wie schon sein Vorgänger 

Giemsch, nicht durch engagierte Mitar- 

beit, sondern vor allem durch gezielte 
Provokationen auf. Bei der Betrachtung 
Brücks im Stadtrat wird deutlich: Der 
(kommunale) Parlamentarismus ist für 
ihn und seine Partei Die Rechte kein 
ernsthaftes politisches Betätigungsfeld, | 
sondern lediglich eine weitere Bühne 

für Provokation und Propaganda. 
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Von Jörg Kronauer 


Vereint gegen den Westen 


Was die äußerste Rechte von Russland will 


In der äußersten Rechten sind prorussische Positionen stark vertreten. Sie haben 


strategische Bedeutung: Es geht um ein Bündnis gegen die USA. 


Kersten Radzimanowski ist hocherfreut. 
„Es ist ein deutliches Signal“, schreibt 
der NPD-Mann in der März-Ausgabe der 
NPD-Parteizeitung Deutsche Stimme. 
Russlands Präsident Wladimir Putin hat 
Anfang 2015 ein Dekret unterzeichnet, 
das es Bürgern fremder Staaten erlaubt, 
in der russischen Armee zu dienen. Ha! 
Endlich eine neue Job-Chance für ar- 
beitslose Nationaldemokraten? Gemach, 
gemach - man muss „die russische Spra- 
che beherrschen“ und man darf „keine 
Einträge im polizeilichen Führungszeug- 
nis aufweisen“, wenn man in Russland 
Soldat werden will, warnt Radzima- 


nowski. Für den gemeinen NPD’ler 





scheidet der Brotwerwerb in den russi- 


schen Streitkräften damit wohl eher aus. 


Was aber macht die Sache dann zu 
einem „deutlichen Signal“? Radzima- 
nowski holt weit aus: „Ein Blick in die 
Geschichte zeigt bemerkenswerte Paral- 
lelen“, schreibt er. Die Begründung, die 
er in seinem knappen Kommentar lie- 
fert, könnte kaum typischer sein: Sie 
greift auf ein zentrales Motiv der Sym- 
pathie großer Teile der heutigen Rech- 


ten für Russland zurück. 


Der anglo-amerikanische 
Bonaparte 

„Vor gut 200 Jahren“, erläutert Radzima- 
nowski, genaugenommen: am 30. De- 
zember 1812 unterzeichneten weit weg 
in Ostpreußen „der preußische General 
Johann David von York und der in russi- 
schen Diensten stehende General Hans 
Karl von Diebitsch die Konvention von 
Tauroggen“. Sie „besiegelte das preu- 
Bisch-russische Bündnis“ gegen Frank- 
reich und gegen dessen Herrscher Napo- 
leon Bonaparte, „den Versklaver der 
Völker Europas“, fährt Radzimanowski 
fort. Napoleon habe „zeitweise die Herr- 
schaft über weite Teile Kontinentaleuro- 
pas“ errungen, „gestützt auch auf die 
von den Vasallen-Regimen rekrutierten 


Söldner“ - ganz, und nun kommt der 
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Putin-Fanshirt bei BÄRGIDA in Berlin 


Kick, wie „Merkel & Co.“, die heute „den 
neuen Besatzern, den mammon-gierigen 
Tyrannen der Völker Europas“ als mo- 
derne Vasallen dienten. „Und wie einst 
die Soldaten der Rheinbundstaaten“ - 
sie waren mit Frankreich verbündet - 
„selbst gegen das deutsche Volk kämp- 
fen mußten, ist die Bundeswehr ... schon 
längst nicht mehr Verteidiger der Hei- 
mat, sondern Söldner im Dienst der 
anglo-amerikanischen Besatzer“, 
schäumt der NPD-Mann. „Der Vertrag 
von Tauroggen war das Fanal zur Befrei- 
ung Europas. Wird es einem russisch- 
deutschen Bündnis 200 Jahre später 
noch einmal gelingen, Europa ... zu be- 
freien“, diesmal „von der Diktatur der 
Plutokraten“? Der NPD-Mann verpasst 
seinem Kommentar den Titel: „Vereint 
gegen den anglo-amerikanischen Bona- 
parte“. 

Die Idee, sich mit Russland zusammen- 
zutun, um sich gegen westliche Mächte 
durchzusetzen, ist in der deutschen Ge- 
schichte, ganz unabhängig von der ex- 
tremen Rechten, ziemlich alt. Sie ist in 
der staatlichen Außenpolitik - siehe 
etwa die Bismarck’sche Bündnispolitik, 
siehe den Vertrag von Rapallo vom April 
1922 - immer wieder wirksam gewor- 
den, wenngleich sie stets nur eine von 


mehreren Optionen deutscher Machtpo- 


Seite 28 





litik war. Für die äußerste Rechte hat sie 


in den 1920er Jahren über strategische 
Aspekte hinaus auch ideologische Be- 
deutung gewonnen. Etwa für den Na- 
tionalbolschewisten Ernst Niekisch, der 
in seinem Hass gegen „den Westen“, den 
er mit Demokratie und Liberalismus 
identifizierte, als Gegenbild den russi- 
schen „Osten“ entwarf und folgerichtig 
für einen „deutsch-russischen Block“ 
zwecks „radikaler Abkehr vom Westen“ 
warb. Dass Deutschlands schlimmste 
Feinde im „Westen“ zu finden seien, wo 
der Liberalismus seine Heimat habe - in 
Großbritannien und vor allem natürlich 
in den USA -, das ist ein Gedanke, der in 
der extremen Rechten seit dem Ende der 
Sowjetunion wieder besondere Beliebt- 
heit genießt. Gern wird er mit antisemi- 
tischen Stereotypen verbunden, etwa 
mit demjenigen von den „Strippenzie- 
hern an der US-Ostküste“ oder eben 
auch mit dem von den „Plutokraten“, 


von denen Radzimanowski schreibt. 


Eurasien 

Entsprechend positioniert sich die NPD. 
Das Europaparlament diskutiert über 
Russland? Der NPD-Abgeordnete in 
Strasbourg, Udo Voigt, beschwert sich, 
die EU dürfe mit ihren Sanktionen und 


anderweitigen Übergriffen gegen Russ- 


Was die äußerste Rechte von Russland will 


land nicht ständig „Benzin ins Feuer gie- 
ßen“. Wie soll man sich denn ohne rus- 
sische Rückendeckung von den USA und 
den „Plutokraten“ lösen?! Die russische 
Partei Rodina, deren Vorsitzender Alexej 
Schurawljow auf dem Ticket der Kreml- 
Partei Einiges Russland in die russische 
Duma gewählt worden ist, lädt für den 
22. März 2015 zu einem „Internationalen 
Russischen Konservativen Forum“ nach 
St. Petersburg ein? Na klar, Voigt kommt 
und bringt seinen Parlamentsmitarbei- 
ter Karl Richter mit. Auch über „Eura- 
sien“ wird dort diskutiert, und darunter 
versteht die russische Rechte, wie der 
lesekundige Nationaldemokrat aus der 
April-Ausgabe der Deutschen Stimme ler- 
nen kann, „die Vorstellung von einem 
fundamentalen Gegensatz zwischen der 
Kontinentalmacht Rußland und den an- 
gelsächsischen Seemächten“ - also 
etwas, was schon irgendwie zu der Sache 
mit den feindlichen Strippenziehern an 
der US-Ostküste passt. Der gegenwärtig 
populärste „Eurasien“-Ideologe ist ganz 
gewiss Alexander Dugin, ein extrem 
rechter russischer Publizist und einsti- 
ger Professor an der Moskauer Lomo- 
nossow-Universität, der in den Rechts- 
außen-Segmenten des russischen Estab- 
lishments durchaus auf offene Ohren 
stößt. Die Deutsche Stimme rezensiert 
brav seine „Vierte Politische Theorie“ 
und sein Buch „Konflikte der Zukunft“. 
Dugin genießt zur Zeit in der äußersten 
Rechten weithin beträchtliche Populari- 
tät. Sein von krassem Antiamerikanis- 
mus durchdrungenes „Eurasien“-Kon- 
zept stößt nicht nur bei der NPD auf In- 
teresse, sondern auch bei der jungkon- 
servativen Zeitschrift Sezession, die be- 
reits im Sommer 2014 erklärte, Dugin sei 
„so etwas wie der Slavoj Zizek der Rech- 
ten“. Der russische Publizist wurde im 
April 2014 von der Zeitschrift Zuerst! in- 
terviewt, die - darin der NPD durchaus 
ähnlich - von ihrem Antiamerikanismus 


zur Forderung nach einem Bündnis mit 
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Was die äußerste Rechte von Russland will 


Russland getrieben wird. Über Dugin be- 
richtet ab und an auch die Wochenzei- 
tung Junge Freiheit. Allerdings ist sie sich 
nicht so ganz im Klaren darüber, wel- 
chen Stellenwert man dem Mann letzt- 
lich einräumen soll. Das liegt wohl 
daran, dass das Blatt sich nach Kräften 
bemüht, im Establishment anzukommen 
und hoffähig zu werden, was mit allzu 
exzessivem, womöglich noch antisemi- 
tisch fundiertem Antiamerikanismus 
nicht geht. 


Putinversteher Bismarck 
Dennoch: Auch im nationalkonservati- 
ven Spektrum ist es ohne weiteres zuläs- 
sig und nicht unüblich, auf ein Bündnis 
mit Russland zu setzen. Großes Vorbild 
ist dort Bismarck. Der Eiserne Kanzler 
sei „in der Tradition der preußisch-rus- 
sischen Freundschaft aus der Zeit der 
Befreiungskriege gegen Napoleon groß 
geworden“, schrieb Jürgen W. Schmidt 
im April 2015 in der Jungen Freiheit: Er 
habe „begriffen, daß es kaum grundle- 
gende Widersprüche zwischen den deut- 
schen und russischen Interessen gab 
und sich die Interessen beider Staaten 
ziemlich oft überschnitten und sinnvoll 
ergänzten“. Deshalb habe er „so großen 
Wert auf die Erhaltung guter Beziehun- 
gen zu Rußland“ gelegt. Der Autor war 
sich sicher: „Bismarck wäre heute ein 
Putinversteher“. Ähnlich könnte sich 
wohl auch Alexander Gauland äußern, 
der stellvertretende Bundesvorsitzende 
der AfD, der immer wieder für eine Zu- 
sammenarbeit mit Russland wirbt. 
Allerdings sind im deutschen Establish- 
ment zur Zeit vor allem antirussische 
Positionen en vogue und da die Junge 
Freiheit dazugehören will, hat sie zuwei- 
len auch ein offenes Ohr für sie, ganz 
wie übrigens auch der gegenwärtig da- 
hinsiechende Ex-Lucke-Flügel der AfD. 
Ein Beispiel? Im Februar 2015 rezen- 
sierte Friedrich-Wilhelm Schlomann, 
CDU-Mitglied und Ex-Propagandaspezia- 
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list des Bundesverteidigungsministeri- 
ums, in der Jungen Freiheit ein Buch über 
den Einfluss des russischen Geheim- 
dienstes auf die Machtzentralen des 
Landes. „Putin und sein FSB regieren 
heute Rußland“, lautete das Resümee - 
eine klare Positionierung gegen Moskau. 
Im Januar hatte Ronald Gläser in der 
Wochenzeitung geurteilt, Wladimir 
Putin und der ukrainische Staatspräsi- 
dent Petro Poroschenko seien die 
„große(n) Gewinner“ des Krieges in der 
Ostukraine, weil beide „Politiker mit 
übergroßem Ego „jeweils mit Verweis 
auf die Kämpfe im Donbass von ihren 
Schwierigkeiten ablenken könnten. Die 
Äquidistanz zu Moskau und Kiew, die 
Gläser an den Tag legt, eröffnet Spiel- 
räume; sie bietet die Chance, im aktuell 
antirussischen Mainstream Anerken- 


nung zu finden. 


Querfront 

Apropos Ukraine: Hat die NPD nicht eine 
Zeitlang eng mit Swoboda kooperiert? 
Haben die Jungen Nationaldemokraten 
nicht sogar einen Aktivisten des Rechten 
Sektors zu ihrem „Europa-Kongress“ am 
22. März 2014 eingeladen, wenngleich 
der Mann letztlich kein Einreisevisum 
bekam? Beides trifft zu. Zum einen 
konnte die Partei bei ihren insgesamt 
eher dürren Auslandskontakten noch 
nie wirklich wählerisch sein; zum ande- 
ren übt Swoboda mit ihren Wahlerfolgen 
- bis zu 30 Prozent in der Westukraine - 
eine beträchtliche Faszination auf die 
Null-Komma-gewohnten NPD/ler aus. 
Als die extreme Rechte auf dem Majdan 
dann auch noch eine führende Rolle 
beim Sturz der Regierung spielen durfte, 
müssen vielen deutschen Nazis die 
Augen übergegangen sein. Auf Dauer 
aber setzen sich stets die strategischen 
Beziehungen durch, und das sind eben 
diejenigen zu Russland. Heute behilft 
sich die NPD damit, dass sie per Vor- 
standsbeschluss verkündet, sie kämpfe 
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für „das Recht der Völker und Menschen 
auf Selbstbehauptung in ihren gewach- 
senen historischen Ordnungen“, und da 
gehöre eben auch eine nationalistisch 
geprägte Ukraine hinzu. Dies aber dürfe 
die „deutsch-russische Freundschaft“ 
natürlich nicht beschädigen. 

Das gilt umso mehr, als eine prorussi- 
sche Politik der extremen Rechten zur 
Zeit die Chance zu aussichtsreichen 
Querfront-Aktivitäten bietet. Begeistert 
berichtete der ehemalige sächsische 
NPD-Landtagsabgeordnete Arne Schim- 
mer in der Januar-Ausgabe der Deutschen 
Stimme von der dritten „Souveränitäts- 
konferenz“, die Jürgen Elsässer mit sei- 
nem Compact-Magazin Ende 2014 in Ber- 
lin abgehalten hatte. Es war Elsässer 
darum gegangen, prorussische Kräfte 
unterschiedlicher Spektren der Rechten 
zusammenzuführen und zumindest Bre- 
schen in die prorussischen Teile des 
Establishments zu schlagen - und das 
war ihm ohne Zweifel gelungen. Wie 
Schimmer berichten konnte, traten auf 
der Konferenz neben Elsässer selbst 
unter anderem der AfD-Mann Gauland, 
der Rechtsaußen-Jurist Karl Albrecht 
Schachtschneider, das SVP-Mitglied 
Oskar Freysinger aus der Schweiz, aber 
auch der ehemalige Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesverteidigungs- 
ministerium Willy Wimmer (CDU) und 
der ehemalige Willy Brandt-Berater 
Egon Bahr (SPD) auf. Vor allem aber war 
mit Wladimir Jakunin, dem Präsidenten 
der staatlichen russischen Eisenbahnge- 
sellschaft RZD, sogar ein Mann aus dem 
Umfeld des russischen Präsidenten 
Putin zugegen. Auf eine solche politi- 
sche Breite hat es die äußerste Rechte 
zuvor in der Tat schon lange nicht mehr 


gebracht. 
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Von Sonja Brasch 


Germanische Neue Medizin 


Profitables Bindeglied zwischen Esoterik und extremer Rechter 





Ryke Geerd Hamer und seine „Germanische Neue Medizin“ (GNM) sind in Die GNM beruht auf dem Grundsatz, jede 
den letzten Monaten wieder vermehrt in den deutschen Medien präsent. 
Grund dafür ist der Prozess gegen die Eltern der 4-jährigen Sighild, die 
nach der Behandlung nach Methoden der GNM Weihnachten 2009 ver- 
storben war. Der Prozess ist eines von vielen Beispielen für die Über- 
schneidungen zwischen Esoterik und extremer Rechter. Doch nicht nur 
in völkischen Kreisen erfreut sich die GNM großer Beliebtheit, als „alter- 
nativ-medizinischer“ Ansatz boomt sie auch weit darüber hinaus. 


Im Februar 2015 wurden Baldur und 
Antje B. vom Landgericht Hannover 
wegen Körperverletzung mit Todesfolge 
zu einer Bewährungsstrafe verurteilt. 
Sie hatten ihrer an Diabetes erkrankten 
Tochter Sighild die notwendigen Insu- 
lindosen verwehrt, woraufhin das Kind 
an Weihnachten 2009 verstarb. Antje 


und Baldur B. stammen beide aus ex- 
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trem rechten Familien und gehören der 
völkisch-rassistischen Artgemeinschaft - 
Germanische Glaubensgemeinschaft an. An- 
gezeigt hatte die Eltern der Bruder von 
Baldur B., der wie auch andere Zeugen 
im Prozess aussagte, Antje B. sei Anhän- 
gerin der „Germanischen Neuen Medi- 
zin“ und habe Sighild danach „behan- 
delt.“ 


Krankheit entstehe durch einen Kon- 
flikt. Löse die erkrankte Person diesen 
Konflikt, so verschwinde auch die 
Krankheit. Krankheiten werden nicht als 
Beschädigung, sondern als Teil des Kör- 
pers verstanden, als ein sogenanntes 
„Sinnvolles Biologisches Sonderpro- 
gramm“ (SBS). Diese Sonderprogramme 
würden durch ein zuvor erlittenes 
Trauma hervorgebracht. Die jeweiligen 
Konflikte suchten sich bestimmte Aus- 
drucksformen, so könne beispielsweise 
ein Mutter-Kind-Konflikt Brustkrebs 
auslösen. Im Prozess berichtete die Mut- 
ter, dass es sich im Falle von Sighild um 
einen Wasser-Konflikt gehandelt habe, 
der den Diabetes ausgelöst habe - so 
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Germanische Neue Medizin 


habe Hamer telefonisch das Mädchen di- 
agnostiziert. Ist der Konflikt, der die 
Krankheit verursachte, gefunden, ist es 
an der erkrankten Person, diesen zu 
lösen. Der oder die Kranke ist somit als 
einzige_r selbst in der Lage, sich zu hei- 
len. 

Dieser pseudomedizinische Ansatz wird 
in verschiedenen Publikationen der ex- 
tremen Rechten verhandelt. Es finden 
sich immer wieder Berichte zur GNM, 
wie zum Beispiel in der Nordischen Zei- 
tung, der Mitgliederzeitung der Artge- 
meinschaft, in der die GNM neben ande- 
ren „alternativ medizinischen“ Ansät- 
zen besprochen wird. Von verschiede- 
nen Gruppen werden Informations- 
abende organisiert. In der Zeitschrift 
Unsere Zukunft der Gemeinschaft Deutscher 
Frauen erschien dazu im Sommer 2010 
ein Erlebnisbericht. Die Themenabende 
werden auch in die Treffen von Vereini- 
gungen eingebunden, wie 2005 bei der 
Jahreshauptversammlung des 2008 ver- 
botenen Collegium Humanum oder 2006 
bei der Ureuropa-Gesellschaft, wo ein Vor- 
trag über die „Germanische Neue Medi- 
zin“ das Abendprogramm darstellte. 
Was jedoch begeistert das völkische 
Spektrum an Hamers abstrusen Heils- 
versprechen, außer, dass die GNM den 


Titel „Germanisch“ trägt? 


Nach rechts anschlussfähige 
Verwirrtheit 

Maßgeblich lassen sich drei Punkte aus- 
machen, in denen sich die GNM sehr gut 
in ein rechtes Weltbild integrieren lässt: 
das Verständnis von Krankheit, die Ab- 
lehnung von Schulmedizin als Unterdrü- 
ckerin der „wahren“ Heilkunst sowie 
Hamers glühender Antisemitismus. In 
der GNM bündeln sich beliebte Ver- 
schwörungstheorien. 

Krankheit und Schmerz sind im Ver- 
ständnis der GNM lediglich als Zeichen 
zu verstehen, Konflikte wahrzunehmen 


und zu lösen. Ein ähnliches Verständnis 
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findet sich auch bei der Artgemeinschaft, 
in deren „Artbekenntnis“ (Artikel 10) es 
heißt: „Schmerz und Leid weisen uns auf 
Gefahren hin und sollen Abwehrkräfte 
von Körper und Geist wecken. Sie bewir- 
ken Erschütterung, aber auch Gesun- 
dung. Wir bekennen uns zu Schmerz 
und Leid als naturgegebenen Kräften 
und sehen sie nicht als Strafe irgendei- 
ner überirdischen Macht.“ 

Die Schulmedizin hingegen sehe den 
Menschen als bloße Maschine, deren 
Teile zu reparieren seien, schließlich 
gebe es ja nur Krankenhäuser und keine 
Gesundheitshäuser, so Hamer im Inter- 
view mit dem NDR. Außerdem würden 
die Menschen durch Chemotherapie ab- 
sichtlich vergiftet. Gebetsmühlenartig 
wiederholt Hamer, 98% der mit Chemo- 
therapie behandelten Personen würden 
sterben. Und daran sei nicht irgendwer 
schuld, sondern „jüdische Onkologen“. 


Die Krebsverschwörung 

Hamer ist der Überzeugung, „die Juden“ 
hätten das Potenzial der „Germanischen 
Neuen Medizin“ für die Heilung von 
Krebs erkannt und alle jüdischen Ärzte 
angewiesen, ihre jüdischen Patienten 
danach zu behandeln. Alle nicht-jüdi- 
schen Patienten würden jedoch weiter 
mit Chemotherapie durch jüdische On- 
kologen vergiftet. Dadurch seien 2 Milli- 
arden Menschen gestorben. In einem of- 
fenen Brief an Wladimir Putin vertritt er 
die These, dass die Juden nicht in Ausch- 
witz umgekommen, sondern per Zug in 
einen jüdisch-autonomen Teil Russ- 
lands, nach Birubidjan, gereist seien. 
Hamer hat mehrere Haftstrafen in 
Deutschland und Frankreich verbüßt, er 
befindet sich seit einigen Jahren im nor- 
wegischen Exil, da gegen ihn verschie- 
dene Verfahren wegen Körperverlet- 
zung mit Todesfolge aufgrund seiner 
pseudowissenschaftlichen Tätigkeiten 
und wegen Holocaustleugnung laufen. 
Bis 1986 hatte er in Deutschland noch 
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seine Approbation als Arzt und betrieb 
mehrere als Pensionen getarnte Klini- 
ken. Diese mussten geschlossen werden, 
da nahezu alle Patient_innen starben, 
die meisten an unbehandelten Tumoren. 
Hamer vertritt jedoch die These, dass 
seine Patient_innen nicht durch sein 
Verschulden starben, sondern dass 
ihnen, meist beim Impfen, Chips im- 
plantiert worden wären, die per Satellit 


auf Knopfdruck die Menschen töteten. 


Hamers rechte Hand 

Obwohl Hamer sich in Norwegen auf- 
hält, boomt die GNM in Deutschland. So 
gibt es derzeit 21 aktive Stammtische 
bundesweit. Dafür ist maßgeblich Ha- 
mers Partner Helmut Pilhar verantwort- 
lich. Pilhar, ebenso ausgemachter Anti- 
semit wie Hamer, hat keine Berührungs- 
ängste mit dem rechten Rand, er sprach 
beispielsweise auf der Jahreshauptver- 
sammlung der Ur-Eurpoagesellschaft. Er 
wirbt regelmäßig für seine Seminare in 
der Zeitschrift des verschwörungstheo- 
retischen Wilhelm Kammeier Vereins 
(WKV) Der freie Mensch. Berühmt wurde 
Pilhar mit zwei Schlagzeilen: In den 
1980ern wurde ihm und seiner Frau das 
Sorgerecht für seine Tochter entzogen, 
nachdem er das krebskranke Mädchen 
bei Hamer in Behandlung gegeben hatte 
und mit ihr ins Ausland flüchtete, um sie 
einer medizinischen Behandlung zu ent- 
ziehen. Seither gilt er als größter Jünger 
Hamers. 2009 störte er gemeinsam mit 
anderen Hamer-Anhängern eine Infor- 
mationsveranstaltung über die Gefahren 
der GNM in der Synagoge von Kronach 
mit antisemitischen Äußerungen. Pilhar 
schreibt auf seiner Homepage, die heu- 
tige Gesellschaft lebe nicht „artgerecht“. 
So bedingten Gender Mainstreaming 
und die Frühsexualisierung die meisten 
Konflikte bei Kindern und die Pille sei 
Mittel eines Krieges zur Bevölkerungsre- 
duktion. 
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Anhänger_innen der „Germanischen Neuen Medizin“ wandelten am 13.05.2005 durch Tübingen 


Während Pilhar auch in seinen Ver- 
schwörungsfantasien und dem Antise- 
mitismus ganz mit Hamer geht, gibt es 
Andere, die mit Hamers Pseudomedizin 
Profit machen, indem sie diese entpoliti- 


sieren. 


NGM goes Greenwashing 

Der Heilpraktiker Rainer Körner aus Ja- 
chenau ist bereits seit mehreren Jahren 
mit Hamers Theorien unterwegs und 
verkauft alten Wein in neuen Schläu- 
chen. Wahrscheinlich aus marketing- 
technischen Gründen hat er seinen An- 
satz umbenannt in das „BioLogische 
Heilwissen“. Tatsächlich hat er viele In- 
halte direkt von Hamer übernommen. 
So wurden Hamers „5 Biologische Na- 
turgesetze“ bei Körner zu den „5 Geset- 
zen des BioLogischen Heilwissens“. Be- 
reits auf dem Cover seines Lehrbuches 
macht er sich als Hamer-Schüler kennt- 
lich. Auch der Blick ins Literaturver- 
zeichnis ist eindeutig, dort finden sich 
ausschließlich Bücher von Hamer wie- 
der. Körner „behandelt“ nicht nur nach 
Hamers pseudomedizinischen Metho- 
den, sondern bildet auch aus und bietet 
Supervisionen für andere Praktizierende 
an. Körner gründete die Interessenge- 


meinschaft für BioLogisches Heilwissen. 
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„Ziel der Gemeinschaft ist es, das BioLo- 
gische Heilwissen anzuwenden, zu ver- 
breiten, es weiter zu erforschen und für 
alle Menschen zugänglich zu machen. 
Wir wollen die Erkenntnisse Dr. Hamers 
(dem ursprünglichen Entdecker der 5 
biologischen Naturgesetze) weiterentwi- 
ckeln und in den Zusammenhang eines 
umfassenderen Menschenbildes stel- 
len.“ Körner und die 13 anderen in der 
Interessengemeinschaft zusammenge- 
schlossenen Heilpraktiker_innen und 
Physiotherapeut_innen versuchen 
somit, Hamers gefährlichen Ansatz mit 
anderen „alternativmedizinischen“ Me- 
thoden zu verbinden und zu Geld zu ma- 
chen. Gepaart mit Anthroposophie, Ho- 
möopathie, Atemübungen und bereinigt 
von Hamers antisemitischem Duktus 
lässt sich das Konzept augenscheinlich 
sehr gut verkaufen und findet bei esote- 
risch affinem Publikum regen Anklang. 
Doch selbst mit Hamers Verschwörungs- 
fantasien sind viele Menschen bereit, 
sich auf die Pseudomedizin einzulassen. 
Der Frust über das Gesundheitssystem, 
in dem Ärzt_innen kaum Zeit für ihre 
Patient_innen haben, erleichtert das 
Hinwegsehen über Hamers politische 


Ansichten, wie die Dokumentation einer 


Germanische Neue Medizin 


Veranstaltung von Pilhar im Bayrischen 
Rundfunk zeigt. 


„Mit allen Mitteln Einhalt 
bieten“ 

Die Deutsche Krebsgesellschaft warnt ein- 
drücklich vor Hamers Methoden und 
seinen Nachahmer_innen. In einer Stel- 
lungnahme heißt es: „Deshalb ist die 
‚Germanische Neue Medizin’ mit allem 
Nachdruck als einerseits absurd, ande- 
rerseits aber bewiesenermaßen gefähr- 
lich zurückzuweisen. Ihrer Verbreitung 
muss mit allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln - juristisch und auf dem Wege 
der Aufklärung - Einhalt geboten wer- 
den.“ 

Doch auch in der extremen Rechten gibt 
es inzwischen Stimmen, die Hamer 
skeptisch gegenüberstehen. So warnt 
der Arzt Gerhard Georgi, der 2008 zu 
den Landtagswahlen in Bayern für die 
NPD antrat, in der Zeitschrift Umwelt und 
aktiv - Umweltschutz, Tierschutz, Heimat- 
schutz in einem Gutachten über die GNM 
vor der Gefahr und kommt zu dem 
Schluss: „[...]Die von ihm [Hamer] pro- 
pagierte Germanische Neue Medizin 
(GNM) ist eine medizinisch unwirksame 
Behandlungsideologie. [...] Vermutlich 
hat er wegen der von ihm benutzten Be- 
zeichnung „Germanische“ bei einigen 
uninformierten, national gesinnten Per- 
sonen dadurch ein wenig Interesse ge- 
weckt, und gewissenlose Geschäftema- 
cher nutzen dies möglicherweise in na- 


tionalen Kreisen aus.“ 


Zum Weiterlesen: 

Eine ausführliche Dokumentation zum 
Thema findet sich bei psiram.com 
Näheres zur Familie B. und ihrem Um- 
feld im AIB 107, S. 28 
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Die Artgemeinschaft 


Von Jan Raabe und Frieder Karlson 


Die Artgemeinschaft 


Sippenverband des Neonazismus 


Auch wenn sie mit ihrem Volkstanz und den germanophilen Treffen für 
eine harmlose Trachtengruppe gehalten werden könnte, scheut die „Art- 
gemeinschaft“ das Licht der Öffentlichkeit. Denn tatsächlich versam- 
meln sich dort die ideologisch Überzeugten. 


In der Nacht vom 20. auf den 21. Juni 
2015 trafen sich die Anhänger_innen der 
Artgemeinschaft, darunter viele Familien 
mit Kindern, im einsam gelegenen Gast- 
hof Hufhaus im Harz zur Sonnwendfeier. 
Als eines der zentralen Feste mit jährlich 
zwei- bis dreihundert Teilnehmenden 
wird die Sonnwendfeier von der Artge- 
meinschaft als Ausdruck einer „natürli- 
chen Religion“ verstanden, die den Ab- 
läufen der Natur zu folgen hat. In die- 
sem Jahr schloss sich auch Meinolf 
Schönborn, bis zum Verbot 1992 Vorsit- 
zender der Nationalistischen Front, mit 
seinem Zeitungsprojekt Recht und Wahr- 
heit dem Treffen an. 
Die Zusammensetzung des Programms 
war typisch für die Artgemeinschaft: Der 
„Besuch einer Köhlerei“ sollte Einblick 
in lokale Tradition und Brauchtum ver- 
mitteln, die „Runengymnastik“ die spiri- 
tuelle Verbindung zu den „Ahnen“ 
knüpfen, ein „fröhlicher Abend um den 
Metkessel“ die Gemeinschaft stärken 


und der Vortrag über den SS-eigenen 
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Nordland-Verlag historisches Wissen ver- 
mitteln, das direkt an den Nationalsozia- 
lismus anknüpft. Die Kulthandlungen, 
beispielsweise das Aufstellen des „Ques- 
tenbaumes“, dienten der Sinngebung. 
Nicht nur die enge Verbindung aus offe- 
nem Bezug auf den NS und religiösem 
Überbau machen die Artgemeinschaft für 
die extreme Rechte so bedeutend, son- 
dern auch das Selbstverständnis als 
„Sippenverband“, der sich an die Familie 
als vermeintlichem Träger und Bewah- 


rer der Rasse richtet. 


Tradition 

Die als völkische Sammlungsbewegung 
konzipierte Artgemeinschaft wurde 1951 
durch den Lehrer Wilhelm Kusserow ge- 
gründet, seit 1957 ist sie beim Vereinsre- 
gister in Berlin eingetragen. Sie stellt 
sich in die Kontinuität der vom Wupper- 
taler Kunstmaler Ludwig Fahrenkrog 
1912/13 gegründeten Germanischen Glau- 
bensgemeinschaft. Kusserow selbst war 


schon in der völkischen Bewegung aktiv, 


EXTREME RECHTE 


ab 1927 leitete er die Nordisch-religiöse 
Arbeitsgemeinschaft. Bis heute sind das 
von Kusserow 1951 mitformulierte „Art- 
bekenntnis“ und das „Sittengesetz“, als 
Äquivalent zum christlichen Glaubens- 
bekenntnis und den „Zehn Geboten“, 
zentral für die Vorstellungen der Artge- 
meinschaft. Inhaltlich lehnt es sich an das 
„Artbekenntnis“ der Nordischen Glau- 
bensgemeinschaft von 1933 an, im Zen- 
trum steht ein Ahnen- und Rassenkult: 
„Kampf ist Teil des Lebens; er ist natur- 
notwendig für alles Werden, Sein und 
Vergehen“, so wird das sozialdarwinisti- 
sche Recht des Stärkeren gerechtfertigt. 
Die Formulierung „die Menschenarten 
sind verschieden in Gestalt und Wesen“ 
ist kaum verklausulierter Rassismus und 
„ohne den Tod des Einzelwesens sind die 
Arten nicht lebens- und entwicklungsfä- 
hig“ faktisch eine Aufforderung zum 
„race war“. Die Artgemeinschaft sei kein 
„Schönwetterverein“, der bei Kaffee und 
Kuchen ein wenig von der Vergangen- 
heit schwärmt, schrieb Jürgen Rieger 
1987 in der Nordischen Zeitung. „Die Art- 
gemeinschaft ist gezwungen worden, ein 
Kampfverband zu sein, der um die Mög- 
lichkeiten einer artgemäßen Lebensfüh- 


rung kämpfen muß.“ 
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Rieger hatte den Vorsitz des Vereins 
1989 von Guido Lauenstein übernom- 
men und ihn bis zu seinem Tod 2009 
inne. War die Artgemeinschaft in den 
1950-1970er Jahren eine Organisation 
zumeist älterer Menschen, die eine ger- 
manophile Rückschau hielten, verjüngte 
sich die Organisation unter Lauenstein, 
vor allem jedoch unter Rieger zusehends 
und fand Anschluss an den militanten 


Neonazismus. 


Nordische Zeitung 

Ein Beispiel ist der in Oberhausen le- 
bende Jürgen Mosler, Schriftleiter des 
vierteljährlich erscheinenden Verbands- 
organs Nordische Zeitung und in den frü- 
hen 1990ern eine der wichtigsten Figu- 
ren in der militanten Szene. Er wurde 
wegen Fortführung der verbotenen Akti- 
onsfront Nationaler Sozialisten/Nationale 
Aktivisten zu zwei Jahren Haft auf Be- 
währung verurteilt. 

Das Selbstbild der Artgemeinschaft als ein 
religiöser und kultureller Verband spie- 
gelt sich auch in den Inhalten der Nordi- 
schen Zeitung wider. Themen aus der nor- 
dischen Mythologie und dem völkischen 
Brauchtum prägen das Blatt, es finden 
sich viele Artikel von NS-Wissenschaft- 
lern wie Jörg Lechler, Herbert Jankuhn 
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Für die ganze Familie: Sommersonnwendfeier der Artgemeinschaft in Ilfeld 2013 





oder Hermann Aubin sowie Artikel über 
nationalistische Dichter, Denker und Po- 
litiker wie Hoffmann von Fallersleben, 
Friedrich Ludwig Jahn oder Otto von Bis- 
mark. 

Die Rubrik „Unsere jüngsten Gefährten“ 
soll auch Kindern die nordische Mytho- 
logie und die Grundlagen einer „arteige- 
nen“ Kultur vermitteln. Besonders gern 
wird hier auf Texte von Ludwig Fahren- 
krog, aber auch auf Gedichte und Volks- 
lieder zurückgegriffen. Die Bedeutung 
der Artgemeinschaft als „Sippengemein- 
schaft“, wo das gesamte Leben der Mit- 
glieder tief von NS-Ideologie durchdrun- 
gen ist, wird in den Sippennachrichten 
deutlich. Hier finden sich mit Runen- 
Symbolik versehen Todes-, Geburts- und 
Hochzeitsanzeigen, so auch zur Geburt 
des vierten Kindes von Sylvia und Ralph 
Tegethoff. 


KameradInnen der Artge- 
meinschaft 

Zur Artgemeinschaft gehören mittler- 
weile eine ganze Reihe alter Kader des 
militanten Neonazismus: Jirka Buder aus 
Nettetal war schon in den 1990er Jahren 
in der FAP in Bonn und der Wiking-Ju- 
gend aktiv. Aus der Naziszene Berlins der 
1990er Jahre kommt Holger Steinbiß, 





der heute in Lippstadt ein Antiquariat 
betreibt, via Internet mit NS-Devotiona- 
lien handelt und für die NPD zur Wahl 
antrat. Martin Block war Ende der 
1980er Jahre JN-Landesvorsitzender in 
Hessen, später in der Heimattreuen Deut- 
schen Jugend aktiv und nimmt inzwi- 
schen ebenfalls an Treffen der Artge- 
meinschaft teil. Bei Gerd Ulrich aus Det- 
mold, der in den 1990er Jahren wegen 
Sprengstoff-Vergehen verurteilt wurde, 
war schon der Vater in der Wiking-Jugend 
und der Artgemeinschaft organisiert. Und 
auch bei der Familie Nahrath, die von 
der Gründung 1952 bis zum Verbot 1994 
die Wiking Jugend führte, waren und sind 
drei Generationen in der Artgemeinschaft 
aktiv. 

Überschneidungen gibt es zu anderen 
völkisch-religiösen Organisationen. So 
gehörte der Bad Oeynhausener Gerd 
Rothe, der für den Freundeskreis Witte- 
kindsland, eine regionale Untergliede- 
rung der Artgemeinschaft, Ende der 
1990er zu Veranstaltungen einlud, dem 
Bund Deutscher Unitarier - Religionsge- 
meinschaft Europäischen Geistes e.V, an. 
Und auch der von 1997 bis 2005 stellver- 
tretende Vorsitzende dieses Bundes, 
Wolf-Dieter Schröppe, Lehrer an der 
Mindener Waldorfschule, stand auf 
einer Belegungsliste der Artgemeinschaft. 
Austausch besteht mit der National-Kon- 
servativen Bewegung der Deutschen aus 
Russland um Johann Thießen aus Hürt- 
genwald im Kreis Düren. Dieser nimmt 
laut eigenen Angaben seit Jahren an den 
Sonnenwendfeiern der Artgemeinschaft 
teil. 

Fazit: Obwohl die Artgemeinschaft mit 
wenigen hundert Mitgliedern verhält- 
nismäßig klein ist, ist sie als generatio- 
nen- und strömungsübergreifende „Sip- 
pengemeinschaft“ von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung für die Bildung 
eines ideologischen Überbaus und die 
Vernetzung und Festigung des Kerns des 


neonazistischen Milieus. 
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„Pro NRW“ zerfleischt sich selbst 


Von Johannes Lohmann und Pia Gomez 


Das Ende 
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der „Bürgerbewegung“? 


„Pro NRW“ zerfleischt sich selbst 


Seit die pro-Bewegung mit der Gründung von „pro Köln“ ihren Anfang 
nahm, gab es immer wieder Zwist um strategische Ausrichtungen, 
Machtfragen und Animositäten aufgrund persönlicher Eitelkeiten. Inso- 
fern überrascht auch der aktuelle Streit nicht. Gleichwohl haben noch 
nie so viele FunktionärInnen die Partei zum selben Zeitpunkt verlassen. 
„Pro Köln“ und „pro NRW“ sind künftig getrennt. 


Sichtbar wurden die Erosionserschei- 
nungen der pro-Bewegung 2012 mit dem 
Vorwurf des Erschleichens von Sitzungs- 
geldern in Köln. Entgegen ihrer öffentli- 
chen Kampagnen „gegen Korruption 
und Klüngel“ stellten die pro-Gruppie- 
rungen tatsächlich eher einen Selbstbe- 
dienungsladen für ihre Funktionärsriege 
dar. Im April 2014 begann das Verfahren 
wegen gewerbsmäßigen und bandenmä- 
Rigen Betrugs gegen vier Ratsmitglieder 
von pro Köln. Bei den NRW-Kommunal- 
wahlen im Mai 2014 rutschte pro Köln 
dann von 5,4 auf 2,7 Prozent ab und ver- 
lor den Fraktionsstatus. Im Prozess wur- 
den zwei Ratsmitglieder zu einer Geld- 
strafe verurteilt, während Jörg Ucker- 
mann, dem weitere Delikte zur Last ge- 
legt wurden, eine Haftstrafe erhielt. Der 
ehemalige „Vorzeigepolitiker“ wurde 
daraufhin von der Parteiführung fallen 


gelassen wie eine heiße Kartoffel. 
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Mit den aufgrund sinkender Wähler_in- 
nenstimmen schrumpfenden Geldquel- 
len intensivierte sich der innerparteili- 
che Kampf um die Pfründe. Markus Bei- 
sicht verabschiedete sich schnell als pro 
Köln-Vorsitzender. Doch durch die Wahl- 
schlappe in der Domstadt, der ehemali- 
gen „Herzkammer der pro-Bewegung‘“, 
blieb auch seine Autorität als pro NRW- 
Vorsitzender angekratzt. Die Partei hat 
bei der Kommunalwahl 2014 insgesamt 


ihre Mandate halten können, doch der 


Ausbau von Strukturen ging nicht voran. 


Und in Duisburg zerfiel schnell die 
Stadtrats-Fraktion, die Mehrheit wech- 
selte zu den Republikanern. Den vollmun- 
dig verkündeten Worten des Vorsitzen- 
den, „öffentlichkeitswirksame Oppositi- 
onspolitik zu den Altparteien“ zu leis- 


ten, folgten - wie immer - keine Taten. 


PEGIDA-Hooligans als letztes 
Aufgebot 

Da kam die PEGIDA-Bewegung gerade 
recht. Pro NRW witterte Morgenluft und 
ließ sich dabei nur zu gerne auf den Flirt 
ihres Vorstandsmitgliedes Melanie Ditt- 
mer mit Hooligans und Neonazis im 
Rahmen der BOGIDA-, KÖGIDA- und DÜ- 
GIDA-Demonstrationen ein. Die neona- 
zistische Vergangenheit Dittmers war 
den pro-Mitgliedern egal, unwohl dürfte 
es einigen erst bei der schlechten Presse 
geworden sein, die Dittmer nach ihren 
Äußerungen bei Spiegel TV (,,...unerheb- 
lich, ob es den Holocaust gegeben hat“) 
erhalten hatte. Das Ganze endete be- 
kanntermaßen mit ihrem Ausscheiden. 
Anders verlief der Fall Dominik Roeseler, 
Ratsherr in Mönchengladbach, pro NRW- 
Vize und Mitorganisator der HoGeSa- 
Demo in Köln. Hieran nahm vor allem 
Wolfgang Palm (Aachen), bis vor kurzem 
ebenfalls noch pro NRW-Vize, Anstoß 
und übte Druck in Richtung Roeseler 
aus. Dieser bezeichnete Palm daraufhin 
via Facebook als Verräter. Bei den an- 
schließenden Auseinandersetzungen im 
Parteivorstand setzten sich die Fürspre- 
cher Roeselers gegen Palm durch. Letz- 


terer zog die Konsequenzen und verkün- 
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Auf der Suche nach neuen Bündnissen? Manfred Rouhs in Frankfurt beim „Widerstand Ost West“ 


dete seinen Austritt. In einem Rund- 
schreiben begründete er diesen Schritt 
damit, dass das „satzungswidrig zusam- 
men getretene Rumpfpräsidium“ unter 
Beisicht begonnen habe, die „Kritiker 
einer Entwicklung hin zu einer NPD 2.0 
aus der Partei zu werfen.“ Mit Palm tra- 
ten weitere elf ParteifunktionärInnen 
aus, darunter auch Markus Wiener und 
Judith Wolter, die beiden pro Köln-Ver- 
treterInnen im Kölner Stadtrat, sowie 
der pro Köln-Vorsitzende Michael Gabel. 
Dass auch Wiener und andere KölnerIn- 
nen diese antinazistische Argumenta- 
tion gegen Beisicht anführen, ist schon 
deshalb lächerlich, da sie bislang keine 
Probleme hatten, mit Neonazis und Hoo- 
ligans gemeinsam auf die Straße zu 
gehen. Genauso durchsichtig ist aber 
auch der Versucht von Beisicht, den Köl- 
ner Sitzungsgeldskandal, den er als frü- 
herer Vorsitzender mit zu verantworten 
hat, anderen in die Schuhe zu schieben. 
Insgesamt liegt dem Konflikt wohl eher 
eine Auseinandersetzung um Führungs- 
ansprüche zugrunde: Beisicht wollte 
Tony Fiedler bei pro Köln als neuen star- 
ken Mann etablieren, was bei Wiener & 
Co. auf Widerstand stieß. 

Nun haben sich die Wege getrennt: 
Während pro NRW am 12. Juni einen ei- 


genen Kölner Kreisverband gründete, 
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sammelt pro Köln die Getreuen. Stolz 
vermeldete man im Juni den Übertritt 
des vormaligen pro NRW-Bezirksvorsit- 
zenden für das Bergische Land, Chris- 
toph Heger. 


Die Rouhs’sche Wiederaufer- 
stehung 

Die Austrittswelle entwickelte eine Sog- 
wirkung: So verließen auch die Ratsmit- 
glieder Claudia Bötte (Wuppertal) und 
Andre Hüsgen (Remscheid) das sinkende 
Schiff und sind derzeit auf der Suche 
nach einer neuen politischen Heimat. 
Wolfgang Palm tritt als Einzelperson mit 
neuer Website Aachen im Blick auf. Ande- 
ren Abtrünnigen bietet sich ein Notha- 
fen als neuer Ankerplatz an: die in Ber- 
lin gestrandete Bürgerbewegung pro 
Deutschland (pro D). Nachdem der von 
seinem ehemaligen Kameraden Beisicht 
geschasste Manfred Rouhs unter dem 
Label pro Deutschland sein Glück in Berlin 
versucht hatte und damit grandios 
scheiterte, scheint er nun zur Revanche 
seine Fühler wieder nach NRW auszu- 
strecken: „Herzlichen Glückwunsch an 
unsere langjährigen politischen Freunde 
zu dieser klugen und zukunftsträchtigen 
Entscheidung“ lautete eine pro D-Erklä- 
rung, in der auf den Beitritt des Hagener 
Ratsmitglied Wolfgang Schulz sowie der 


Leverkusener Bezirksvertreterin Maria 
Deman und des Bonner Bezirksvertre- 
ters Detlev Schwarz verwiesen wurde, 
alle vormals pro NRWler. Kurze Zeit spä- 
ter traten auch die Ratsmitglieder Udo 
Schäfer und Joachim Bötte (beide Rade- 
vormwald) der Rouhs-Truppe bei. Ent- 
sprechend war die Reaktion von Bei- 
sicht: Der Ex-NPD-Funktionär mit seiner 
Partei stelle beim besten Willen keine 
seriöse Alternative zu pro NRW dar. Auf 
der Vorstandssitzung von pro NRW am 
21. Juni in Essen sprach der gedemütigte 
Vorsitzende von einer „gezielte(n) Zer- 
setzung von Innen und Außen“, um „die 
freiheitliche Plattform PRO NRW nach- 
haltig zu zerschlagen“, und lieferte 
damit einen unfreiwilligen Beweis zum 
Zustand der abgehalfterten Partei. Ef- 
fekthascherisch wurde zudem auf den 
hoffnungslosen OB-Kandidaten in Bonn, 
Kevin-Gareth Hauer aus Gelsenkirchen, 
„als einzigen Kandidaten rechts der 
etablierten Parteien als wählbare Alter- 
native“ verwiesen - was einem Selbstof- 


fenbarungseid gleichkommt. 


Licht aus? 

Politisch ist mit dieser Selbstzerflei- 
schung der Anfang vom Ende des pro- 
Spuks eingeleitet worden, denn in Kon- 
kurrenz zur AfD wird es weder pro Köln, 
noch pro NRW oder gar pro D gelingen, 
ihren Anhang und die Wahlzustimmung 
nennenswert zu steigern. Doch vorbei 
ist der Spuk trotzdem noch nicht. Durch 
Provokation und Eskalation die öffentli- 
che Aufmerksamkeit zu gewinnen und 
dann an das eine oder andere Mandat zu 
kommen, war schon immer das Pro- 
gramm der Rechtsaußen-Truppe. In die- 
sen Gefilden rechter „Saubermänner“ 
wird der Letzte erst dann das Licht aus- 
machen, wenn auch der allerletzte Zu- 
gang zu einem finanzierten Posten ver- 


schlossen ist. 
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Unter freiem Himmel 


Demonstrative Aktionen der extremen Rechten zwischen 
dem 6. April 2015 und dem 5. Juli 2015 


Düsseldorf (NRW), 20. April 2015 


Frankfurt/ Main (Hessen), 11. April 2015 sen, fand eine Woche später der 


Nur 35 TeilnehmerInnen kamen zur 
Kundgebung der Frankfurter PEGIDA- 
Abspaltung Freie Bürger für Deutschland 
(FBfD) unter dem Motto „Für eine ge- 
regelte Asylpolitik. Missbrauch konse- 
quent stoppen“. Ans Mikro traten 
neben der Organisatorin Heidi Mund 
ihre Mitstreiterin Christine Anderson 
sowie Michael Stürzenberger. 


Dortmund (NRW), 13. April 2015 
Eine zirka 30-köpfige „Montagsmahn- 
wache gegen das Asylheim Greven- 
dicks Feld“ führte der Dortmunder 
Kreisverband der Die Rechte im Stadt- 
teil Lütgendortmund durch. 


Kassel (Hessen), 13. April 2015 
Zur montäglichen Kundgebung 
konnte KAGIDA etwa 30 AnhängerlIn- 
nen mobilisieren. Da Organisator Mi- 
chael Viehmann nach Dresden gereist 
war, ließ er sich von Mario Beck in sei- 
ner Funktion als Versammlungsleiter 


und Moderator vertreten. 
Düsseldorf (NRW), 13. April 2015 


Nachdem DÜGIDA ihre Demonstration 
am Ostermontag hatte ausfallen las- 
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zwölfte von Melanie Dittmer ange- 
meldete „Abendspaziergang“statt. Es 
nahmen zirka 65 Personen teil. Als 
HauptrednerInnen traten Ariane 
Meise vom NPD-Bundes- und Landes- 
vorstand und der pro NRW-Funktionär 
Christopher von Mengersen in Er- 
scheinung, als Versammlungsleiter 
fungierte der Leverkusener Bastian 
Pufal. 


Kassel (Hessen), 18. April 2015 
Ausnahmsweise demonstrierte KA- 
GIDA an einem Samstag statt an 
einem Montag. Doch trotz Vorverle- 
gung und Lutz Bachmann und Tatjana 
Festerling als RednerInnen kamen le- 
diglich 60 TeilnehmerInnen. Anwe- 
send war fast die gesamte hessische 
NPD-Führungsriege. Ebenfalls ans 
Mikro trat Mario Beck. 


Ludwigshafen (RLP), 18. April 2015 
An einer Kundgebung gegen den 
Zuzug Geflüchteter ins Wohngebiet 
Flurstraße/Kropsburgstraße nahmen 
etwa 65 Personen teil. Es redeten Jan 
Jaeschke und Christian Hehl (NPD). 


Zum 13. von Melanie Dittmer ange- 
meldeten DÜGIDA-“Abendspazier- 
gang“ erschienen 55 Personen. Bas- 
tian Pufal übergab die Leitung der 
Veranstaltung der NPD-Funktionärin 
Ariane Meise. Als RednerInnen betä- 
tigten sich neben Pufal eine über 70- 
jährige pensionierte Lehrerin sowie 
ein rechter Hool, der bei vorherigen 
Demos durch aggressives Auftreten 
aufgefallen war. Nach der Aktion er- 
klärte Pufal per Internet seinen Rück- 
zug aus dem DÜGIDA-Orga-Team. 


Dortmund (NRW), 20. April 2015 


Zu einer „Mahnwache gegen Asyl- 
heime“ im Stadtteil Eving rief der 
Dortmunder KV der Die Rechte auf. Es 


nahmen zirka 50 Neonazis teil. 


Frankfurt/ Main (Hessen), 21. April 2015 


Zum ersten Mal nach der Abspaltung 
der FBfD demonstrierte auch PEGIDA 
wieder in Frankfurt. Als neuer Organi- 
sator trat Hans-Joachim Weber in Er- 
scheinung, vormals Vize des AfD-KV 
Hochtaunus und mittlerweile aus der 


Partei ausgetreten. Es erschienen 
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etwa 40 TeilnehmerInnen, darunter 
hessische NPDler. 


Duisburg (NRW), 27. April 2015 
Nachdem sich das bisherige PEGIDA- 
NRW-Orgateam nach neun von Marco 
Carta-Probach angemeldeten und ge- 
leiteten Demos in Duisburg aufgelöst 
hatte, fand nach vierwöchiger Unter- 
brechung wieder eine PEGIDA-NRW- 
Demo statt, an der sich etwa 40 Perso- 
nen beteiligten. Organisiert und gelei- 
tet wurden sie von einem neuen Orga- 
team, dessen bis dahin unbekannte 
Mitglieder es vorzogen, anonym auf- 
zutreten. Geleitet und moderiert 
wurde die Versammlung von Alexan- 
der Hoven aus Essen, der auch eine 
der Reden hielt. 


Frankfurt/ Main (Hessen), 27. April 2015 
Die FBfD konnten an diesem Tag um 


die 50 AnhängerInnen zum Roßmarkt 


mobilisieren. Neben der Organisatorin 


Heidi Mund trat noch Karl-Michael 
Merkle alias „Michael Mannheimer“ 
ans Mikro. 


Düsseldorf (NRW), 27. April 2015 
Die 14. von Melanie Dittmer angemel- 
dete DÜGIDA-Demo war auch zugleich 
die bislang letzte. Versammlungsleite- 
rin war erneut Ariane Meise, als 
Hauptrednerin trat Manuela Eschert 
auf. Weitere Demos seien nicht ge- 
plant, hieß es, man müsse sich erst 
neu sammeln. Sinnvoll sei es zudem, 
Kräfte zu bündeln und die PEGIDA- 
NRW-Demos zu stärken. Sämtliche 
noch offenen DÜGIDA-Anmeldungen 


wurden zurückgezogen. 


Dortmund (NRW), 27. April 2015 
Als Protest gegen den Bau von „Asy- 
lantenunterkünften“ richtete der 
Dortmunder Kreisverband der Die 


Rechte eine „Mahnwache“ mit nicht 
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bekannter TeilnehmerInnenzahl im 
Stadtteil Aplerbeck aus. 


Dortmund (NRW), 30. April 2015 


Zu einer weiteren Mahnwache gegen 
die Einrichtung von Flüchtlingsunter- 
künfte mobilisierte die örtliche Die 
Rechte unter dem Label einer Bürger- 
initiative „Mengede sagt nein zum 
Asylantenheim“ am Vorabend des 1. 
Mai in den Stadtteil Mengede. Es nah- 


men um die 35 Neonazis teil. 


Mönchengladbach (NRW), 1. Mai 2015 


An der NPD-Demo zum 1. Mai - „Wir 
arbeiten, Fremde kassieren - Asylbe- 
trug macht uns arm!“ - nahmen etwa 
150 Personen teil, darunter AktivistIn- 
nen der Partei Die Rechte. Als Redne- 
rInnen traten die NPD-FunktionärIn- 
nen Christian Remberg (Kreis Heins- 
berg), Willibert Kunkel (Städteregion 
Aachen), Sebastian Schmidtke (Ber- 
lin), Ariane Meise (Rhein-Sieg-Kreis) 
und Claus Cremer (Bochum) auf. 


Essen (NRW), 1. Mai 2015 


Lange Zeit mobilisierten die nord- 
rhein-westfälische Die Rechte ohne nä- 
here Ortsangaben für den 1. Mai ins 
Ruhrgebiet. Dann hieß es, Duisburg 
und Essen/Gelsenkirchen seien in Pla- 
nung, Duisburg wurde später wieder 
abgemeldet. Der in Essen-Kray gestar- 
tete, etwa 360-köpfige abendliche Auf- 
marsch erreichte den geplanten Ab- 
schlusskundgebungsplatz in Gelsen- 
kirchen aufgrund einer Blockade 
nicht und musste noch vor dem Stadt- 
gebiet umkehren. Die DR Dortmund 
berichtete, nach Ende der Aktion hät- 
ten „etwa 200 Aktivisten die fehlende 
Koordination bei den eingesetzten Be- 
amten der Bundespolizei im Haupt- 
bahnhof“ dazu genutzt, noch „eine 
Viertelstunde durch die Essener Fuß- 
gängerzone“ zu demonstrieren, bevor 


sie gestoppt worden seien. 


Unter freiem Himmel 


Duisburg (NRW), 1. Mai 2015 


Unter dem Motto „Arbeiter schützen 
- Armutszuwanderung stoppen“ ver- 
anstalteten der KV Duisburg und der 
NRW-LV der Die Republikaner (REP) 
eine zirka 25-köpfige Kundgebung. Es 
sprachen der Landeschef Andre Ma- 
niera, Ferdinand Gerlach vom REP-KV 
Recklinghausen und der Duisburger 
REP-Ratsherr Mario Malonn. 


Worms (RLP), 1. Mai 2015 


Der Aufmarsch der RLP-NPD stand 
unter dem Motto „Asylbetrug macht 
uns arm“, etwa 150 Neonazis nahmen 
teil. Es sprachen der NPD-Parteivorsit- 
zende Frank Franz, Versammlungslei- 
terin Ricarda Riefling, Markus Walter, 
Safet Babic, Jan Jaeschke, Detlef Wal- 
ter, Markus Mang, Michael Weick, 
Christian Hehl (alle NPD) und der 
Wormser Manuel Zink sowie Andre 
Presser (Heimatschutz Donnersberg). 


Ludwigshafen (RLP), 2. Mai 


Etwa 40 Personen nahmen an einer 
Kundgebung der FBfD teil. Sie lausch- 
ten den Reden von Michael Stürzen- 
berger, Ester Seitz und Heidi Mund. 


Duisburg (NRW), 4. Mai 2015 


Zur zweiten Duisburger PEGIDA-Demo 
unter der Leitung des neuen Orga- 
teams erschienen etwa 60 Teilnehme- 
rInnen. Erneut leitete Alexander 
Hoven die Aktion. 


Dortmund (NRW), 4. Mai 2015 


Eine „erfolgreiche Mahnwache gegen 
Asylheim an der Morgenstraße“ in 
Dortmund-Wickede meldete die Die 
Rechte Dortmund am Abend des 4. 
Mai. „Rund vierzig Anwohner und Ak- 


tivisten“ hätten teilgenommen. 


Frankfurt/ Main (Hessen), 4. Mai 2015 


Etwa 30 Personen kamen zu einer von 
Heidi Mund organisierten FBfD-Ver- 
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anstaltung zusammen, um „Volksver- 


treter statt Volksverräter“ zu fordern. 


Düsseldorf und Duisburg (NRW), 8. Mai 

2015 
Nach dem eher bescheidenen ersten 
Teil ihrer „Frühlingsoffensive gegen 
den Asylmissbrauch“ am 1. Mai in 
Oberhausen und Duisburg (siehe 
„U25“) führte pro NRW nun den zwei- 
ten und zugleich letzten Teil durch. 27 
Personen fanden sich an diesem Frei- 
tagnachmittag im Düsseldorfer Stadt- 
teil Kaiserswerth ein. Als Redner tra- 
ten Toni-Xaver Fiedler, Dominik Roe- 
seler und Christopher von Mengersen 
auf. Anschließend fuhren die meisten 
weiter nach Duisburg-Neumühl, hier 
erhöhte sich die Zahl auf zirka 75. In 
Duisburg hätten sich, so pro NRW, 
„Tony-Xaver Fiedler, Dominik Roese- 
ler, Markus Beisicht und ein Neumüh- 


ler Bürger an die Zuhörer gewandt“. 


Duisburg (NRW), 11. Mai 2015 
Zur zwölften Duisburger PEGIDA- 
Demo erschienen etwa 80 Teilnehme- 
rInnen. Moderiert wurde sie - ebenso 
wie die folgenden Veranstaltungen 
von PEGIDA NRW - von Alexander 
Hoven. 


Dortmund (NRW), 11. Mai 2015 
Die Durchführung einer „Anti-Asyl- 
heimmahnwache am Evinger Markt“ 
in Dortmund meldete die Die Rechte 
Dortmund. „Mit etwa 40 Personen“ 
habe „die Teilnehmerzahl leicht unter 
der letzten Anti-Asylheimmahnwache 
in Eving“ gelegen, „wobei sich ver- 
gleichsweise viele Evinger beteiligt“ 
hätten. 


Duisburg (NRW), 18. Mai 2015 


Zur 13. Duisburger PEGIDA-Demo er- 


schienen etwa 50 TeilnehmerInnen. 
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Limburgerhof und Ludwigshafen (RLP), 

23. Mai 2015 
Zu einem Doppelaufmarsch hatte die 
Partei Der Dritte Weg aufgerufen. In 
Limburgerhof waren es etwa 30 Neo- 
nazis, die gegen „Asylflut“ und „Kri- 
minalisierung“ auf die Straße gingen, 
in Ludwigshafen etwa 20. Auf beiden 
Veranstaltungen sprachen der Anmel- 
der Mario Matthes sowie Karl-Heinz 
Statzberger aus Bayern. 


Mönchengladbach (NRW), 23. Mai 2015 
Zu einer „überparteilichen“ Kundge- 
bung nebst „Demozug“ unter dem 
Motto: „Unsere Stadt, unsere Regeln 
- Asylwahnsinn stoppen!“ lud der pro 
NRW-Parteivize Dominik Roeseler „in- 
teressierte Bürger“ ein. Laut Polizei- 
angaben nahmen 35 Personen teil, in- 
fidels deutschland hatte 56 gezählt. 


Duisburg (NRW), 25. Mai 2015 


Um die 50 TeilnehmerInnen fanden 
sich zur 14. Duisburger PEGIDA-Demo 


ein. 


Dortmund (NRW), 25. Mai 2015 


„Keine rechtsfreien Räume“ und 
„Keine Ruhe für kriminelle Araber- 
clans“ forderte die Die Rechte Dort- 
mund und rief zu einer Protestkund- 
gebung in der Nordstadt auf. Es nah- 


men etwa 50 Personen teil. 


Dortmund (NRW), 28. Mai 2015 


Zu einer erneuten Mahnwache rief Die 
Rechte Dortmund in den Stadtteil 
Mengede, „um zu verdeutlichen, dass 
es seitens der Mengeder Bevölkerung 
keine stillschweigende Akzeptanz für 
die städtischen Heimerrichtungs- 
pläne“ geben werde. Angeblich „rund 
60 Teilnehmer“ seien vor Ort gewe- 


sen. 


EXTREME RECHTE 


Duisburg (NRW), 1. Juni 2015 
Zirka 50 TeilnehmerInnen fanden sich 


zur 15. Duisburger PEGIDA-Demo ein. 


Duisburg (NRW), 8. Juni 2015 
Zur 16. Duisburger PEGIDA-Demo er- 


schienen etwa 50 TeilnehmerInnen. 


Duisburg (NRW), 15. Juni 2015 
Zirka 60 TeilnehmerInnen kamen zur 
17. Duisburger PEGIDA-Demo. 


Dortmund (NRW), 15. Juni 2015 
Anlässlich von Protestaktionen syri- 
scher Flüchtlinge in Dortmund und 
polizeilicher Maßnahmen gegen das 
Auftreten lokaler Neonazis führte die 
Dortmunder Die Rechte eine zirka 60- 
köpfige Kundgebung in der Innen- 
stadt durch. 


Frankfurt/ Main (Hessen), 20. Juni 2015 
Das „größte, geilste Event Deutsch- 
lands“ hatte es werden sollen, doch 
nur 160 Personen nahmen an der von 
Ester Seitz, „Chefin“ des Widerstand 
Ost-West, organisierten Aktion teil. Sie 
lauschten den Reden von Seitz, Uwe 
Mindrup, Silvio Rösler (LEGIDA), Tho- 
mas Rettich (Widerstand Karlsruhe), 
Karl-Michael Merkle alias „Michael 
Mannheimer“, Michael Stürzenberger 
und Raffie Chohan (Dutch Defence Lea- 
gue). Aufgrund des Gegenprotests 
konnte die Gruppe nur einmal um den 


Block demonstrieren. 


Duisburg (NRW), 22. Juni 2015 
Zur 18. Duisburger PEGIDA-Demo er- 


schienen etwa 50 TeilnehmerInnen. 


Dortmund (NRW), 22. Juni 2015 
Eine Mahnwache mit zirka 50 Teilneh- 
merInnen führte Die Rechte Dortmund 
im Stadtteil Eving „gegen die drei (!) 
Asylheime“ durch. 
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Duisburg (NRW), 29. Juni 2015 
Zirka 70 TeilnehmerInnen fanden sich 


zur 19. Duisburger PEGIDA-Demo ein. 


Dortmund (NRW), 29. Juni 2015 
„Zum Abschluss unserer Montags- 
kundgebungskampagne“ demons- 
trierte Die Rechte Dortmund mit etwa 
55 Personen gegen „geplante Asyl- 
heime am Dortmunder Hafen“. Für 
die Reden sorgten die Dortmunder 
Michael Brück und Daniel Grebe. 


Dortmund (NRW), 4. Juli 2015 
Drei „störungsfreie Mahnwachen“ in 
Eving, Huckarde und im Kreuzviertel 
„gegen Asylmissbrauch in Dortmund“ 
und angeblich jeweils 50 Teilnehme- 
rInnen meldete die Dortmunder Die 
Rechte am Abend des 4. Juli. 


U25 (Aktionen mit weniger als 25 Teil- 
nehmerInnen) 
23 Neonazis beteiligten sich am 6. 
April 2015 (Ostermontag) an einer 
„Mahnwache“ gegen eine „Erstauf- 
nahmeeinrichtung“ für Flüchtlinge in 
Dortmund-Hacheney (NRW). 
Zur KAGIDA-Demo am 27. April 2015 
erschienen in Kassel (HE) nur zehn 
Personen, die Versammlung wurde 
daraufhin abgesagt. 
Im Vorfeld der 1.-Mai-Demo der NPD 
in Mönchengladbach fanden vom 
NPD-Werbe-LKW („Flaggschiff“) be- 
gleitete Minikundgebungen mit je- 
weils deutlich unter 25 TeilnehmerlIn- 


nen in Viersen, Mönchengladbach, 


Grevenbroich, Erkelenz und Hückelho- 


ven (alle 27. April 2015), in Essen, 
Duisburg und Krefeld (28. April 2015), 
Düsseldorf, Köln und Siegburg (29. 
April 2015) sowie Dortmund, Bochum, 
Bochum-Wattenscheid und Meer- 
busch (30. April 2015) statt. 

Etwa 15 AktivistInnen der Die Rechte 
beteiligten sich in der Nacht vom 28. 
auf den 29. April 2015 an einer „spon- 
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tanen Kundgebung gegen Polizeiwill- 
kür“ in der Nähe eines Flüchtlings- 
wohnheimes im Dortmunder Stadtteil 
Eving, nachdem sie kurz zuvor eine ei- 
gentlich geplante „Mahnwache“ für 
„konsequente Rückführung“ - als Re- 
aktion auf eine antirassistische Aktion 
gegen eine drohende Abschiebung - 
aufgrund angeblicher formeller Be- 
hinderung durch die Polizeibehörde 
wieder abgesagt hatten. 

Mit jeweils knapp über 20 Teilneh- 
menden startete pro NRW am 1. Mai 
2015 mit zwei Kundgebungen in Ober- 
hausen und Mülheim an der Ruhr 
(NRW) ihre „landesweite Kampagne 
gegen Asylmissbrauch“. 

An der KAGIDA-Demo am 4. Mai 2015 
in Kassel (HE) nahmen um die 20 Per- 
sonen teil. 

Unter dem Motto „8.Mai 1945 - Kein 
Tag der Befreiung“ veranstaltete die 
NPD am 8. Mai 2015 in Trier (RLP) eine 
Kundgebung, an der acht Neonazis 
teilnahmen. 

Die Europäische Aktion veranstaltete 
am 8. Mai 2015 in Kaiserslautern (RLP) 
eine Kundgebung unter dem Motto 
„70 Jahre Besatzung sind genug - Ami 
go home“, an der sich etwa 15 Perso- 
nen beteiligten. 

Einem Aufruf der FBfD folgten am 11. 
Mai 2015 in Frankfurt am Main (HE) 
18 Personen zu einer „Mahnwache“. 
KAGIDA konnte am 11. Mai 2015 24 
AnhängerInnen zum Scheidemann- 
platz in Kassel locken. 

Am 18. Mai 2015 bestand KAGIDA in 
Kassel noch aus etwa zwölf Teilneh- 
merInnen. 

PEGIDA Frankfurt konnte am 18. Mai 
2015 24 AnhängerInnen mobilisieren. 
Zu einer „Protestversammlung“ hatte 
Die Rechte Dortmund (NRW) für den 
18. Mai 2015 aufgerufen, um „gegen 
Asylmissbrauch in Lütgendortmund“ 


zu demonstrieren, die Zahl der Teil- 


Unter freiem Himmel 


nehmerlInnen ist nicht bekannt, 
dürfte aber unter 25 gelegen haben. 
Am 20. Mai 2015 versuchte Leon Eh- 
renburg, regelmäßiger Teilnehmer 
der bisherigen KÖGIDA- und DÜGIDA- 
Demos in Köln, KÖGIDA wiederzubele- 
ben, ein Unterfangen, das bei nur elf 
TeilnehmerInnen misslang und abge- 
brochen werden musste. 

Gegen die Errichtung eines „Asyl- 
heims“ im Dortmunder Stadtteil 
Huckarde(NRW) protestierte Die 
Rechte am 1. Juni 2015 mit unbekann- 
ter, aber geringer TeilnehmerInnen- 
zahlin. 

KAGIDA schrumpfte in Kassel (HE) am 
1. Juni 2015 auf zehn Teilnehmende, 
ähnlich schwach besucht waren die 
Aktionen am 8,., 15., 22. und 29. Juni 
2015. 

Mit um die 20 TeilnehmerInnen de- 
monstrierten die NRW-Republikaner 
am 6. Juni 2015 unter dem Motto „He- 
reinspaziert und abkassiert - Asylbe- 
trug stoppen, Sozialraub verhindern!“ 
in Duisburg-Neumühl (NRW). 

Gegen die Eröffnung von „zwei Asyl- 
heimen“ protestierte Die Rechte am 8. 
Juni 2015 mit unbekannter, aber ge- 
ringer TeilnehmerInnenzahl im Dort- 
munder Stadtteil Hörde (NRW). 

Eine Handvoll AnhängerInnen konnte 
KAGIDA am 15. Juni 2015 mobilisieren 
und die Freien Bürger für Deutschland 
am 17. Juni 2015 in Frankfurt. 
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RECHTSROCK 


Razzien wegen NSU- 
verherrlichender CD 


„Ein Haus, halb explodiert, eine Frau 
war's, eine Neonazifrau. Und weil die 
Frau für uns alle Vorbild ist, wallfahrten 
wir die nächsten Jahre zu dem Haus, 
dass sie mir nichts dir nichts kaputt ge- 
macht hat und wir, wir huldigen ihr, der 
hübschen Nazimaus“, so singt der Lie- 
dermacher FreilichFrei mit deutlichem 
Bezug auf Beate Zschäpe auf seiner im 
November 2014 beim bayrischen Label 
Old School Records erschienenen CD „Ehr- 
barer kämpfe“. Am 16. April 2015 durch- 
suchte die Polizei das Haus des Musikers 
in Zwickau sowie 16 Objekte in Bayern, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 
mern, NRW, Rheinland-Pfalz, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen. Für die CD liegt 
ein Beschlagnahmebeschluss aufgrund 
der Verherrlichung des NSU vor. In NRW 
wurden die Räume des Wolfszeit-Versands 
von Dennis Linsenbarth aus Werne an 
der Lippe durchsucht. Linsenbarth war 
lange Jahre Bassist der sich selbst als 
Combat 18-Band bezeichnenden Oidoxie 
und spielt aktuell bei Sleipnir. 


FREIE KRÄFTE (HESSEN) 


Tödter wieder in Haft 


RECHTSROCK 


On Stage 


Die Polizei hat am 23. Mai ein Konzert 
von Kategorie C (KC) in Neuenheerse, 
einem kleinen zu Bad Driburg gehören- 
den Dorf in der Nähe von Paderborn, 
unterbunden. Da die Stadt als Vermieter 
getäuscht worden war, trat sie vom 
Mietvertrag zurück. Die Polizei löste das 
Konzert gegen 22.00 Uhr auf. KC hatte 
15 Minuten zuvor angefangen zu spie- 
len, vermutlich um die 18 Euro Eintritt 
nicht zurückzahlen zu müssen. 

Am gleichen Abend stand die Güterslo- 
her Band Sleipnir um Marco Bartsch in 
Hildburghausen vor zirka 1.800 Zuhöre- 
rInnen beim „Rock für Meinungsfrei- 
heit“ auf der Bühne. 

Makks Damage alias Julian Fritsch absol- 
vierte am 3. April im Rahmen des von 
den Hammerskins organisierten „Unben- 
ding Will“-Konzerts in Süddeutschland 
seinen ersten Liveauftritt. 

Der Kreisverband Hamm von Die Rechte 
organisierte am 30. Mai ein Konzert mit 
Projekt Chaos. Zum „Sommer Open Air“ 
lädt Kategorie C am 18. Juli in die West- 
pfalz ein. 


Der Kasseler Neonazi Bernd Tödter vom Sturm 18 e.V. wurde Ende April wegen Frei- 


heitsberaubung, gefährlicher Körperverletzung, Diebstahls und Nötigung in Unter- 


suchungshaft genommen. Er soll mit weiteren „KameradInnen“ einen 46-Jährigen 


eine Woche lang festgehalten und misshandelt haben. Ebenfalls verhaftet wurde der 


27-jährige Christoph W. Gegen zwei 43 und 48 Jahre alte Frauen sowie einen 28-jäh- 


rigen Neonazi aus dem Schwalm-Eder-Kreis wird noch ermittelt. 
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RECHTSROCK 


Neue Tonträger 


Unter dem Namen Dreck & Scherben ver- 
öffentlichten die Sänger von Sleipnir und 
Knock-Out mit weiteren Musikern die CD 
„Das Gift“. 

Die hessische Band Kahlkopf gehörte in 
den frühen 1990er Jahren zu den be- 
kanntesten Szene-Bands. Nun erschien 
die CD „Die neuen Zeiten“, deren Ver- 
trieb über einen von Andreas Langer aus 
dem hessischen Rosbach betriebenen 
Webshop läuft. 

Unter dem Namen Heldenschwert veröf- 
fentlichte Sturmwehr-Sänger Jens Bru- 
cherseifer fast im Alleingang seine neue 
CD „Blut & Stahl“. Mit der härteren 
Musik will er wohl auch am boomenden 
Hardcore-Markt teilhaben. 

Sturmrebellen aus dem Sauerland veröf- 
fentlichte bei PC-Records die zweite CD 
„Von göttlichem Geschlecht“. Wolfszeit, 
das Hauslabel von Sleipnir, brachte im 
April die Liveaufnahme eines Balladen- 
abends der Band von 1998/99 heraus. 
Seit Jahren war es ruhig um die zwi- 
schen Black-Metal und Neofolk schwan- 
kende Band Halgadom von Frank Krämer 
aus Hennef. Jetzt erschien auf Krämers 
Label Sonnenkreuz „Äon des Hammers“, 
eine Split-CD mit der italienischen Neo- 
folk-Band Tears of Othila. 
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PARTEIEN (NRW) 
NPD-Splitter I 


Anfang Juni bestätigte die NPD Ennepe- 
Ruhr/Wuppertal ihren Kreisvorsitzen- 
den Michael Schnorr im Amt. Als Stell- 
vertreter wurden Dieter Schulz, Frank 


Ipach und Thorsten Gottschalk gewählt. 


Im Mai wählte die NPD Rhein-Berg er- 
neut Michael Zündorf zum Kreisvorsit- 
zenden. Sein Stellvertreter wurde Diet- 
mar Kühn, Schatzmeister Dieter Cars- 
tens. die NPD Siegen-Wittgenstein 
wählte Jens Klein zum Kreisvorsitzen- 
den und Michael Schulz zu dessen Stell- 


vertreter. 





Markus Walter am 23.11 2013 in Remagen 


BRAUNZONE 


Neuwahl des JA-Vor- 
standes 


Am 30. Mai wählte die in Karben (Wet- 
terau) tagende Junge Alternative (JA) 
einen neuen Bundesvorstand. Der erst 
Anfang Januar 2015 gewählte Vorsit- 
zende Philipp Mayer (TH) wurde abge- 
wählt und durch ein Duo aus Markus 
Frohnmaier (BW) und Sven Tritschler 
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PARTEIEN (HESSEN) 


NPD-Splitter II 


Kurzmeldungen 


Der ehemalige hessische NPD-Landesvorsitzende Jörg Krebs ist nach 16 Jahren aus 


der Partei ausgetreten, zu groß seien die Gräben zum Landesvorstand geworden. 


Auslöser war die Anwesenheit von Vorstandsmitgliedern auf Veranstaltungen, die 


sich pro-israelisch positionierten. Seine Mandate als Stadtverordneter in Frankfurt 


am Main und im Ortsbeirat Nieder-Eschbach will er vorerst als Parteiloser behalten. 


In den letzten zwei Jahren schrumpfte der Vorstand der hessischen NPD von zirka 15 


auf aktuell nur fünf Personen. Unterdessen fasst die Partei Kreisverbände zusam- 


men, um „Bezirksverbände“ zu gründen. Der Bezirksverband Südhessen wird nun 


von Jean Christoph Fiedler aus Viernheim geleitet, auf dessen Namen die Homepage 


des neonazistischen Nordmark-Versands angemeldet war. 


Zum Pfingstlager der hessischen JN auf dem Gelände eines ehemaligen NPDlers in 


Lützellinden bei Gießen reisten nur 13 Teilnehmer_innen an, wovon nur etwa die 


Hälfte aus Hessen stammte. Organisiert wurde das Pfingstlager vom JN-Vorstands- 


mitglied Thassilo Hantusch. 


Revisionismus (NRW) 


Razzia wegen „Stimme 
des Reiches“ 


Die Staatsanwaltschaft Verden ermittelt 
wegen des Verdachts der Volksverhet- 
zung gegen Personen aus dem Umfeld 
des Heftes Stimme des Reiches, das die 
Nachfolge der Zeitschrift Stimme des Ge- 
wissens übernommen hat, das als Mit- 
gliedsblatt des Collegium Humanum 2008 
verboten wurde. Razzien fanden am 1. 
Juni unter anderem bei Ursula Haver- 
beck in Vlotho, Rigolf Henning in Ver- 
den sowie bei Markus Walter, dem Kreis- 
vorsitzenden der Die Rechte Rhein-Erft, 
statt. 


(NRW) ersetzt. Stellvertretende Vorsit- 
zende wurden John-Lukas Langkamp 
(NRW) und Krzysztof Walczak (HH). 
Mayer war aufgrund kritischer Äuße- 
rungen über den Thüringer AfD-Frakti- 
onsvorsitzenden Björn Höcke von sei- 
nem Amt suspendiert worden. AfD- 
Rechtsaußen Höcke hat in der JA viele 
Fans. Der ehemalige JA-Bundesvorsit- 
zende Philipp Ritz aus Königswinter 


sieht einen Rechtsruck im Verband. Er 


PARTEIEN (NRW) 


Holocaust-Leugnung 
am 9. Mai 


Unter dem Motto „Der Wahrheit eine 
Gasse“ führte Die Rechte Rhein-Erft am 9. 
Mai 2015 in Grevenbroich eine Veran- 
staltung mit den drei Holocaust-Leug- 
nerInnen Ursula Haverbeck, Udo Wa- 
lendy und Arnold Höfs durch. Als Reprä- 
sentantInnen des Vereins zur Rehabilitie- 
rung der wegen Bestreitens des Holocaust 
Verfolgten (VRBHV) waren ihnen 2008 die 
Verbotsverfügungen des Bundesinnen- 
ministeriums zugestellt wurden. Es sol- 


len 70 Personen teilgenommen haben. 


sagte gegenüber der Jungen Freiheit: „In 
letzter Konsequenz befindet sich die JA 
nun auf einem Kurs, der letztlich eine 
Mischung aus Identitärer Bewegung und 
Front National erwarten läßt.“ Karben 
ist Sitz der „Projektwerkstatt“ des Neu- 
rechten Andreas Lichert, der seit Mai 
Beisitzer im hessichen AfD-Landesvor- 


stand ist. 
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RECHTE GEwAIT (NRW) 


Neonazis stechen Anti- 
faschisten nieder 


In der Nacht zum 11. April 2015 betraten 
drei Neonazis aus dem HoGeSa-Umfeld 
das Autonome Zentrum (AZ) in Wuppertal. 
Nach Provokationen wurden sie vor die 
Tür gesetzt, draußen stach einer von 
ihnen einen 53-jährigen Wuppertaler 
Antifaschisten mehrmals in den Rücken. 
Der Mann musste über Wochen im 
künstlichen Koma versetzt im Kranken- 
haus behandelt werden. Die Täter flo- 
hen. Die Polizei Wuppertal erhob in 
einer ersten, nie korrigierten Pressemit- 
teilung heftige Vorwürfe gegen das AZ. 
So seien angeblich Rettungskräfte und 


Polizeibeamte angegriffen worden, man 
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= Studiert Bier hier: Blerkönig Mallorca Ruh A Mario Leisering 


Hier: Wir sa, 





--Kurze Klarstellung zum Vorfall in Wuppertal Samstag Abend |!-- Erstmal 
gute Besserung an Patrick Petri . Einer meiner besten Kumpels ! Nun mal 
zur Presse! Denkt ihr wirklich das wäre ein Racheakt der Hogesa gewesen, 
für die verdorbene Demo in Wuppertal ? Dann habt ihr Verachtung verdient ! 
Wir wären niemals so blöd im Kopf und würden nur mit 3 Leute ein mit 
c.a40-50 man AZ der antifa stürmen ! Hätten wir, und so ehrlich muss man 
sein, ein Racheakt geplant, meint ihr wirklich das wir so behindert im Kopf 
wären..und nur mit 3 Leute gezielt im Az Wuppertal auftauchen? Sorry dann 
wären es mindestens 100 von uns gewesen! Da man ja weis was im AZ 
Wuppertal abgeht , und das ein Teil des schwarzen Blocks da verkehrt! Nur 
weil die Leute Hogesa unterstützen, ist es noch lange kein Racheakt der 
Hogesa gewesen!!! xavier naidoo ist ja auch kein Reichsbürger obwohl er 
damit sympathisiert! Geht's noch? Kein Hooligan kein Türsteher kein Rocker 
kein "NAzi" ist so blöd im Kopf, und plant nur mit 3 Mann ein Racheakt in 
einem Deutschland weiten bekannten AZ , wo man weis, wieviel dort drin 
sind! Warum die Leute dadrin gewesen sind, und was genau passierte, ist 
auch uns/mir zur Stunde noch unschlüssig. Fakt ist aber, dass dies kein 


FOTOS 





http //wwwrruhrbarone.d 





Screenshot von Mario Leiserings Statement auf seiner Facebook-Seite 


griff die Polizei einen blutverschmierten 
und verletzten 25-Jährigen in Tatort- 
nähe auf. Auf Facebook äußerte sich der 
HoGeSa-Aktivist Mario Leisering am Fol- 


getag zu der Tat: „Erstmal gute Besse- 


habe ihnen den Zutritt zum AZ ver- rung an Patrick Petri. Einer meiner bes- 


wehrt. „Erst durch den Einsatz von Pfef- ten Kumpels!“ 
ferspray und mittels Schlagstock“ habe Die ermittelnde Staatsanwältin erklärte 
man den Verletzten „zur weiteren ärztli- hingegen am 13. April: „aktuell haben 
chen Versorgung aus dem Gebäude“ ret- wir keine festen Anhaltspunkte dafür, 
ten können. Das AZ hat diese Vorwürfe dass es tatsächlich eine politische Tat 
als unwahr zurückgewiesen. Inden Me- bzw. mit rechtem Hintergrund ist.“ 
dien war dennoch von „Links-Rechts- Dabei saß zu diesem Zeitpunkt Patrick 


Krawallen“ zulesen. Noch am Tatabend Petri bereits in Untersuchungshaft. Er 


RECHTE GEWALT 


Angriffe auf Geflüchtete 


In Hofheim im Taunus (Hessen) wurde am 11. April eine Flüchtlingsunterkunft mit 
einer Druckluftwaffe beschossen. Zwei Wochen später, am 25. April, wurde dieselbe 
Unterkunft mit Böllern beworfen. Zwei 20 und 21 Jahre alte Personen wurde festge- 
nommen. „Go home“ und „Asylanten raus“ wurden am 14. April an die Fassade einer 
Unterkunft in Moers (NRW) geschmiert. In Solingen (NRW) wurden am 16. April Ha- 
kenkreuze an ein Flüchtlingsheim gesprüht. Eine Gruppe Jugendlicher warf am 28. 
April rohe Eier auf ein Unterkunft in Lichtenau-Holtheim (Kreis Paderborn, NRW). 
In Leun (Lahn-Dill-Kreis, Hessen) wurden am 12. Juni unter rassistischen Rufen Böl- 
ler in ein von Geflüchteten bewohnten Haus geworfen. In der Nacht auf den 24. Juni 
wurde an ein Heim in Mengerskirchen (Mittelhessen) die Parole „Go Home“ ge- 
sprüht. Die Täter legten vor dem Haus zwei Schweineköpfe ab. In der Nacht auf den 
30. Juni wurden zwei Hakenkreuze an eine Unterkunft in Mönchengladbach (NRW) 
gesprüht. Am 12. Juli wurde versucht die Fensterscheibe eines Heims in der Mön- 


chengladbacher Friesenstraße einzuwerfen. 
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gestand später die Tatbeteiligung. Erst 
Mitte Mai, über vier Wochen nach dem 
Angriff, vermeldete die Wuppertaler Po- 
lizei, dass sie die Ermittlungen zu dem 
„versuchten Totschlag“ abgeschlossen 
habe. Gegen eine Person sei Haftbefehl 
erlassen worden, gegen zwei weitere 
habe sie Ermittlungsverfahren eingelei- 
tet. „Alle drei Personen“, hieß es am 15. 
Mai in der Presseerklärung der Polizei, 
„gehören zur rechten Szene und sind 
polizeilich bereits in Erscheinung getre- 
ten.“ Der Verletzte ist mittlerweile aus 


dem Krankenhaus entlassen. 


Vor GERICHT (HESSEN) 


Verurteilungen nach 
rassistischem Mord 


In einer Notunterkunft für Obdachlose 
in Limburg drangen im Oktober 2014 
drei Männer in das Zimmer des aus Ru- 
anda stammenden Carles W. ein, belei- 
digten ihn rassistisch und prügelten ihn 
zu Tode. Zuvor hatten sich die Täter 
beim Zeigen des Hitlergrußes fotogra- 
fiert. Ende Juni verurteilte das Landge- 
richt Limburg die 43 und 22 Jahre alten 
Täter zu 12 bzw. 10 Jahren Haft wegen 
Mordes aus dem niederen Beweggrund 
der „Fremdenfeindlichkeit“. Der dritte 
Angeklagte hatte sich im Gefängnis das 


Leben genommen. 
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EXTREME RECHTE 


Sonstige (NRW) 
„Identitäre“ weiter 
aktiv 


Am 31. Mai fand nach Recherchen des 


Bündnisses gegen Burschenschaften ein 


statt. Etwa 20 junge Männer und verein- 
zelte alte Herren nahmen teil. 

Die als Organisatorin von DÜGIDA be- 
kannte Melanie Dittmer betätigt sich in 
einer Abspaltung namens Identitäre Ak- 
tion (IA), die vom 28. bis 31. Mai ein 
Treffen der Identitären Bewegung Westfa-  „Identitäres Sommercamp im Rhein- 
land“ durchführte. Auf einem Video 
sieht man die Gruppe bei Wanderungen, 


len in den Räumen des VDSt Breslau-Bo- 
chum, einer Studentenverbindung des 


Verbandes der Vereine Deutscher Studenten Vorträgen und Kampfsporttrainings, 


NEONAZIS (HESSEN) 


Neonazi-Veranstaltungsort in Leun 


Mitte Februar fand im Bistro Hollywood in Leun-Stockhausen (Lahn-Dill-Kreis) ein 
„Balladenabend mit Lunikoff“ statt. Die Kneipe, auch Teutonicus genannt, wurde in 
den letzten Jahren mehrfach für Veranstaltungen der hessischen NPD/JN genutzt. 
Eine Anfrage der Linksfraktion im hessischen Landtag ergab, dass dort 2014 mindes- 
tens fünf Veranstaltungen mit neonazistischem Bezug stattfanden, darunter auch 
Onkelz- und HipHop-Partys. Der Betreiber Thomas Gorr war in den 1990er Jahren 
Stützpunktleiter der JN Lahn-Dill und ist aktuell Beisitzer im Landesvorstand der 
hessischen NPD. Am 16. Mai wurde eine Party in der Kneipe von der Polizei aufge- 
löst, nachdem das Lied „Bomben auf Israel“ von Landser abgespielt worden war. 
Etwas 50 Neonazis aus Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz waren an 


diesem Abend zugegen. 


Vor GERICHT (NRW) 
Neonazi verurteilt | 


Der Bielefelder Neonazi Oliver Linnen- 
lüke wurde am 5. Mai zu viereinhalb Jah- 
ren Haft wegen schwerer Brandstiftung 
verurteilt. Damit hat das Landgericht 
Bielefeld das Strafmaß aus dem ersten 
Prozess um fast drei Jahre verringert, 
weil eine Tötungsabsicht nicht nachzu- 
weisen sei. Der Angeklagte hatte am 1. 
September 2013 einen Brandsatz in die 
Wohnung eines 45-Jährigen geworfen. 
Das Mann überlebte, weil er sich in 
einem anderen Stockwerk aufhielt. 
Motiv war Rache, weil das Opfer eine Be- 
ziehung mit seiner Lebensgefährtin 
hatte. 
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Vor GERICHT (NRW) 
Neonazi verurteilt II 


Das Amtsgericht Dortmund hat den 
Dortmunder Neonazi Andre Penczek am 
3, Juli in zwei verschiedenen Verfahren 
zu Geldstrafen in Höhe von 130 bzw. 60 
Tagessätzen verurteilt. Gesamtsumme: 
3800 Euro. Verurteilt wurde er für An- 
griffe auf zwei JournalistInnen im Au- 
gust 2014 und Januar 2015. Außerdem 
hat er sich des Widerstands gegen Voll- 
streckungsbeamte schuldig gemacht, als 
er mit „Kameraden“ eine Antifa-Demo 
in Dorstfeld stören wollte. Penczek kan- 
didierte bei der Kommunalwahl 2014 für 
Die Rechte. 


Kurzmeldungen 


mit Schlagstöcken und Messern. Ditt- 
mer übte gemeinsam mit Rainer Hän- 
delkes vom NPD KV Krefeld/Kleve. 

In Niederkassel (Rhein-Sieg-Kreis) und 
anderen Orten im Rheinland verklebte 
die IA im Juni vor einer Flüchtlingsun- 
terkunft rassistische Aufkleber. In Köln 
wurden Anfang Juli linke Wohnprojekte 


mit identitärer Symbolik beschmiert. 


BRAUNZONE (NRW) 


Extrem rechter Refe- 
rent bei AfD Iserlohn 


Für den 7. Mai 2015 kündigte die AfD 
Iserlohn einen „Info- und Diskussions- 
abend“ mit Wolfgang R. Grunwald aus 
Ballrechten-Dottingen (Kreis Breisgau- 
Hochschwarzwald, BW) zum Thema „Die 
psycho-mediale Einschüchterung - Wie 
die Medien uns manipulieren“ an. Grun- 
wald war bis 1997 Autor der Jungen Frei- 
heit und trat als Referent bei Kamerad- 
schaften und NPD-Gliederungen auf. Am 
26. Januar 2015 sprach er in Villingen im 
Schwarzwald bei einer PEGIDA-Demons- 


tration. 





Maßnahme 


Andre Penczek am 29. Juni 2015 in Dortmund 
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Die AfD nach ihrem Bundesparteitag 


Alexander Häusler 


BRAUNZONE 


Aggressive für Deutschland 


Die AfD nach ihrem Bundesparteitag 


Mit der Art des Sturzes ihres früheren Frontmanns Bernd Lucke bewies 
die Alternative für Deutschland (AfD) auf ihrem Parteitag in Essen ein- 
mal mehr „Mut zur Wahrheit“: Sie offenbarte ebenso leidenschaftlich 
wie unverblümt das (selbst-)destruktive Potenzial des deutschen Wut- 
bürgertums. Ob dieses Milieu sich nun zwischen „PEGIDA-AfD“ und 
„Neustart 2015“ selbst zerfleischt oder doch noch politisch weiter ver- 
ankert, hängt weniger vom vorhandenen Wähler innenpotenzial ab, als 
vielmehr von der Fähigkeit der politischen Akteure zum politischen Prag- 


matismus. 


Die aktuelle Eskalation war die voraus- 
sehbare Folge einer Reihe vorangegan- 
gener Konflikte: Nach den AfD-Wahler- 
folgen in Sachsen, Thüringen und Bran- 
denburg verschärfte sich der innerpar- 
teiliche Widerspruch gegen den Füh- 
rungsanspruch von Parteigründer Bernd 
Lucke. Mit dem Beginn des PEGIDA- 
Spuks im Herbst des letzten Jahres stei- 
gerten sich die Konflikte in der AfD: So 
initiierten der Thüringer AfD-Vorsit- 
zende Björn Höcke und der AfD-Landes- 
vorsitzende von Sachsen-Anhalt, Andre 
Poggenburg, mit der „Erfurter Resolu- 
tion“ einen Appell, mit dem sie für in- 
nerparteiliche Unterstützung gegen den 
Kurs von Lucke und die PEGIDA-Distan- 
zierung von Hans-Olaf Henkel warben. 
Daraufhin formulierten die Lucke-Un- 


terstützer_innen in der Partei die soge- 
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nannte „Deutschland-Resolution“. Darin 
wird den Initiator_innen und Unterstüt- 
zer_innen der „Erfurter Resolution“ vor- 
geworfen, „eine AfD der flachen Parolen 
und der schrillen Töne“ zu wollen. 
Zudem wird vor einem Rechtskurs der 
Partei gewarnt: „Wer einseitig den rech- 
ten Flügel stärken will, schadet der Ein- 
heit der Partei. Wir wollen keine Ideolo- 
gie. Wir wollen die Partei des gesunden 


Menschenverstandes bleiben.“ 


Machtwechsel 

Weitere Zuspitzungen erfuhr der Kon- 
flikt durch innerparteiliche Vorwürfe 
und Anfeindungen. Das steigende Aus- 
maß dieser Anfeindungen und die ver- 
stärkte Artikulation des (neu-)rechten 
Flügels führten zu einer steigenden An- 


zahl von Rücktritten der Funktionsträ- 


ger_innen der AfD, die sich selbst als li- 
beral gesinnt einordnen. Mit der Initiie- 
rung eines „Weckrufes“ als neuer Verei- 
nigung versuchte das Lucke-Lager, die 
wirtschaftsliberalen Anhänger_innen 
der Partei zu sammeln und politische 
Leitlinien gegen den innerparteilichen 
Rechtsaußen-Flügel durch eine Unter- 
schriftenliste durchzusetzen. Dieser 
Schritt wurde von vielen AfD-Mitglie- 
dern als diktatorisch und parteispaltend 
aufgefasst. Auf dem Essener Bundespar- 
teitag im Juli 2015 kam es schließlich 
zum vollständigen Machtwechsel: Bernd 
Lucke unterlag Frauke Petry in dem in- 
nerparteilichen Kampf um die Füh- 
rungsrolle deutlich mit 38 Prozent ge- 
genüber 60 Prozent an Mitgliederzu- 
stimmung. Damit einher ging eine deut- 
liche Hinwendung zum rechten Populis- 
mus: So erklärte der NRW-Vorsitzende 
der Partei, Marcus Pretzell, in seiner 
Einführungsrede zum Parteitag, dass die 
AfD nicht nur das Euro-Thema behandle, 
sondern zudem eine „PEGIDA-Partei“ 
sei. Mit der Wahl von Alexander Heu- 
mann und Eberhard Brett in das 
Schiedsgericht der Partei wurde gar 
zwei Vertretern der Rechtsaußen-For- 


mation „Patriotische Plattform“ ein 
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BRAUNZONE 





Der Ex und die Neue: Vorstandswechsel bei der „Alternative für Deutschland“ 


neues Amt zugesprochen. Heumann trat 
Ende 2014 als Mitorganisator des PE- 
GIDA-Ablegers DÜGIDA in Düsseldorf 
sowie als Redner bei einem Aufmarsch 
der Vereinigung Hooligans gegen Salafis- 
ten in Hannover in Erscheinung. 

Der unterlegene Lucke-Flügel vollzog 
daraufhin den offensichtlich schon vor- 
her vorbereiteten Schritt zur Kampfan- 
sage an die Petry-AfD: Nach einer Um- 
frage unter den Weckruf-Unterstüt- 
zer_innen wurde die Initiative „Neustart 
2015“ zur Parteineugründung in die 
Wege geleitet. Mit scharfen Worten ge- 
genüber der Petry-AfD wird dort nicht 
gespart: „Der Massenaustritt der letzten 
Tage spricht eine deutliche Sprache: Die 
AfD ist verloren. Die große Austritts- 
welle hat aber den Vorteil, dass wir die 
rechten Phrasendrescher, die Verschwö- 
rungstheoretiker, die Querulanten, Intri- 
ganten und Karrieristen nun achtlos zu- 


rücklassen können.“ 


Selbstzerfleischung oder 
Etablierung? 

Die via Presse verkündeten Warnungen 
des Lucke-Flügels vor einer neuen AfD 
als „neuem Front National“ (O-Ton Hen- 
kel) sind scheinheilig. Denn es war 


Lucke, der noch vorher im Landtags- 
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wahlkampf in Brandenburg die Rück- 
nahme der doppelten Staatsbürger- 
schaft mit der Begründung forderte, 
diese sei ein „trojanisches Pferd“, durch 
das „der politische Islamismus ein Ein- 
fallstor auch in Deutschland erhält.“ 
Auch Henkel, der Thilo Sarrazin als 
„deutschen Widerstandskämpfer im 
besten Sinne des Wortes“ bezeichnete, 
kann sich nun nicht sonderlich glaub- 
würdig gegen die AfD als „NPD im 
Schafspelz“ echauffieren. Allerdings 
existiert hierzulande aktuell mehr Wäh- 
ler_innenpotenzial für eine klar rechts- 
populistische Partei als für eine „Neu- 
start“-FDP 2.0.: Sollte es wirklich zu 
einer solchen Parteigründung kommen, 
wäre dies mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit eine politische Tot- 
geburt. Trotzdem könnte der unterle- 
gene Lucke-Flügel durch diese Schritte 
der neuen Petry-AfD Wähler_innenstim- 
men streitig machen. Hierbei ist es nicht 
nur der 1-Million-Euro-Kredit von Hen- 
kel, der die chaotisch geführten Partei- 
kassen weiter strapazieren wird. Zahl- 
reiche Unternehmer_innen im Dunst- 
kreis des AfD-Mittelstandsforums wen- 
den sich nun von der AfD ab, da sie nicht 
mit PEGIDA und Höcke-Parolen öffent- 


Die AfD nach ihrem Bundesparteitag 


lich in Verbindung gebracht werden 
wollen. 

Die neue Petry-AfD steht also vor meh- 
reren großen Herausforderungen: Sie 
muss einen Einbruch in der Wählerzu- 
stimmung verschmerzen und zugleich 
gegen die Anfeindungen des Konkur- 
renz-Lagers sowie die zunehmende öf- 
fentliche Kritik an ihrem Rechtsaußen- 
Kurs bestehen können. Die politisch un- 
erfahrene Front-Frau Petry muss zudem 
beweisen, dass sie zur Parteiführung in 
der Lage ist und die mit ihrem Sieg bei- 
leibe nicht beendeten parteiinternen 
Konflikte im Zaum zu halten vermag. 
Abzusehen ist, dass die Zusammen- 
schlüsse „Der Flügel“ und die „Patrioti- 
sche Plattform“ bald Tribut für ihre Un- 
terstützung zum Lucke-Sturz einfordern 
werden. In der neurechten Zeitschrift 
Sezession erklärte deren Frontmann 
Hans-Thomas Tillschneider seinen 
Rücktritt als Kandidat des neuen Vor- 
standes damit, dass nach Petrys Wahl- 
sieg und der Wahl von Andre Poggen- 
burg „die Gefahr einer Überhitzung“ be- 
stehe. Diesen Spagat zwischen „Überhit- 
zung“ und Verprellung ihres mächtigen 
Rechtsaußen-Anhangs muss die AfD be- 
wältigen, wenn sie politisch überleben 
will. Blind folgen werden die unter- 
schiedlichen Vereinigungen des rassisti- 
schen Wutbürgertums Petry nicht: Ob 
etwa PEGIDA-Frontmann Lutz Bach- 
mann seine Ankündigung zum Antritt 
zu Landtagswahlen wahrmachen wird, 
hängt maßgeblich davon ab, wie weit die 
AfD-Tore für diesen Anhang geöffnet 
werden. Sarrazin und PEGIDA haben die 
große rechtspopulistische Lücke offen- 
bar werden lassen. Doch um dieses Po- 
tenzial wirksam abschöpfen zu können, 
bedarf es nicht nur agitatorischer Fähig- 
keiten und entsprechend geschickten 
Personals, sondern auch innerer Ge- 
schlossenheit und kühler Köpfe. Das 
scheint nicht zum Markenkern der AfD 


zu gehören. 
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Von Felix Hansen 


Über 200 Tage NSU-Prozess 


Eine Zusammenfassung 


Der Münchener NSU-Prozess ist im dritten Jahr angekommen, über 200 
Verhandlungstage liegen hinter den Prozessbeteiligten. Auch wenn in 
den zurückliegenden zwei Jahren bereits viele der zentralen Taten be- 
handelt wurden, ist ein Ende noch nicht absehbar. 


Die Morde und die beiden Kölner An- 
schläge sind weitgehend abschließend 
verhandelt, als großer Komplex zuletzt 
Anfang des Jahres der Nagelbombenan- 
schlag in der Keupstraße (siehe #58). 
Dies bedeutet, dass - wenn auch ein- 
zelne Aussagen noch ausstehen - die 
Tatzeug_innen und Ermittler_innen, 
zum Teil auch die Betroffenen und An- 
gehörigen vom Gericht angehört wur- 
den. Zum „Taschenlampen-Anschlag“ in 
Nürnberg im Jahr 1999, der erst durch 
die Aussage des Angeklagten Carsten 
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Schultze bekannt geworden war, musste 
im Dezember 2014 ein Ermittler aussa- 
gen. In der Nürnberger Gaststätte Son- 
nenschein hatte damals eine als Taschen- 
lampe präparierte Rohrbombe eine Per- 
son glücklicherweise nur leicht verletzt, 
da der Sprengsatz nicht in der vorgese- 
henen Form explodiert war. Auch hier 
zeigte sich einmal mehr das rassistische 
Muster, das sich durch alle Ermittlungen 
zieht. Gleich zu Beginn sei der örtliche 
Staatsschutz eingeschaltet worden, weil 


das Lokal von einem migrantischen 


Pächter geführt worden sei. Es habe 
aber keine Hinweise auf irgendeinen 
„ausländerfeindlichen“ Hintergrund ge- 
geben, so der damalige Ermittler. Schon 
in den ersten internen Meldungen der 
Polizei wurde stattdessen darauf hinge- 
wiesen, dass der Pächter wie auch das 
Opfer schon früher polizeilich in Er- 
scheinung getreten seien. Vermutlich 
wird es bei dieser einzigen Aussage blei- 
ben. Die Bundesanwaltschaft verzichte 
aus „verfahrensökonomischen Grün- 
den“ darauf, den Anschlag im laufenden 
Prozess anzuklagen, wurde im April die- 
ses Jahres eine Sprecherin medial zitiert. 
Ebenfalls geladen waren bereits viele 
frühere und heute noch aktive Neonazis 


und Weggefährt_innen der Angeklagten 
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KoNTEXT NSU 


aus den 1990er Jahren und aus der Zeit 
des Abtauchens von Uwe Böhnhardt, 
Uwe Mundlos und Beate Zschäpe. Diese 
Umfeldzeug innen werden auch in den 
nächsten Monaten noch eine Rolle im 
Prozess spielen. NSU-Watch bilanzierte 
anlässlich des 200. Verhandlungstages, 
durch die Aussagen habe sich deutlich 
gezeigt, „dass es sich beim NSU um ein 
Netzwerk militanter Neonazis handelt, 
die bis heute zusammenhalten, wenn es 
darum geht, ihre Kamerad/innen zu 
schützen und die Taten des NSU zu ver- 
klären.“ Die These der Bundesanwalt- 
schaft vom NSU als isolierter Zelle mit 
nur einem kleinen Unterstützungsum- 
feld sei so nicht haltbar. 


(Bank-)Überfälle und Kassel 
Der Eisenacher Banküberfall, der zur 
Selbstenttarnung im November 2011 ge- 
führt hat, ist bereits im letzten Jahr ver- 
handelt worden. Seit März sind nun 
auch die früheren Raubüberfälle auf 
Banken, Postfilialen und einen Super- 
markt Thema im Prozess. Insgesamt 
sind insgesamt 14 Überfälle angeklagt, 
die jeweils einzeln verhandelt werden, 
was bedeutet, dass die betroffenen Mit- 
arbeiter_innen und Zeug innen im Pro- 
zess gehört werden. Schon Ende 1998, 
noch im Jahr ihres Abtauchens aus Jena, 
überfiel der NSU einen Supermarkt in 
Chemnitz, der Stadt, in der Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe zu der Zeit wohn- 
ten und sich recht offen in der lokalen 
Neonazi-Szene bewegten. Die Aussage 
eines Zeugen machte deutlich, dass die 
drei bereits zu dieser Zeit bewaffnet und 
bereit waren, die Waffen zielgerichtet 
gegen Menschen einzusetzen. Er berich- 
tete, wie damals auf ihn geschossen 
wurde, als er den Überfall zufällig beob- 
achtete, die Kugeln ihn aber verfehlten. 
Seiner Aussage nach waren drei Perso- 
nen an dem Überfall beteiligt, ohne dass 
er jedoch konkrete Zuordnungen ma- 


chen konnte. So bleibt offen, ob neben 
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Böhnhardt und Mundlos auch Zschäpe 
an dem Überfall beteiligt war oder etwa 
andere Personen. 

Der letzte Fall der Ceskä-Mordserie, der 
Mord an Halit Yozgat in Kassel, und die 
Anwesenheit des hessischen Verfas- 
sungsschützers Andreas Temme be- 
schäftigt das Gericht weiterhin. Nach 
Beweisanträgen von Anwält_innen der 
Familie Yozgat wurden erneut Mitarbei- 
ter_innen des hessischen Geheimdiens- 
tes vom Gericht befragt. Auch Temme 
wurde erneut geladen und erstmals 
auch seine Frau. Bei den Aussagen geht 
es um Telefonate, die die Kasseler Poli- 
zei aufzeichnete, als sie Temme des Mor- 
des verdächtigte. In der zentralen Frage, 
der Rolle Temmes im Internetcafe, kam 
das Gericht auch durch die erneuten 
Aussagen keinen Schritt weiter. Die er- 
heblichen Zweifel an seiner Version blei- 
ben. Einen Einblick in die Haltung der 
Familie gaben die Gespräche von Tem- 
mes Ehefrau Eva Schmidt-Temme mit 
ihrer Schwester, in denen sie sich über 
den Mord an Halit Yozgat lustig machte 
und sich in zutiefst rassistischer Weise 
äußerte. Ein weiteres Thema im „Kom- 
plex Kassel“ war ein Telefonat Temmes 
mit dem damaligen Geheimschutzbeauf- 
tragen des hessischen Landesamtes, das 
zuvor bereits den hessischen Untersu- 
chungsausschuss beschäftigt hatte 
(siehe Seite 51f). 


Prozess verschleppt sich 
weiter 

Für Aufregung in Öffentlichkeit und Me- 
dien sorgten erneut Spekulationen, ob 
Beate Zschäpe doch noch aussagen wird. 
Auslöser war ein psychiatrisches Gut- 
achten, in dem es heißt, das Schweigen 
falle ihr zunehmend schwerer. Dazu kam 
ein Antrag Zschäpes, Anja Sturm, eine 
ihrer drei Pflichtverteidiger_innen, von 
ihrem Mandat zu entbinden, da seit Mo- 
naten kein Vertrauensverhältnis mehr 


bestehe. Die Anwältin habe vertrauliche 


Über 200 Tage NSU-Prozess 


Details öffentlich preisgegeben und sie 
massiv psychisch unter Druck gesetzt, so 
Zschäpe. Zudem beschäftige sie sich mit 
dem Gedanken „etwas auszusagen“. Dies 
trage ihre Verteidigung nicht mit, daher 
sei eine weitere Zusammenarbeit un- 
möglich. Das Gericht wies Zschäpes An- 
trag ab, ordnete ihr aber einen vierten 
Pflichtverteidiger bei. Der Münchener 
Anwalt Mathias Grasel ist, wie ihre an- 
deren Verteidiger_innen auch, kein 
Szene-Anwalt. Ein zusätzlicher Pflicht- 
verteidiger war zuvor schon Ralf Wohl- 
leben beigeordnet worden. Er wird nun 
auch von Wolfram Nahrath vertreten, 
dem früheren Bundesführer der verbo- 
tenen Wiking-Jugend. 

Schon seit Prozessbeginn gibt es regel- 
mäßig Spekulationen, ob und wann 
Zschäpe endlich sprechen werde. Kon- 
krete Anzeichen dafür gibt es aber wei- 
terhin keine. Wollte Zschäpe etwas zur 
Aufklärung der Taten beitragen, könnte 
sie das jederzeit tun, auch ohne Zustim- 
mung ihrer Verteidigung. Die Aussagen 
über die Morde und die der Angehöri- 
gen der Mord-Opfer verfolgte Zschäpe 
im Gerichtssaal stets ungerührt. Bewe- 
gung zeigte sie lediglich, wenn 

Zeug innen, die sie kannten, sie in un- 
günstigem Licht erschienen ließen. 
Auch wenn ihre Verteidiger innen in 
der Öffentlichkeit nach wie vor behaup- 
ten, man könne ihr nichts Wesentliches 
nachweisen, dürfte auch Zschäpe immer 
klarer werden, dass sie am Ende wohl 
hart verurteilt werden wird. 

Aufgrund der „chronischen Belastungs- 
reaktion“, die Zschäpe laut Gutachten 
zeigt, wird seit einiger Zeit meist nur 
noch an zwei statt an drei Tagen pro 
Woche verhandelt, wodurch sich der 
Prozess entsprechend verlängert. Daher 
ist es weiterhin nicht absehbar, wann 
das Urteil gegen die fünf Angeklagten 


gesprochen wird. 
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Kölner Neonazi-Aktivist war V-Mann des Verfassungsschutzes 


Von Johannes Lohmann und Maria Breczinski (NSU-watch NRW) 


Der Fall des Johann Helfer 


Kölner Neonazi-Aktivist war V-Mann des Verfassungsschutzes 


Mit einem Artikel in der „Welt am Sonntag“ wurde öffentlich, was zuvor 
nur Spekulation gewesen war: Der Kölner Johann „Helle“ Helfer war 
nicht nur führender Aktivist verschiedener Neonazi-Gruppen, sondern 
auch Spitzel des nordrhein-westfälischen Verfassungsschutzes. 


Die Zeitung zitierte aus einer „geheimen 
Verschlusssache“, in der die damalige 
Leiterin des NRW-Verfassungsschutzes, 
Mathilde Koller, im Februar 2012 mit- 
teilte: „Johann Detlef Helfer ist seit 1989 
als geheimer Mitarbeiter für den Verfas- 
sungsschutz Nordrhein-Westfalen 
tätig.“ Dieses Schreiben war bislang 
nicht bekannt. Bekannt war lediglich 
eine „Dienstliche Erklärung“ Kollers, in 
der sie den Generalbundesanwalt im 
Februar 2012 auf die Ähnlichkeit Helfers 
mit dem Phantombild des Bombenlegers 
in der Kölner Probsteigasse hinwies - 
ohne allerdings mitzuteilen, dass der Be- 
treffende auf der Gehaltsliste ihrer Be- 
hörde steht. Sicher war sie aber, dass es 
„keine Anhaltspunkte für eine Tatbetei- 
ligung“ gebe. 

Während das NRW-Innenministerium 
keinen Kommentar abgibt, hat sich Hel- 
fer mithilfe eines Anwalts gegenüber 
ausgewählten Medien zu Wort gemeldet 
und seine Tätigkeit für den VS bestätigt. 
Er behauptet zugleich, „niemals Neo- 
nazi“ gewesen zu sein, „Abenteuerlust“ 
habe ihn zum Informanten werden las- 
sen. Seine Arbeit habe „viel Unheil ver- 
hindert“, 
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Beginn einer Spitzel-Karriere 
Doch Zweifel an der (Selbst-) Darstel- 
lung Helfers als“Undercover-Antifa- 
schist“, sind berechtigt. Mitte der 1980er 
Jahre war Helfer Mitglied einer Clique, 
die unter dem Namen Anarchistische Ter- 
rorfront (ATF) agierte. Von der Polizei 
wurde sie als politisch „verworren“ be- 
zeichnet. 1984 offerierte die ATF per 
Aushang in einem Supermarkt in Köln- 
Zollstock den Ankauf von Waffen sowie 
die Ausführung von „Anschlägen aller 
Art“. Sie führte Nachtmärsche mit Be- 
waffnung und in paramilitärischer Uni- 
formierung durch. Mitglieder be- 
schmierten eine Polizeistation mit Ha- 
kenkreuzen und linken Parolen. Im Jahr 
1984 fiel die Gruppe durch Brand- und 
Sprengstoffanschläge auf. In einem leer 
stehenden Fabrikgebäude an der Kölner 
Vorgebirgsstraße setzte sie Gasflaschen 
in Brand, die anschließende Detonation 
verletzte eine Passantin. Daraufhin wur- 
den mehrere ATF-Mitglieder verhaftet. 
Die beiden Hauptangeklagten erhielten 
Bewährungsstrafen, drei Mitangeklagte 
lediglich Verwarnungen. Fest steht, dass 
Johann Helfer im Jahr 1985 zu einer Ju- 
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gendstrafe wegen eines Verstoßes gegen 
das Sprengstoffgesetz verurteilt wurde. 
Helfer ging dann zur Bundeswehr, wo er 
eigenen Angaben nach an einem Lehr- 
gang für Scharfschützen teilnahm. 1987 
wurde er in einer Anzeige in der Zeit- 
schrift Internationaler Waffenspiegel als 
Kontaktperson des Heimatschutzverban- 
des aufgeführt. In der Satzung dieser 
Wehrsportgruppe hieß es: „Im Konflikt- 
fall sieht der Verband seine Hauptauf- 
gabe in der Unterstützung der Streit- 
kräfte, in der Heimatverteidigung. Im 
Falle der Besetzung Europas durch 
feindliche Kräfte setzen die Mitglieder 
des Verbandes den Kampf als Wider- 
standsbewegung fort.“ Der Heimatschutz- 
verband veranstaltete in der Eifel beim 
Polizeipräsidium Aachen angemeldete 
Wehrsportübungen mit Schusswaffen. 
Der WDR berichtete damals, unter den 
Mitgliedern kursiere die Schrift „Der to- 
tale Widerstand. Kleinkriegsanleitung 
für jedermann“ des Schweizers Major 
Hans von Dach. Der antikommunistische 
Verband orientierte sich also in Rich- 
tung eines „Werwolf“-Konzeptes, wie es 
in den 1990er Jahren auch in der mili- 
tanten Neonazi-Szene diskutiert wurde. 
Nachweislich bewegte sich Helfer also 
spätestens 1987 in rechten Kreisen, zwei 
Jahre bevor er als Spitzel angeworben 
wurde. Einem Interview mit der Postille 


Der Gegenangriff zufolge wurde er dann 
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Links: Interview mit Johann „Helle“ Helfer 2003 in der KDS-Zeitung „Der Gegenangriff“. 
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Rechts: J. Helfer wird 1987 als Kontaktperson für den „Heimatschutzverband“ in einer Anzeige im „Internationalen Waffespiegel“, Nr. 6, geführt 


Mitglied in der Nationalistischen Front 
(NF), einer 1992 verbotenen, nationalre- 
volutionären Kaderorganisation der mi- 
litanten Rechten. Auch der verstorbene 
V-Mann Thomas Richter alias „Corelli“ 
war zu dieser Zeit NF-Mitglied. Zeit- 
gleich tauchte Helfer als Anti-Antifa-Ka- 
meramann und -Fotograf auf. Seine 
nächste Station war bis 1994 die neona- 
zistische Freiheitliche Deutsche Arbeiter- 
partei (FAP), die 1995 verboten wurde. 


Der Stellvertreter 

1998 wurde die Kameradschaft Köln ge- 
gründet, Helfer war Gründungsmitglied. 
Die auch als Kameradschaft Walter Span- 
genberg (benannt nach einem Kölner SA- 
Führer) auftretende Gruppe nahm durch 
die Organisation von Aufmärschen und 
Vernetzungsarbeit eine führende Rolle 
in der NRW-Szene ein. Helfer war der 
Stellvertreter des Kameradschaftsfüh- 
rers Axel Reitz, wie er in einer Postkarte 
an die lokale Antifa mitteilte. Als Reitz 
eine Haftstrafe absitzen musste, über- 
nahm der V-Mann dessen Rolle. Eine 
„Mitteilung der Kameradschaft Köln“ 
vom 28. Dezember 2007 wurde mit 
„Helle (Kameradschaftsführer 
Köln/Walter Spangenberg)“ unterzeich- 
net. Dahinter verbarg sich Helfer, doch 
seinen richtigen Namen versuchte er 


tunlichst geheim zu halten, wie er auch 
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sonst bei öffentlichen Aktionen eher zu- 
rückhaltend auftrat. Bei internen Veran- 
staltungen dagegen war er präsent. So 
beispielsweise im November 2009 bei 
einer Saalveranstaltung in Erftstadt, bei 
der er neben dem SS-Standartenjunker 
Lothar Eiding als Redner auftrat, im Ok- 
tober 2011 bei einer Veranstaltung in 
Köln unter dem Titel „Das Rheinland im 
Angriff“ oder im Februar 2012 bei einer 
Gedenkzeremonie für Walter Spangen- 
berg, die von „Kamerad Helle mit einer 
kurzen Einweisung und Worten der Be- 
grüßung“ eröffnet wurde. Drei Monate 
später, im Mai 2012, wurde die Kamerad- 
schaft Köln durch den NRW-Innenminis- 
ter verboten. 

1999 war Helfer dem kurz zuvor gegrün- 
deten Kampfbund Deutscher Sozialisten 
(KDS) beigetreten, auch hier agierte er 
als Stellvertreter des „Gausekretärs“ 
Reitz. Der KDS war bis zu seiner Auflö- 
sung im Jahr 2008 eine offen neonazisti- 
sche Organisation, die sich in der Tradi- 
tion der SA und der Kühnen-Bewegung 
sah. Trotz einer vereinsähnlichen Struk- 
tur und der verfassungswidrigen Aus- 
richtung erfolgte seitens der Behörden 
kein Verbot des bundesweit agierenden 
KDS. 


Untersuchungsausschuss 
muss aufklären 

Helfer weist jede Beteiligung am Prob- 
steigassen-Anschlag von sich. Es gibt 
keine Beweise, dass er etwas mit der Tat 
zu tun hat. Allerdings bestehen Zweifel 
an der ordnungsgemäßen Ermittlungs- 
arbeit. Nach Angaben der Nebenklage- 
Vertreterin Edith Lunnebach war das 
den AugenzeugInnen vom NRW-Verfas- 
sungsschutz vorgelegte Ganzkörperbild 
von solch schlechter Qualität, dass da- 
rauf keine Person hätte identifiziert 
werden können. Helfer wurde auch nie 
von der Polizei in der Sache vernom- 
men. 

Nach Informationen von Spiegel Online 
soll er noch bis 2015 als V-Mann gear- 
beitet haben. Hat diese Tätigkeit dazu 
geführt, dass 2001 keine Meldung an die 
Polizei gemacht und auch seit 2012 nicht 
ordentlich ermittelt wurde? Um dies 
und die Frage der Steuerung der Neo- 
nazi-Szene durch den V-Mann zu be- 
leuchten, hat der Untersuchungsaus- 
schuss u.a. Helfer und Koller als ZeugIn- 
nen geladen. Ob dieser die richtige Insti- 
tution zur Aufklärung eines weiteren 
Teils des NSU-Komplexes ist, wird sich 


zeigen. 
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rste Zeug_innen-Vernehmungen im hessischen NSU-Untersuchungsausschuss 


Von Verena Grün und Sarah Müller (NSU-watch Hessen) 


Gegeneinander 
für Aufklärung? 


Erste Zeug_innen-Vernehmungen 
im hessischen NSU-Untersuchungsausschuss 


Geradezu eindringlich appellierten Petra Pau (Die Linke), Clemens Bin- 
ninger (CDU) und Eva Högl (SPD) an die Mitglieder des hessischen NSU- 
Untersuchungsausschusses, keine parteipolitischen Konflikte über den 
Untersuchungsgegenstand auszutragen. Der Parlamentarische Untersu- 
chungsausschuss (PUA) des Bundestages habe nur deshalb so effektiv 
arbeiten können, weil man gemeinsam vorgegangen sei und Auftrag 
und Beweisbeschlüsse im Konsens gefasst habe. So deutlich die drei es 
bei ihrer Sachverständigen-Anhörung im hessischen Landtag auch for- 


mulierten - genutzt hat es nichts. 


In NRW dümpelt der Untersuchungsaus- 
schuss aufgrund fehlender „Geheim- 
schutzstelle“ vor sich hin, in Thüringen 
und Sachsen hat sich im April der je- 
weils zweite PUA zum Thema konstitu- 
iert, in Baden-Württemberg haben be- 
reits knapp 20 öffentliche Sitzungen 
stattgefunden und sogar in Hamburg 
zeichnet sich die Einsetzung eines PUA 
ab. Die Einsetzung und die Arbeit im 
Ausschuss verlaufen natürlich nirgends 
konfliktfrei. Das wäre auch eher ein Hin- 
weis darauf, dass der Ausschuss seine 
Arbeit nicht ordentlich macht. In Hessen 
jedoch bleibt eigentlich nichts als Kopf- 
schütteln angesichts des „Aufklärungs- 
willens“ der schwarz-grünen Koalition. 
Die Atmosphäre während der Aus- 
schuss-Sitzungen in Wiesbaden ist ange- 


spannt, die Wortmeldungen voller Sei- 
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tenhiebe auf das „gegnerische Lager“. 
Würde der nächste hessische Landtag 
nicht erst 2018 gewählt, könnte man 
sich glatt in der heißen Wahlkampf- 
phase wähnen. Von der von Petra Pau, 
Clemens Binninger und Eva Högl be- 
schworenen Kooperation keine Spur. 
Dabei ging es nicht mal um inhaltlich 
Brisantes an diesem 15. Juni. Ermittler 
und ein Staatsanwalt waren geladen, 
doch sie durften nur bis zum Zeitpunkt 
des Mordes an Halit Yozgat am 6. April 
2006 in Kassel befragt werden. So sah es 
der Beweisbeschluss vor. Und das sorgte 
für Zoff zwischen Regierungs- und Op- 
positionsfraktionen. Die Sitzung musste 
zur Klärung sogar nichtöffentlich wei- 
tergeführt werden, die restriktive Ausle- 
gung wurde durchgesetzt. 


KONTEXT NSU 


Aufklärungswille a la 
Schwarz-Grün 

Kurzzeitig schien sich an der Haltung 
der Regierungsfraktionen etwas zu än- 
dern: Nachdem die Welt am Sonntag im 
Februar Zitate aus abgehörten Telefona- 
ten von Andreas Temme veröffentlicht 
hatte (siehe # 58) - unter anderem mit 
der Aussage des Geheimschutzbeauf- 
tragten Gerald-Hasso Hess „Ich sage ja 
jedem: Wenn er weiß, dass irgendwo so 
was passiert, bitte nicht vorbeifahren“ - 
bekundeten die Fraktionsvorsitzenden 
der Regierungskoalition in einer ge- 
meinsamen Pressemitteilung, „eine voll- 
ständige und zügige Aufklärung dieser 
unfassbaren Verbrechen“ erreichen zu 
wollen. Sie gestanden sogar ein, dass es 
gut sei, „diesen neu aufgetauchten Pas- 
sagen auch mit den Mitteln eines Unter- 
suchungsausschusses nachgehen zu 
können“. Bei der Beschlussfassung zur 
Einsetzung hatten CDU und Grüne sich 
enthalten. Ein PUA sei nicht das geeig- 
nete Mittel der Aufklärung, hieß es von 
grüner Seite, die Aufarbeitung sei 
„durch den Bundestag bereits erfolgt“, 
wusste CDU-Innenminister Peter Beuth 


damals. 
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Nichts gesehen, nichts gehört, nichts getan: 
Andreas Temme vor dem PUA Hessen: 


Scherzhaft - ironisch - 
auflockernd 

In der öffentlichen Aufregung um die 
Spekulationen, der VS habe möglicher- 
weise bereits vor dem Mord von ent- 
sprechenden Plänen gewusst, beschloss 
der PUA dann schnell, die Beweisauf- 
nahme mit eben diesem Telefonge- 
spräch zu beginnen. Nach sieben Ex- 
pert_innen-Anhörungen fand am 11. 
Mai die erste Zeug innenvernehmung 
statt. Geladen waren die Polizeibeamtin, 
die das aufgezeichnete Gespräch schrift- 
lich zusammenfasste, der damalige Ge- 
heimschutzbeauftragte und Gesprächs- 
partner Temmes, Gerald-Hasso Hess, 
sowie Temme selbst. Zu ihren Aufgaben 
- so die Polizeibeamtin - habe es ledig- 
lich gehört, ihr relevant erscheinende 
Stellen aus den Telefonaten zu ver- 
schriftlichen. Den für Aufruhr sorgen- 
den Satz habe sie nicht notiert, da sie 
ihn als scherzhaften Gesprächseinstieg 


bewertet habe. Auch Hess bezeichnete 


die Stelle später als ironische Einleitung. 


Hess wie auch Temme blieben dabei, im 


Vorfeld nichts von Mordplänen gewusst 
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zu haben. Sonderlich auskunftsfreudig 
zeigte sich Hess ohnehin nicht, er wich 
aus, konnte sich nicht erinnern, antwor- 
tete kurz angebunden. 

Wirkliche Klarheit haben die Verneh- 
mungen nicht gebracht. Der Tonfall des 
Telefongesprächs war jedoch mindes- 
tens unpassend. Erstaunlich ist auch, 
dass es bei dem Gespräch nie um die Tat 
ging oder darum, ob Temme am Tatort 
war. Sein „Bauchgefühl“ habe ihm ge- 
sagt, dass Temme nichts mit dem Mord 
zu tun gehabt habe, so die Begründung 
Hess’. Es wird nicht das letzte Mal gewe- 
sen sein, dass Temme vor dem Untersu- 
chungsausschuss erscheinen muss, we- 
nigstens darin scheinen die Fraktionen 
sich einig. 

Die abgehörten Telefonate waren im 
Juni auch Thema im Münchner NSU- 
Prozess. Zur Vernehmung Hess’ am 24. 
Juni resümierte der Blog Nebenklage 
NSU-Prozess, es sei erneut deutlich ge- 
worden, „dass das Landesamt seinerzeit 
die Ermittlungsarbeit der Polizei hinter- 
trieb und dass die ‘Mauer des Schwei- 
gens’ bis heute aufrecht erhalten wird.“ 
In der folgenden Woche musste dann 
erstmalig Temmes Ehefrau Eva Schmidt- 
Temme in München erscheinen. Im Mit- 
telpunkt ihrer Befragung stand ein Tele- 
fonat zwischen ihr und ihrer Schwester, 
in dem sie erzählte, was sie ihrem Ehe- 
mann an den Kopf geworfen habe, nach- 
dem dieser ihr von dem Mordverdacht 
berichtet hatte: „Du hast unsere Zeit 
verdaddelt, in so einem Internetcafe in 
der Holländischen Straße bei so’ nem 
Dreckstürken“. Diese Aussage war ihr im 
Gericht sichtlich unangenehm, erschro- 
cken habe sie sich sogar, als sie sie ge- 
hört habe. 

Danach musste auch ihr Ehemann - zum 
nunmehr 6. Mal - aussagen. Er wirkte 
gut vorbereitet. Glaubwürdiger wurde er 
dadurch allerdings nicht. „Dieser Mann, 
Herr Temme, lügt. Wir wissen alle, dass 


er lügt. Wieso wollen wir die Wahrheit 


nicht sehen?“, so bezog Ismail Yozgat, 
der Vater von Halit Yozgat, nach der Be- 
fragung zu den Aussagen Temmes Stel- 


lung. 


Verfahrensfragen 

Zurück zum hessischen Untersuchungs- 
ausschuss: Auch wenn die Beweisbe- 
schlüsse, die leider nicht öffentlich zu- 
gänglich sind, tatsächlich bisher ein- 
stimmig gefällt wurden, ist man sich in 
ihrer Umsetzung mehr als uneins. Dies 
zeigte sich erneut in der Vernehmung 
am 6. Juli. Oberstaatsanwalt Hans Korn- 
probst aus München berichtete von 
einer Dienstbesprechung im November 
2006, in der aufgrund einer „Operativen 
Fallanalyse“ die Hypothese eines 
„rechtsextremen“ Motivs diskutiert 
worden war. Hierzu durfte er jedoch 
nicht befragt werden, da der Beweisbe- 
schluss eben nur die Zeit bis April 2006 
umfasst. Am 20. Juli folgen nun Peter 
Stark, Abteilungsdirektor a.D. beim Lan- 
desamt für Verfassungsschutz Hessen, 
und Generalbundesanwalt Herbert Die- 
mer. Anschließend ist Sommerpause. 
Die Enthaltung bei der Einsetzung des 
PUA sei „nie Ausdruck von mangelnden 
Aufklärungswillen“ gewesen, heißt es in 
der schwarz-grünen Pressemitteilung. 
„Leider ist hier bei einigen ein falscher 
Eindruck entstanden.“ Doch eben dieser 
Eindruck bestätigt sich bislang mit Blick 


auf das Agieren im Ausschuss. 
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Ist das das „Abendland“? 


Von Günter Born 


„Abendland“ 


Zur Geschichte und Wirkungsmacht eines polemischen Begriffs 


Ein Blick auf die Ideologiegeschichte des „Abendlandes“ zeigt, dass sich 
der Begriff mit Antikommunismus ebenso füllen lässt, wie mit antiwestli- 
chen Ressentiments, Kulturpessimismus und Kritik an der Moderne oder 


mit Rassismus und Islamfeindschaft. 


Björn Höcke, Landesvorsitzender der 
AfD in Thüringen und Protagonist des 
Rechtsaußen-Flügels seiner Partei prä- 
sentierte sich Ende letzten Jahres in 
einem Gespräch mit der Online-Ausgabe 
der Zeitschrift Sezession äußerst zufrie- 
den. Im Zentrum des von Götz Kubit- 
schek geführten Interviews standen die 
zu diesem Zeitpunkt wöchentlichen Pe- 
gida-Demonstrationen in Dresden und 
deren rasant wachsende TeilnehmerIn- 
nenzahlen. Höcke lobte, dass die „Initia- 
toren und Unterstützer der Pegida“ ihre 


„Freiheitsrechte in vorbildlicher Art und 
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Weise“ ausüben würden. Schließlich 
lohne es sich zu demonstrieren, da eine 
„Islamisierung“ dem „Abendland“ kaum 
Innovationsschübe verleihen könne, 
vielmehr berge die Entwicklung ein „be- 
drohliches Restrisiko“ für „unsere Iden- 
tität“. Gleichwohl äußerte der Thüringer 
AfD-Funktionär Kritik an einem bei Pe- 
gida verkürzten „Abendland“-Begriff, 
der sich zwar auf „christlich-jüdische“ 
Prägungen beziehe, dessen „antike und 
germanische Wurzeln“ jedoch nicht er- 


wähne. 





Was ist das „Abendland“? 

Die Frage, was das allenthalben be- 
schworene „Abendland“ kennzeichne, 
beschäftigte auch zahlreiche LeserInnen 
der Sezession. Während ein Kommenta- 
tor jüdische und sogar „osmanische Ein- 
flüsse“ ausgemacht haben wollte, wurde 
diese Sichtweise von anderen vehement 
zurückgewiesen. Demnach sei von 
einem „germanisch-christlichen Abend- 
land“ zu sprechen, da „wir“, so ein wei- 
terer Beiträger „zu unser aller Glück 
keine jüdische Kultur haben.“ Andere 
wiederum verwiesen auf das „römische 
Recht“, die „griechische Philosophie“ 
und die „deutsche Klassik“ als zentrale 
Bestandteile der abendländischen Tradi- 
tion. Der Kommentator „Waldgänger“ 


indessen wollte die historischen Ver- 
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HINTERGRUND 





dienste der katholischen Kirche um die 
„Abwehr der islamischen Expansion“ 
gewürdigt wissen. Blieb die positive Be- 
stimmung des „Abendlandes“ somit 
reichlich diffus, herrschte hinsichtlich 
der angeführten Gründe für dessen an- 
geblichen Niedergang weitgehende Ei- 
nigkeit. Verantwortlich sei die „Amika- 
nisierung“ [sic!], die „reeducation“ nach 
dem Zweiten Weltkrieg sowie die „will- 
kürliche Überflutung“, die mit dem 
Schengener Abkommen eingesetzt habe 
und zu einer „Umvolkung“ führen 
werde. Letztendlich sei das „Abendland“ 
durch „Zersetzung“, „Auflösung“ und 
„Auslöschung“ bedroht. 

Ähnliches lässt sich nahezu täglich in 
den einschlägigen Blogs wie Politically In- 
correct ebenso vernehmen wie auf den 
Facebookseiten der diversen Pegida-Ab- 
leger. Was jedoch unter dem schillern- 
den Topos des „Abendlandes“ in histori- 
scher und aktueller, aber auch in topo- 
grafischer Perspektive zu verstehen sei, 
dazu haben diese Foren indessen nichts 
beigetragen. Doch darum scheint es au- 
genscheinlich auch nicht zu gehen. 
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Ist das das „Abendland“? 


Das „Abendland“ als 
Verheißung 

Das „Abendland“ lässt sich vielmehr in 
eine Reihe extrem rechter Schlüsselka- 
tegorien wie etwa „Volk“, „Nation“, „Ge- 
meinschaft“ und „Organismus“ einord- 
nen, die nicht der differenzierten Be- 
schreibung und Analyse gesellschaftli- 
cher Zustände dienen sollen. Vielmehr 
fungieren sie, so der Politikwissen- 
schaftler Kurt Sontheimer, als „polemi- 
sche Begriffe“, die „nicht primär Wirk- 
lichkeit erfassen, sondern als Waffen 
gegen die Wirklichkeit verwandt wer- 
den.“ Sie rufen die unhinterfragte und 
unhinterfragbare Fiktion einer ver- 
meintlich ursprünglichen Ordnung an, 
die durch Bedrohungen von „außen“ 
und moralischen Niedergang im „Inne- 
ren“ gefährdet sei. 

Insofern erfüllt der Rekurs auf das 
„Abendland“ die Funktion eines 
„Kampfbegriffs“, der „Wir“- und „Sie“- 
Gruppen entlang ethnischer, kultureller 
und religiöser Trennlinien konstruiert. 
In dieser Hinsicht weist er Ähnlichkeiten 
mit dem nationalsozialistischen Leitbe- 
griff der „Volksgemeinschaft“ auf, des- 
sen politische Anziehungskraft, wie die 
Historiker Michael Wildt und Frank Ba- 


„Abendland“ 








Oder etwa die beiden? 


johr betonen, nicht auf der „Feststellung 
eines sozialen Ist-Zustandes“ gründete, 
sondern auf der mobilisierenden Wir- 
kungsmacht der Verheißung. Wenn- 
gleich die „Volksgemeinschaft“ eine 
weitaus größere und präzedenzlose 
mörderische Dynamik entfaltete, war 
(und ist) in beiden Konzepten das Ver- 
sprechen der Zugehörigkeit vor allem 
mit der Frage verknüpft, wer aus der Ge- 
meinschaft ausgeschlossen werden 
müsse, 

Während der positive Bezug auf die 
„Volksgemeinschaft“ nach 1945 in 
Deutschland politisch und gesellschaft- 
lich überwiegend diskreditiert war, er- 
zielte die Anrufung des „Abendlandes“ 
besonders in der Hochphase des Kalten 
Krieges in den 1950er Jahren sowie nach 
der Jahrtausendwende im Kontext eines 
zunehmenden antimuslimischen Rassis- 
mus’ in Deutschland und in Europa er- 
staunliche Resonanzen, die bis weit in 
die „Mitte der Gesellschaft“ reichten. 
Die Mobilisierungsfähigkeit dieses auto- 
ritären Vergemeinschaftungskonzepts 
resultierte dabei zum einen aus der jahr- 
hundertelangen Tradition des Abend- 
landbegriffs, zum anderen aus dessen 


inhaltlicher Diffusität. Stets repräsen- 
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„Abendland“ 


tierte er jedoch einen Gegenentwurf zu 
demokratischen, emanzipatorischen, 


pluralistischen Positionen. 


„Abendland“ versus 
„Aufklärung“ 

Bis zum 18. Jahrhundert war der Begriff 
„Abendland“ vorwiegend in einem reli- 
giösen, gleichwohl keineswegs unpoliti- 
schen Kontext gebraucht worden. Zu- 
nächst berief sich die römisch-lateini- 
sche Kirche auf das „Abendland“, um 
sich gegenüber der orthodoxen Kirche 
abzugrenzen. Nach der Eroberung Kon- 
stantinopels durch das türkisch-osmani- 
sche Heer im Jahr 1453 avancierte 
schließlich der Islam zu einem Feindbild, 
gegen das wiederum die Einheit der 
christlich-abendländischen Welt be- 
schworen wurde. Von dieser konnte frei- 
lich angesichts der in Europa über Jahr- 
hunderte hinweg ausgefochtenen Religi- 
onskriege kaum die Rede sein. War die 
Anrufung des „Abendlandes“ jedoch bis 
dahin auf einen vorwiegend äußeren 
Gegner bezogen, brachten nun vor allem 
die AutorInnen der Deutschen Roman- 
tik, wie etwa Novalis oder Friedrich und 
Wilhelm Schlegel, das „christliche 
Abendland“ gegen die entstehende „mo- 
derne“ Welt in Stellung. Sie beschworen 
eine ihrer Auffassung nach verloren ge- 
gangene Gemeinschaft, die angeblich im 
Mittelalter seit Karl dem Großen unter 
dem einigenden Dach der Kirche bestan- 
den hatte. Ihre Begeisterung für goti- 
sche Baukunst und mittelalterliche Mys- 
tik war gleichzeitig Ausdruck einer ro- 
mantischen Kritik am „seelenlosen“ Ra- 
tionalismus und Materialismus der Auf- 
klärung und den damit verknüpften ge- 
sellschaftlichen und kulturellen Umbrü- 
chen. Aber auch die Französische Revo- 
lution 1789 mit ihren universalistischen 
Postulaten stieß unter den frühen Prota- 
gonistInnen des „Abendlandes“ auf Ab- 


lehnung. 
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Die sich im ersten Drittel des 19. Jahr- 
hunderts formierenden ideologischen 
Vordenker des (deutschen) National- 
staats rekurrierten gleichermaßen auf 
den Topos des „Abendlandes“. Leopold 
Ranke, einer der Urväter der modernen 
deutschen Geschichtswissenschaft und 
Verfechter der preußisch-deutschen Na- 
tionalstaatsidee beschwor in seiner im 
Jahr 1839 erschienenen „Deutschen Ge- 
schichte im Zeitalter der Reformation“ 
die „Gefahr des Abendlandes“ durch die 
„Heiden“ und den Islam. Die historische 
Mission des „Abendlandes“ bestehe 
darin, aus dem „kriegerisch-priesterli- 
chen Staat“ des Mittelalters, den „Geist 
der Nationen“ hervorzubringen. Auch 
bei Ranke waren somit „Inklusion“ und 


„Exklusion“ eng miteinander verwoben. 


„Vollendung“ des 
„Abendlandes“ im Zeichen 
seines Untergangs? 

Spiegelte sich in der Verklärung des 
„Abendlandes“ durch die AutorInnen 
der Deutschen Romantik deren kultur- 
pessimistischer Blick auf die zeitgenössi- 
sche Gegenwart, galt dies auch für die 
geschichtsphilosophischen Betrachtun- 
gen Oswald Spenglers, die er am Beginn 
der 1920er Jahre in seinem monumenta- 
len Werk „Der Untergang des Abendlan- 
des“ veröffentlichte. Vor dem Hinter- 
grund des Ersten Weltkrieges, des revo- 
lutionären Systemumbruchs sowie der 
einsetzenden politischen und gesell- 
schaftlichen Demokratisierung formu- 
lierte er seine Kulturkreislehre, der zu- 
folge die Geschichte der „Hochkultu- 
ren“, zu denen er auch das seit rund 
1000 Jahren bestehende westeuropäi- 
sche „Abendland“ zählte, durch den 
immer gleichen Prozess von Aufstieg, 
Blüte, Niedergang und Zerfall gekenn- 
zeichnet sei. Für den drohenden „Unter- 
gang des Abendlandes“ macht Spengler 
den westlichen Kapitalismus, die Urba- 


nisierung sowie die seiner Ansicht nach 


HINTERGRUND 


damit einhergehende kulturelle Deka- 
denz und nicht zuletzt die Ideen der 
Französischen Revolution verantwort- 
lich. Diese gelte es letztendlich durch 
ein autoritäres Regime zu beseitigen, um 
das „Abendland“ zu „vollenden“. In den 
Worten Spenglers: „Die Heraufkunft des 
Cäsarismus bricht die Diktatur des Gel- 
des und ihrer politischen Waffe, der De- 
mokratie.“ Der „Untergang des Abend- 
landes“ zählt zu den bis heute einfluss- 
reichsten Texten des antidemokrati- 
schen Denkens der Zwischenkriegszeit, 
auf den beispielsweise auch der ameri- 
kanische Politikwissenschaftler Samuel 
Huntington seit den 1990er Jahren in 
seinen umstrittenen, von extrem rech- 
ten IslamhasserInnen jedoch breit rezi- 
pierten Thesen vom „Kampf der Kultu- 
ren“ positiv Bezug nahm. 

In den Grundpositionen der „Konserva- 
tiven Revolution“ avancierte jedoch be- 
sonders das „Reich“ zu einem weltan- 
schaulichen Schlüsselbegriff. Vor allem 
in den katholisch geprägten Strömun- 
gen der „Konservativen Revolution“, 
etwa bei Edgar Julius Jung in dessen 
Werk „Die Herrschaft der Minderwerti- 
gen“ (1930) oder bei Wilhelm von 
Schramm, firmierte die nicht nur von 
den Nationalsozialisten gebrauchte For- 
mel vom „Dritten Reich“ als „Einheit des 
christlichen Abendlandes unter der Füh- 
rung der deutschen Nation.“ 

Auch die antibolschewistische Rhetorik 
des eigentlichen „Dritten Reichs“ bezog 
sich bisweilen positiv auf das „Abend- 
land“. Als sich mit der Niederlage der 6. 
Armee in Stalingrad dessen Scheitern 
abzeichnete, stilisierte Adolf Hitler in 
einem Tagesbefehl Ende Januar 1943 das 
„heldenhafte Ausharren“ der Wehr- 
macht zu einem „unvergesslichen Bei- 
trag zum Aufbau der Abwehrfront und 
zur Rettung des Abendlandes.“ 
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Antikommunistische Integra- 
tionsideologie 

An diese Topoi konnten die Diskurse in 
der westdeutschen Nachkriegsgesell- 
schaft nahtlos anknüpfen. Im Zeichen 
des Kalten Krieges bildete der Antikom- 
munismus gleichsam die Basisideologie 
der jungen Bundesrepublik. „Hitler ist 
tot, aber Stalin lebt“ lautete ein viel zi- 
tierter Satz, mit dem sich die NS-Ver- 
gangenheit durch den Verweis auf die 
gegenwärtige kommunistische Bedro- 
hung bequem entsorgen ließ. Zentrale 
sinn- und gemeinschaftsstiftende Be- 
deutung kam in diesem Kontext dem Re- 
kurs auf das „christliche Abendland“ zu 
und erfüllte, wie der Historiker Axel 
Schildt argumentiert, die Funktion einer 
„hegemonialen Integrationsideologie“. 
Deren Ausprägungen zeigten sich wäh- 
rend der 1950er Jahre auf vielfältige 
Weise. Kulturpolitisch spiegelte sie sich 
beispielsweise in einer Reihe spektaku- 
lärer Ausstellungen mittelalterlicher 
und sakraler Kunst, in denen die histo- 
risch-kulturellen Traditionslinien des 
„christlichen Abendlandes“ beschworen 
wurden. Zu nennen ist hier etwa die im 
Jahr 1956 in der Essener Villa Hügel ge- 
zeigte Ausstellung „Werdendes Abend- 
land an Rhein und Ruhr“. In einem 
Grußwort definierte der Kölner Kardinal 
Joseph Frings Europa als „christliche Ge- 
meinschaft“ und betonte die „Kultur- 
kraft der Kirche“ bei der „Entstehung 
des christlichen Abendlandes“. Nicht zu- 
letzt in der politischen Rhetorik der 
Bundesrepublik war die Abendlandideo- 
logie omnipräsent. Als schillerndes Bei- 
spiel kann die Ansprache von Bundesau- 
ßenminister Heinrich von Brentano 
(CDU) gelten, die dieser im Juli 1955 an- 
lässlich der Jahrtausendfeier der 
Schlacht auf dem Lechfeld im Augsbur- 
ger Rosenaustadion vor über 60.000 Teil- 
nehmerInnen hielt. Darin verglich er 
den Sieg von König Otto über das unga- 
rische Heer im Jahr 955 mit den gegen- 
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wärtigen Herausforderungen durch den 
„Osten“: „Damals standen vor den Toren 
des Abendlandes [...] die heidnischen 
Nomadenscharen des Ostens. Verderben 
und Untergang drohten. Jetzt stehen 
wiederum nicht sehr viel weiter ent- 
fernt [...] die Massen des Ostens.“ 
Geistiges Rüstzeug für derart fragwür- 
dige historische Analogien lieferten 
weitverzweigte Netzwerke, die um die 
Wochenzeitung Rheinischer Merkur und 
die Monatszeitschrift Neues Abendland 
entstanden, sich aber ebenso in der 1952 
im bayerischen Eichstätt gegründeten 
Abendländischen Akademie organisierten. 
Letzterer gehörten zahlreiche führende 
VertreterInnen der Unions-Parteien, 
konservativer Medien und des katholi- 
schen Klerus an - so etwa Heinrich von 
Brentano und der Erzbischof von Pader- 
born. Auf den teilweise durch die Bun- 
deszentrale für Heimatdienst (die heutige 
Bundeszentrale für politische Bildung) ge- 
förderten Veranstaltungen der „Akade- 
mie“ wurde über die Wiedereinführung 
der Todesstrafe ebenso diskutiert wie 
über die Möglichkeiten, den Einfluss des 
Parlaments zugunsten einer aristokra- 
tisch-ständischen Ordnung zu begren- 
zen. In diesem Kontext zeigten sich 
immer wieder unverhohlene Sympa- 
thien mit den bis in die 1970er Jahre be- 
stehenden rechts-autoritären Diktatu- 
ren in Spanien und Portugal, zu denen 
es über das Europäische Dokumentations- 
und Informationszentrum (CEDI), in dem 
wiederum „Akademie“-Angehörige ver- 
treten waren, direkte Verbindungen gab. 
Insgesamt war die Abendlandideologie 
der 1950er Jahre jedoch keineswegs nur 
antikommunistisch ausgerichtet, son- 
dern transportierte auch unverkennbare 
Ressentiments gegenüber dem „westli- 
chen“ Liberalismus und dem als „Unkul- 
tur“ geschmähten american way of life. 
Die ständig beschworene „abendländi- 
sche Freiheit“, war demnach alles an- 


dere als ein demokratisches Bekenntnis. 


„Abendland“ 


Im Zuge der sich tatsächlich vollziehen- 
den Verwestlichung der Bundesrepublik, 
der Pluralisierung von Lebensstilen und 
vielschichtiger Emanzipationsprozesse 
verlor das „Abendland“ als Integrations- 
und Ausgrenzungsideologie in den fol- 
genden Jahrzehnten an Bedeutung, 


ohne freilich gänzlich zu verschwinden. 


Das „Abendland“ als 
ethnisierter Kampfbegriff 

Eine Renaissance erlebte der Begriff in 
einer ethnisierten und antimuslimi- 
schen Aufladung besonders in Folge der 
Anschläge vom 11. September 2001. Er- 
neut scheint es um nichts Geringeres zu 
gehen, als um den drohenden „Unter- 
gang des Abendlandes“, der in den un- 
terschiedlichsten Facetten von Autoren 
wie Thilo Sarrazin oder Udo Ulfkotte, 
den verschiedenen Spektren der extre- 
men Rechten, aber auch den Verfechte- 
rInnen einer „deutschen Leitkultur“ he- 
raufbeschworen wird. 

Dabei erscheint der Kampf gegen „den“ 
Islam als historisches Kontinuum. Des- 
sen ständig zitierte Referenzpunkte bil- 
den die Schlacht von Tours und Poitiers 
im Jahr 732, die das vorläufige Ende der 
arabischen Expansion in Europa bedeu- 
tete, die Verteidigung Wiens im Jahr 
1683 gegen das türkisch-osmanische 
Heer und die spanische Reconquista bis 
zum Ende des 15. Jahrhunderts. Die Be- 
liebigkeit, mit der in „neurechten“ und 
rechtspopulistischen Diskursen unter- 
schiedliche historische Konstellationen 
und Ereignisse zu einer großen Erzäh- 
lung zusammengefügt werden, die von 
der gleichsam ewig andauernden Vertei- 
digung des „Abendlandes“ kündet, ist 


evident. 
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Neutralität totet 


100 Jahre Genozidleugnung 


Es war Mark Levene, der als erster das Konzept der „Zone of Genocide“' 
für die östlichen Provinzen der Türkei in den Jahren von 1890 bis in die 
1990er Jahre benutzt hat. Ich schlage vor, die Grenzen der Zone of Ge- 
nocide auf das gesamte Gebiet der heutigen Türkei auszudehnen und 
diese somit in der Perspektive einer Topographie des Völkermordes zu 


betrachten. 


Auf dem Gebiet der heutigen Türkei gibt 
es keine Region, keine Stadt, die nicht 
von der gezielten massenhaften Ver- 
nichtung von Menschen, der Zerstörung 
ihres kulturellen Erbes, der Liquidierung 
ihres Eigentums, der (Zwangs-)Islamisie- 
rung von Nicht-Muslimen, vor allem von 
Armeniern, und schließlich der Leug- 
nung jenes Verbrechens betroffen ist, 
dem all diese Maßnahmen dienten: Dem 


Völkermord an den Armeniern im Os- 
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manischen Reich. Die Nicht-Anerken- 
nung eines Genozids, wie jenem der 
Jahre von 1915/16, der seit 100 Jahren 
von der Republik Türkei geleugnet wird, 
führt dazu, dass die Politik des Genozids 
fortgesetzt werden kann und über Gene- 
rationen hinweg Opfer und Täter repro- 
duziert werden. 

Nach einer fast ein Jahrhundert dauern- 
den Phase von Verhandlungen mit den 


nicht-muslimischen Gemeinschaften des 





Osmanischen Reichs über Schutz, recht- 
liche Gleichstellung und politische Parti- 
zipation - eine Phase, die zudem bereits 
von Gewalt gekennzeichnet war; so wur- 
den vor allem, aber nicht nur in den öst- 
lichen Provinzen in den 1890er Jahren 
hunderttausende und dann 1909 in Kili- 
kien 20 bis 30.000 Armenier Opfer von 
Massakern -, beschloss das Komitee für 
Einheit und Fortschritt, die Regierungspar- 
tei des Osmanischen Reiches, im Mai 
1915 ein Deportations-Gesetz mit dem Ziel, 
ganze Bevölkerungsgruppen des Rei- 
ches, also eigene Bürger, auszurotten. 
Die Festnahmen von armenischen Intel- 
lektuellen, Hausdurchsuchungen sowie 
die Entwaffnung von Armeniern hatten 


jedoch schon früher angefangen. Arme- 
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Ruine der Kathedrale von Ani 





GESCHICHTE 


nier, die in den wichtigeren Positionen 
angestellt waren, so etwa bei der Post, 
wurden entlassen oder versetzt.? 

Dieses neue Deportations-Gesetz richtete 
sich im Grunde gegen alle christlichen 
Gemeinschaften des Reiches - Armenier, 
Pontos-Griechen, Assyrer, syrisch-ortho- 
doxe Christen -, doch im Fokus dieser 
Maßnahmen stand zunächst zentral die 
armenische Gemeinschaft. Das Streben 
der Armenier nach Gleichberechtigung 
war bereits während der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts zu einem immer 
wichtigeren „Problem“ für das Reich ge- 
worden und hatte zudem spätestens mit 
dem Berliner Vertrag des Jahres 1878 
eine internationale Dimension gewon- 
nen. Im Schatten des Ersten Weltkriegs 
suchte die jungtürkische Regierung des 
Reichs dieses Problem auf radikale 
Weise endgültig zu lösen. 

Eine Besonderheit des Genozids von 
1915/16 ist das oftmals enge Verhältnis 
von Opfern und Tätern.’ So war bei- 
spielsweise Innenminister Mehmed 
Talät, die vielleicht zentrale Figur in der 
Planung und Durchführung des Geno- 
zids, mit dem armenischen Abgeordne- 
ten, Schriftsteller und Anwalt Krikor 
Zohrab befreundet, regelmäßig trafen sie 
sich zum gemeinsamen Kartenspiel. So 
auch am Abend vor der Verhaftung Zoh- 
rabs, dessen letztes Spiel es werden 
sollte. Nach seiner Verhaftung wurde 
Zohrab deportiert und zwischen Urfa 
und Diyarbekir ermordet. In den Provin- 
zen zeigte sich ein ähnlich enges Ver- 
hältnis zwischen Türken und Nicht-Mus- 
limen, die im Alltag stets in Kontakt mit- 
einander standen, obwohl die Grenzen 
zwischen den verschiedenen religiösen 
Gruppen klar definiert und das Gesell- 
schaftssystem entlang der religiösen Dif- 
ferenzlinien hierarchisch gegliedert 
waren. 

Mit dem Genozid von 1915/16 ist eine 
Welt vernichtet worden. Das Leben in 


diesem Land nach dem Völkermord war 
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gänzlich verändert. Armenier haben in 
den folgenden Jahrzehnten überall auf 
der Welt als Flüchtlinge, schließlich or- 
ganisiert in Diasporagemeinden, gelebt. 
Die Organisatoren des Genozids wie In- 
nenminister Talat und andere Mitglie- 
der des Komitees für Einheit und Fortschritt 
haben 1918 in Deutschland Zuflucht ge- 
funden. Die Operation Nemesis, die ge- 
zielte Ermordung der Hauptverantwort- 
lichen des Genozids durch Anhänger der 
Tashnaktsutyun (Armenische Revolutionäre 
Föderation), beendete nach vier Jahren 
diesen Aufenthalt. Talät wurde von Sog- 
homon Tehlirian in Berlin ermordet. 
Sowohl der Genozid selbst als auch die 
spätere Institutionalisierung der Leug- 
nung, geschahen vor den Augen der 
westlichen Staaten. Mit Blick auf das 
Deutsche Reich spricht Jürgen Gott- 
schlich von „Beihilfe zum Völkermord.“ 
Bundespräsident Joachim Gauck sagte in 
seiner anlässlich des 100sten Gedenkjah- 
res gehaltenen Rede: 

„In diesem Fall müssen auch wir Deut- 
sche insgesamt uns noch einmal der 
Aufarbeitung stellen, wenn es nämlich 
um eine Mitverantwortung, unter Um- 
ständen gar um eine Mitschuld, am Völ- 
kermord an den Armeniern geht. 

Es waren deutsche Militärs, die an der 
Planung und zum Teil auch an der 
Durchführung der Deportationen betei- 
ligt waren. Hinweise von deutschen Be- 
obachtern und Diplomaten, die im Vor- 
gehen gegen die Armenier den Vernich- 
tungswillen genau erkannt hatten, wur- 
den übergangen und ignoriert. Denn das 
Deutsche Reich wollte die Beziehungen 
zum osmanischen Verbündeten nicht 
gefährden. Reichskanzler Bethmann 
Hollweg, der von einem Sonderbeauf- 
tragten recht detailliert über die Verfol- 
gung der Armenier informiert war, be- 
merkte im Dezember 1915 lapidar: ‘Unser 
einziges Ziel ist, die Türkei bis zum Ende des 


Krieges an unserer Seite zu halten, gleichgül- 
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tig, ob darüber Armenier zugrunde gehen 
oder nicht.“ 

Die Leugnung des Genozids in der Türkei 
nach 1923 hat sich immer wieder als 
eine gut funktionierende Methode der 
Kontrolle und Verwaltung durchgesetzt, 
um die Unterschiede in der Gesellschaft 
zu vertiefen und Rassismus zu reprodu- 
zieren. Da die Wertesysteme, die zum 
Genozid geführt hatten, kritiklos über- 
nommen worden waren, etablierte sich 
über Generationen ein Gesellschafts- 
und Verwaltungssystem, das auf einer 
zunehmend habitualisierten Praxis der 
Negation, einem Habitus der Leugnung 
basierte. So wurde es ermöglicht, meh- 
rere Gesetze wie etwa die „Herabsetzung 
des Türkentums“ oder die „Vermögens- 
steuer“ für Nicht-Muslime zu erlassen, 
Aktionen wie „Bürger sprich Türkisch“ 
durchzuführen, ebenso wie genozidale 
Gewaltmaßnahmen wie in Dersim 
1937/38 oder aber Pogrome, wie jene 
vom 6. bis 7. September 1955. 

Eine weitere tagtägliche Erfahrung in 
diesem Zeitraum waren Rechtsfälle nach 
dem Gesetz, das eine „Verunglimpfung 
des Türkentums“ unter Strafe stellte. 
Cemil Kogak hat diese Fälle aufgearbei- 
tet und festgestellt, dass allein zwischen 
1926 und 1942 insgesamt 554 Klagen 
wegen „Verunglimpfung des Türken- 
tums“ gegen Nicht-Muslime bei Gericht 
eingereicht wurden.’ „Diese Fälle waren 
eine Quelle des Ärgers. Verleumdung 
und Realität konnten nicht unterschie- 
den werden. Jede einzelne Ursache einer 
persönlichen Feindschaft konnte mühe- 
los in eine Klage verwandelt werden, 
wenn der Andere das Schlagwort „Ver- 
unglimpfung des Türkentums“ aus- 
sprach. Dies berichtete Ara Garmiryan, 
ein Zeitzeuge, in einem Interview über 
diese Fälle von Verunglimpfung des Tür- 
kentums.° 

Eine andere Episode, die mit diesen Fäl- 
len in Zusammenhang steht, wurde von 
Evdoksi Parsehyan überliefert und be- 
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trifft die „Bürger, sprich Türkisch“-Kam- 
pagnen. Sie sagte: „Ich hatte Angst, auf der 
Straße Türkisch zu sprechen, weil mein Tür- 
kisch nicht gut genug war. Deshalb zog ich es 
vor nicht zu sprechen und zu schweigen.“? 
Obwohl weder sie selbst noch ihr unmit- 
telbares Umfeld aus diesem Grund schi- 
kaniert wurden, bewahrte sie in der Öf- 
fentlichkeit Stillschweigen. 

In diesem Fall wurde, ähnlich wie in den 
Rechtsfällen wegen „Verleumdung des 
Türkentums“, ein Freiraum geöffnet, um 
persönliche Belange mit staatlichen 
Praktiken zu vereinen. Schon bevor die 
„Bürger, sprich Türkisch“-Kampagne 
1928 von der Dar-ül-fünun Hukuk Fakültesi 
Talebe Cemiyeti, (der Studentenvereini- 
gung der juristischen Fakultät der Uni- 
versität Istanbul) lanciert wurde, hatte 
es seit 1925 Zeichen der Unterstützung 
einer solchen Kampagne durch Regie- 
rung und öffentliche Meinungsmacher 
gegeben. Im Juli 1925 erließ die Stadt- 
verwaltung von Bursa eine Resolution, 
die die Stadtbewohner verpflichtete, 
ausschließlich Türkisch zu sprechen. 
Kurz darauf wurden zwei Juden, die La- 
dino sprachen, mit einem Bußgeld be- 
legt.!° Im August 1925 lancierte Türk 
Ocaggı eine ähnliche Kampagne in 
Izmir.!! 

Ein weiteres, sehr wichtiges Moment 
einer habitualisierten Praxis der Leug- 
nung betrifft das Feld der Schulpolitik, 
insofern als die in den Provinzen ver- 
bliebenen Armenier keine armenische 
Schule besuchen durften. Obwohl mit 
dem Vertrag von Lausanne dieses Recht 
für alle Nicht-Muslime garantiert wor- 
den war, war es de facto nur in Istanbul 
möglich, eine nicht-muslimische Schule 
zu besuchen. In den Provinzen wurden 
die Schulen der nicht-muslimischen Ge- 
meinschaften ab 1923 nach und nach ge- 
schlossen. Damit ergab sich die interes- 
sante Situation, dass ein internationaler 
Vertrag, nämlich der Vertrag von Lau- 


sanne, nur in einer einzigen Stadt, näm- 
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Ei 


lich in Istanbul, gültig war und im Rest 
des Landes nicht. 

Die Genozidleugnung und post-genozi- 
dale Politik bestimmten den gesamten 
Alltag in der Türkei. Betroffen von die- 
ser Politik waren neben den nicht-mus- 
limischen Gemeinschaften auch Kurden 
und Alewiten. Weder in der Geschichts- 
schreibung der Türkei noch in der inter- 
nationalen Geschichtsschreibung wur- 
den diese Themen bis in die 1990er Jahre 
systematisch aufgearbeitet. Stattdessen 
wurde eine hegemoniale Geschichtspoli- 
tik etabliert, die systematisch nur jene 
Forschung förderte, die sich mit Musli- 
men im Osmanischen Reich und der 
Türkei befasste. Die Politik der Leug- 
nung war hinsichtlich ihrer Strategien 
und Zielsetzung nicht nur innerhalb der 
Türkei völlig unmissverständlich, sie 
wurde zudem auch international unter- 
stützt. In diesem Kontext schrieb Hans- 
Lukas Kieser in Der Verpasste Friede: „Die 
Geschichte der Türkei ohne diese The- 
men ist ebenso fragwürdig wie die Ge- 
schichte Kaliforniens ohne Indianer 
oder die Geschichte Deutschlands ohne 
die Juden.“ 

Deutschlands Politik im Umgang mit 


dem Holocaust und dem organisierten 


ii Kuh 
n Plakat im Armenischen Viertel von Jerusalem erinnert an den Genozid 
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Rassismus war und ist nicht immer ein- 
fach. Dennoch kann derjenige Teil der 
türkischen Zivilgesellschaft, der zu einer 
Aufarbeitung des Genozids bereit ist, 
von der deutschen Erfahrung im Um- 
gang mit der eigenen Geschichte lernen: 
Aufarbeitung kann nur dann gelingen, 
wenn es zuvor eine klare Anerkennung 
des Genozids gibt und die Leugnung ge- 
ächtet wird. Deutschland hat in den letz- 
ten Jahren mehrere Projekte zur „Aufar- 
beitung“ des Genozids zwischen der 
Türkei und Armenien unterstützt. Ei- 
gentlich führten diese Initiativen aber 
bewusst/unbewusst zur Etablierung 
eines neuen Paradigmas: Der Genozid an 
der armenischen Bevölkerung des osma- 
nischen Reichs wurde hier nämlich als 
eine exklusive Problematik der bilatera- 
len Beziehungen zwischen der Republik 
Türkei und der Republik Armenien kon- 
zipiert. Die gesamte armenische, pontos- 
griechische, assyrische, syrisch-ortho- 
doxe Diaspora, die heute auch ein Teil 
der deutschen Bevölkerung ist, wird mit 
durch diese Politik der Nationalisierung 
der Aufarbeitung außen vor gelassen. 
Durch die postulierte Symmetrie zwi- 
schen der Türkei und Armenien wird ein 


indifferentes Bild der Täter evoziert. In 
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diesem neuen Paradigma wird zwar der 
Schwerpunkt auf die Opfer gelegt, diese 
werden jedoch zugleich weitestgehend 
entmündigt. In diesem Paradigma ist es 
nicht möglich, von Schuld und Gerech- 
tigkeit zu sprechen, noch von einer Ver- 
antwortung für die Leugnung. 

„Ohne Täter gibt es keine Opfer.“ Dies 
hat Joachim Gauck ebenfalls in seiner 
Rede zum 24. April gesagt. Über den 
Film „The Cut“ konstatierte Dogan 
Akhanlı, Freund und Berater des Regis- 
seurs Fatih Akin, in einem Interwiew 
„Endlich hat das Opfer auch eine 
Stimme.“'? Aber hat das Opfer tatsäch- 
lich eine Stimme? Wer spricht hier mit 
der „Stimme des Opfers“? Kann das 
Opfer, ohne eine Anerkennung seiner 
Erfahrung, seiner Geschichte, ohne die 
Anerkennung des Genozids, eine eigene 
Stimme haben? Und wenn ja: Wer würde 


dieser Stimme zuhören? 
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Von Jarmila Kratka 


einemastanlage auf dem ehemaligen KZ-Gelände verhindert würdevolles Gedenken 


GESCHICHTE 


Das „Zigeunerlager“ Lety 


Schweinemastanlage auf dem ehemaligen 
KZ-Gelände verhindert würdevolles Gedenken 


„Das totalitäre Regime der Nazis vernichtete die Roma fast völlig. Das 
kommunistische totalitäre Regime sorgte dafür, dass dies in Vergessen- 
heit geriet: die Tragödie in Lety verschwand unter einem Schweinestall“, 
so der damalige tschechische Präsident Väclav Havel am 13. Mai 1995 
anlässlich der Einweihung des Gedenkorts Lety. Doch auch die „demo- 
kratischen“ Regime haben nichts daran verändert, dass sich auf dem 
Gelände des ehemaligen KZ und nur wenige Meter von dem über einem 
Massengrab errichteten Gedenkort entfernt immer noch eine riesige, 
übel riechende Schweinemastanlage befindet. 


Ein Rückblick in die 30er Jahre 
Vor dem 2. Weltkrieg lebten in der 
Tschechoslowakei etwa 70.000 bis 
100.000 Roma und Sinti, darunter auch 
viele, die aus dem „Reich“ geflohen 
waren. Die dortigen Behörden versu- 
chten - ebenso wie zuvor die Habsbur- 
ger Monarchie - die nomadisch leben- 
den Familien zur Assimilation zu zwin- 
gen. 1927 wurde nach dem Vorbild des 
bayerischen „Gesetzes zur Bekämpfung 
von Zigeunern, Landfahrern und Ar-be- 
itsscheuen“ ein „Wanderzigeunerge- 
setz“ verabschiedet, auf dessen Grund- 
lage die Betroffenen mit „Zigeuner-Aus- 
weisen“ ausgestattet wurden. Der Au- 
fenthalt in diversen Städten und Orten 
wurde ihnen verboten. In Prag wurde 
ein Zentralregister eingerichtet, das spä- 


ter den Nazis als Grundlage für Deporta- 
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tionen nach Auschwitz diente. Schon 
kurz nach dem Münchner Abkommen 
vom September 1938 forderten rechte 
Politiker die Einrichtung von Arbeitsla- 
gern für Roma, Sinti und „Arbeits- 
cheue“, was dann am 2. März 1939, also 
zwölf Tage vor der Errichtung des Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren, besch- 
lossen wurde. Im November 1939 wurde 
Roma- und Sinti-Familien im Protekto- 
rat befohlen, sich niederzulassen. Wer 
ohne festen Wohnort war, sollte bestraft 
werden. Für viele stellte dies ein großes 
Problem dar, weil viele Gemeinden ver- 


suchten, ihre Ansiedlung zu verhindern. 


Das Arbeitslager 

Das Arbeitslager Lety wurde offiziell am 
8. August 1940 in Betrieb genommen. 
Das etwa drei Kilometer vom Dorf Lety 


entfernte Gelände mit 50 kleinen 
Holzbaracken mit jeweils 6 Quadrat- 
metern Grundfläche diente zunächst als 
Unterkunft für Straßenbauarbeiter bzw. 
bis 1942 als Arbeitslager für „Ar- 
beitscheue“ und „asoziale Elemente“. 
Der Anteil der Roma unter ihnen betrug 
zwischen 5 und 25 Prozent. Die teilweise 
minderjährigen Häftlinge wurden als 
Zwangsarbeiter eingesetzt. Für die Ver- 
waltung des Lagers waren die Protek- 
toratsbehörden verantwortlich. Das 
Wachpersonal, inklusive dem 
gefürchteten Lagerkommandanten Josef 
Janovsky, bestand aus tschechischen 
Gendarmen. Am 10. Juli 1942 trat im 
Protektorat dann die „Verordnung zur 
präventiven Verhaftung asozialer Ele- 
mente“ in Kraft. Am selben Tag verfasste 
Horst Böhme, Befehlshaber der Sicher- 
heitspolizei (Sipo), eine Direktive zur Er- 
fassung und Deportation der Sinti, 
Roma, Roma-“Mischlinge“ und Men- 
schen, die nach „Zigeunerweise“ lebten. 
Zu diesem Zeitpunkt lebten nach of- 
fiziellen Angaben etwa 6.500 Roma und 
Sinti im Protektorat. Diese mussten sich 
am 2. August 1942 bei der Polizei melden 
und einen festen Wohnsitz und Arbeits- 


platz vorweisen. Wer dies nicht konnte 
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Antifaschistisches Grafitti an einem Gebäude der Schweinemast, die sich heute auf dem Gelände 
des ehemaligen Konzentrationslagers befindet 


oder sonstwie bei den Gendarmen in 
Ungnade fiel, wurde mit der gesamten 
Familie in das nun „Zigeunerlager“ 
genannte KZ Lety oder in das mit Lety 
vergleichbare Lager bei Hodonin u 
Kunstätu deportiert. 


Das „Zigeunerlager“ 

Schon an diesem 2. August 1942 kamen 
die ersten Familien in Lety an. Schnell 
zeigte sich, dass die Kapazität des auf 
300 Personen ausgelegten Lagers nicht 
ausreichend war, mehr als 1.000 Men- 
schen - unter ihnen viele kleine Kinder 
- wurden hier zusammengepfercht. In 
den winzigen Holzbaracken wurden 
mehr als zehn Personen untergebracht, 
es gab nur zwei Latrinen, einen Brunnen 
und keinen funktionierenden 
Waschraum. Janovsky versuchte, das 
Problem auf brutalste Weise zu „lösen“: 
Die Häftlinge sollten durch Unter- 
ernährung und Arbeit vernichtet wer- 
den. Ein großer Teil der für die Häftlinge 
bestimmten Lebensmittel wurde durch 
die Lagerkommandatur auf dem 
Schwarzmarkt verkauft, die Häftlinge 
wurden als Arbeitskräfte an lokale 
Großbauern vermietet. Gehandelt wurde 
auch mit ihrem persönlichen Vermögen. 


Unterernährung, Erschöpfung und die 
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katastrophalen hygienischen Bedingun- 
gen führten schnell zur Erkrankung der 
Häftlinge, Ende 1942 war von ihnen 
kaum noch jemand gesund. Am 2. 
Dezember 1942 wurden dann die ersten 
93 Personen aus Lety nach Auschwitz 
deportiert. Aufgrund einer Typhus-Epi- 
demie wurde dann ein Transportstopp 
verfügt. Auch Teile des Wachpersonals 
hatten sich angesteckt, das Lager Lety 
wurde unter Quarantäne gestellt. Im 
Januar 1943 wurde Janovsky sus- 
pendiert. Zwei Ärzten gelang es, die Epi- 
demie zu stoppen, der aber trotzdem 
mehr als 300 Häftlinge zum Opfer fielen. 
Weitere 420 Menschen wurden am 4. 
Mai 1943 nach Auschwitz deportiert. Im 
August 1943 wurde das Lager 
geschlossen, abgerissen und in Brand 
gesetzt. Im „Zigeunerlager“ Lety waren 
den verfügbaren Quellen zufolge über 
1.300 Roma inhaftiert, mindestens 327 
Personen starben bereits vor Ort, nur 
etwa 300 überlebten den nazistischen 
Genozid. Von 6.500 böhmischen und 
mährischen Roma überlebten gerade 


einmal 10 Prozent. 


Jahrzehnte des Schweigens 
Die Geschichte des Arbeits- und 


späteren „Zigeunerlagers“ Lety wurde 


Schweinemastanlage auf dem ehemaligen KZ-Gelände verhindert würdevolles Gedenken 


jahrzehntelang verschwiegen. Nur 
wenige aus den Reihen des Wachperso- 
nals und der verantwortlichen Beamten 
wurden vor Gericht gestellt - und zu 
milden Strafen verurteilt. 1973 wurde 
auf dem Gelände des ehemaligen Lagers 
eine Schweinemastanlage gebaut. Das 
Schweigen über die Rolle Letys im 
Genozid an den Roma wurde erst Anfang 
der 90er Jahre durch den amerikani- 
schen Publizisten Paul Polansky ge- 
brochen. 1995 wurde in Lety ein 
Denkmal errichtet, 2009 kam ein Lehr- 
pfad mit einigen Infotafeln hinzu, die je- 
doch viele widersprüchliche und ir- 
reführende Informationen aufweisen. 
Mit Ausnahme der Studien Polanskys, 
des deutschen Journalisten Markus Pape 
und der leider nur oberflächlichen 
Forschungen des tschechischen His- 
torikers Ctibor Ne&as gab es bislang 
keine nennenswerte wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit dem Thema. 
Eine gründliche und belastbare his- 
torische Untersuchung fehlt bis heute. 
Bereits seit Anfang der 90er Jahre ver- 
suchen tschechische und ausländische 
Aktivist_innen, NGOs und einige Poli- 
tiker_innen gemeinsam mit Hin- 
terbliebenen die tschechische Regierung 
dazu zu bewegen, das Gelände nebst An- 
lage zu kaufen, um ein würdevolles 
Gedenken an die Opfer zu ermöglichen. 
Doch sämtliche Initiativen scheiterten 
an Rassismus, Desinteresse und Respekt- 
losigkeit der Verantwortlichen. Umso 
wichtiger erscheint es, den Forderungen 
mehr internationales Gewicht zu verlei- 
hen und die Akteur_innen vor Ort zu un- 
terstützen. Der Verein Konexe beispiels- 
weise organisiert jedes Jahr eine Block- 
ade der Zufahrt zur Schweinemastan- 
lage, um auf das Problem aufmerksam 
zu machen. Antifaschistische Gruppen 
haben zudem 2014 eine Aufklärungs- 


kampagne gestartet. 
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Österreich rückt zusammen 


Von Nikolai Schreiter 


INTERNATIONAL 


Österreich rückt zusammen 


Eine Analyse der Wahlergebnisse in der Alpenrepublik 


Was bei zwei österreichischen Landtagswahlen aussieht wie ein Rechts- 
ruck, ist Rückbesinnung auf den Normalzustand. Der war in Österreich 
schon immer vor allem national - auch in der SPÖ. 


Die FPÖ ist leider wieder da, wo sie kräf- 
temäßig hingehört. Bei zwei Landtags- 
wahlen Ende Mai haben die rechten 
Freiheitlichen in der Steiermark 26,8 
Prozent der Stimmen bekommen, im 
Burgenland sind sie mit 15 Prozent nicht 
ganz so stark, wurden aber von der SPÖ 
(41,9 Prozent) in die Regierung geholt. 
Beide Wahlergebnisse werden als Aufre- 
ger verhandelt, sie überraschen aber 
tatsächlich weniger als man auf den ers- 
ten Blick glauben möchte. 

Mit dem Gewinn in der Steiermark hat 
die FPÖ schlicht ihr WählerInnenpoten- 
tial wieder ausgeschöpft; die 10,6 Pro- 
zent bei der Wahl 2010 waren eher die 
Ausnahme als die 26,8 bei dieser Wahl. 
Die rot-blaue Koalition im Burgenland 
ist höchstens insofern der so oft ange- 
prangerte Tabubruch, als sie gegen 
einen Bundesparteitagsbeschluss der 
SPÖ vom November 2014 verstößt: „Die 
SPÖ spricht sich klar gegen eine Koali- 
tion mit der FPÖ auf allen politischen 
Ebenen aus.“ Das zeigt aber nur einmal 


mehr, wie wenig glaubwürdig die SPÖ 
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ist. Der burgenländische SPÖ-Chef Hans 
Niessl hat die Koalition schon vor der 
Wahl vorbereitet und paktiert nicht zum 
ersten Mal mit der FPÖ. Schon vor der 
Landtagswahl 2005 hatte er ihr für den 
Fall einer Niederlage Versorgungsposten 


versprochen. 


Rechte Kompetenzen 

Es ist kein Zufall, dass die FPÖ gerade bei 
diesen beiden Landtagswahlen erfolg- 
reich war. Sogar der FPÖ-Generalsekre- 
tär Herbert Kickl bescheinigte den bei- 
den SPÖ-Spitzenkandidaten Hans Niessl 
im Burgenland und Franz Voves in der 
Steiermark im Januar, „vernünftige FPÖ- 
Forderungen übernommen“ zu haben. 
Offenbar haben viele WählerInnen aber 
lieber das freiheitliche Original gewählt, 
obwohl man auch von großen Teilen der 
SPÖ rechte Politik erwarten kann. Niessl 
etwa sprach sich für Videoüberwachung 
an allen Ortseinfahrten im Burgenland 
aus und im Herbst 2014 forderte er die 
temporäre Einführung von Grenzkon- 


trollen gegen „Schlepperkriminalität“, 


weil die Schengen-Außengrenze „augen- 
scheinlich nicht ausreichend gesichert 
werden“ könne. 

Im Wahlkampf nicht ganz so einig waren 
sich SPÖ und FPÖ in der Steiermark. 
Franz Voves wollte zwar Anfang des Jah- 
res, vereint mit Niessl und einigen aus 
der konservativen ÖVP und der FPÖ, 
Strafen für „Integrationsunwilligkeit“ 
einführen und hält Bettelverbote, ein 
antiziganistisches Konsensthema, für 
einen adäquaten politischen Umgang 
mit sozialer Not. Der Wahlkampfton 
aber war schärfer als im Burgenland. Die 
FPÖ mobilisierte wie immer „gemein- 
sam für die Heimat“, gegen „Kriminali- 
tät im Umfeld von Asylheimen“, vor 
allem jedoch gegen die Regierung: „Rot- 
schwarz hat versagt!“ 

Nachdem Rot-Blau im Burgenland be- 
schlossen war, wurden in der SPÖ Forde- 
rungen lauter, mit der FPÖ grundsätz- 
lich und auch konkret in der Steiermark 
Koalitionsverhandlungen zu führen. 
Voves, bisher steirischer SPÖ-Chef und 
Landeshauptmann, trat zurück und 
überließ sein Amt der ÖVP in einer 
schwarz-roten Regierung. Dieses Zuge- 
ständnis war wohl auch der Angst ge- 
schuldet, die ÖVP könnte mit der FPÖ 
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Aktion von SPÖ-Mitgliedern gegen eine Ge- 
flüchtetenunterkunft in Linz 


regieren und die SPÖ in die Opposition 
verbannen. Tatsächlich ist die größte 
Gefahr, die von der an sich unbedeuten- 
den Koalition im kleinen Burgenland 
ausgeht, dass die FPÖ wieder als regie- 
rungsfähig gilt - und damit eines ihrer 
zentralen Ziele erreicht. 


Rechte Traditionen 

Was bei der SPÖ aussieht wie kalkulie- 
rende Machterhaltungspolitik, hat in- 
haltliche Tradition: Nicht nur buhlte die 
SPÖ, wie auch die ÖVP, ab 1949 um die 
Stimmen ehemaliger Nazis, auch noch 
1970 saßen im Kabinett des sozialdemo- 
kratischen Bundeskanzlers Bruno 
Kreisky ganze sechs „ehemalige“ Natio- 
nalsozialisten. In den 80er Jahren ko- 
alierte die SPÖ auf Bundesebene mit der 
FPÖ, die damals in einer liberaleren 
Phase war. Vor allem aber hatten SPÖ 
und FPÖ schon immer große Über- 
schneidungen im WählerInnenpotential. 
Der ehemalige FPÖ-Chef Jörg Haider er- 
klärte dies treffend damit, dass in Öster- 
reich „der Sozialdemokrat im klassi- 
schen Sinne nie links gewesen ist und 
daher mit vielen Position, für die wir 


[die FPÖ] eintreten, übereinstimmt.“ Das 
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liegt begründet im Primat des Nationa- 
len in der Alpenrepublik, die Volksge- 
meinschaft lebt im österreichischen 
Spezifikum der Sozialpartnerschaft fort. 
Die sucht die Widersprüche zwischen 
Kapital und Arbeit in der Nation aufzu- 
lösen. In einer Umfrage vom Anfang des 
Jahrtausends stimmten 90 Prozent der 
Befragten dem folgenden Satz zu: „Im 
Ringen um eine gesunde Wirtschaft sit- 
zen Arbeitnehmer und Arbeitgeber im 
selben Boot.“ Und das ist nach Ansicht 
der meisten längst voll. 

Die SPÖ hat zuletzt im April eine Ver- 
schärfung des Fremdenrechts mitbe- 
schlossen, wie Ausländerrecht in Öster- 
reich heißt. Das hat sie in den letzten 25 
Jahren immer wieder gemacht - auch 
2005 als Oppositionspartei gemeinsam 
mit der Regierung aus ÖVP und FPÖ. Mi- 
chael Genner, Obmann des Asylrechts- 
vereins Asyl in Not und langjähriger 
Kämpfer gegen institutionellen Rassis- 
mus, sagt dazu: „In der SPÖ gibt es eine 
tief verwurzelte rassistische Tendenz. 
Man kämpfte oft für die angeblichen 
Rechte der österreichischen und gegen 
die Rechte der so genannten Fremdar- 
beiter. Auch wenn die SPÖ einen antifa- 
schistischen Flügel hat, lange Zeit hat 
sich die Parteirechte durchgesetzt.“ 

Die Erstaufnahmestellen für Asylsu- 
chende sind seit Monaten überfüllt, 
Menschen müssen momentan wochen- 
lang davor im Freien übernachten. Pla- 
kate der Linzer SPÖ zeigten kürzlich, 
dass ihr nicht die verheerenden Zu- 
stände, sondern die Geflüchteten an sich 
als Problem gelten. Auch wenn es, wie 
die Rechtfertigung nach Kritik an der 
Aktion lautete, eine Aktion gegen Unter- 
bringung in Massenquartieren gewesen 
sein sollte, auf den Plakaten stand: „Sind 
sie auch gegen ein großes Asyl-Zentrum 


in Linz? - Dann nicken sie doch mal!“ 


Österreich rückt zusammen 


Rechte Perspektiven 

Bei aller Kritik an der SPÖ wäre es fatal, 
wenn die FPÖ in wichtigere Regierungen 
käme: Sie macht aus ihrer rassistischen, 
antifeministischen und reaktionären Po- 
litik kaum einen Hehl und ordnet auch 
ihren Antisemitismus höchstens strate- 
gisch dem Rassismus gegen „die antise- 
mitischen Muslime“ unter. Entstanden 
ist sie aus dem 1949 gegründeten Ver- 
band der Unabhängigen (VdU), der politi- 
schen Heimat vieler alter Nazis. Heute 
gehören 18 ihrer 40 Nationalratsabge- 
ordneten völkischen Burschen- oder 
Mädelschaften an und es gibt Funktio- 
näre mit Verbindungen zur Neonazi- 
szene und den Identitären. 

Als nächstes wird im Oktober in Wien 
gewählt. Bisher zählte die Wiener SPÖ 
unter dem langjährigen Bürgermeister 
Michael Häupl eher zum antifaschisti- 
schen Teil der Partei. Wenn Häupl aber 
verliert, steht das in Frage. Der Umgang 
der SPÖ mit der Konkurrenz durch die 
FPÖ ist oft geprägt von Besinnung auf 
ihre nationalgemeinschaftliche Tradi- 
tion. Damit wird sie wohl auch diesmal 
am stabilsten bleiben. Und der Erfolg 
der unterschiedlichen kleinen Alterna- 
tivparteien, die jetzt versuchen aus dem 
„Tabubruch“ der SPÖ Kapital zu schla- 
gen und eine Partei links der SPÖ etab- 
lieren wollen, wird wohl aus dem glei- 
chen Grund ausbleiben: Der Befindlich- 
keit des Landes. 


Zum Autor 

Nikolai Schreiter ist freier Journalist aus 
Wien und schreibt u.a. für hinterland, das 
Magazin des Bayerischen Flüchtlingsrats: 
hinterland-magazin.de und MALMOE: 


malmoe.org 


LoTTA #59, Sommer 2015 


Grauzonen / Aufstand des Abendlandes 


Die von der 
Agentur für so- 
ziale Perspekti- 
ven (ASP e.V.) 
herausgege- 


bene Bro- 





schüre be- 
leuchtet Bereiche jugendlicher Lebens- 
welt, in denen sich extrem rechte und 
vermeintlich unpolitische Musikszenen 
und Fan-Milieus überschneiden. Die 
Autor_innen betrachten dabei (Rechts-) 
Extremismustheorien zur Erfassung des 
Phänomens „Grauzone“ als nicht ziel- 
führend. Im Gegenteil verschaffe die Re- 
duktion rechter Ideologien auf „extre- 
mistische“ Positionen letztlich Un- 
gleichheitsideologien Zugang zum kul- 


turellen Raum: Eine Distanzierung von 


Phillip Becher /Chri 


Von Pıa GOMEZ 


AfD, PEGIDA 


und Co. - drei 





junge Sozial- 


AFD, PEGIDA & Co. : 
Vom Salon auf die Straße 


wissenschaft- 
ler wollen 
wu diese im Un- 
tertitel ihres 
Buches genannten Phänomene in den 
Kontext der Genese einer, wie sie es 
nennen, „bürgerlichen Protestbewe- 
gung“ stellen. Wer tiefgehende Detail- 
analysen sucht, wird in anderen Publika- 
tionen besser fündig. Der Verdienst des 
Buches ist vielmehr die vergleichende 
Darstellung und der Versuch einer poli- 
tischen Kontextualisierung. Dabei wird 
weit ausgeholt: So stellen sich die Auto- 
ren in Tradition der „Marburger Schule“ 
marxistischer Gesellschaftstheorie und 
verweisen darauf, dass ihre Studie ange- 


lehnt sei an den Aufbau einer 1969 von 
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Von Lina HENTSCHKE 


Grauzonen 


„Extremismus“ reicht mitunter, um als 
unproblematisch zu gelten, ungeachtet 
tatsächlich vermittelter Inhalte. Die 
Frage nach dem antiegalitären und an- 
tiemanzipatorischen Potenzial in den 
Texten und Selbstdarstellungen der 
Bands und Fanszenen steht in der Bro- 
schüre deshalb im Mittelpunkt. Die 
Autor_innen arbeiten wiederkehrende 
Motive wie Heimatbezogenheit, die Na- 
turalisierung des Sozialen, patriarchale 
Männerbilder, inszeniertes Außenseiter- 
und Rebellentum oder die Kampfansage 
an „Political Correctness“ anhand von 
Liedtexten verschiedener Bands heraus. 
Der Heterogenität der Fanszenen jener 
„Grauzonen“ wird Rechnung getragen, 
der reaktionäre, rechte Gehalt dieser 
konsens- und identifikationsstiftenden 


Aufstand des Abendlandes 


Reinhard Kühn], Rainer Rilling und 
Christine Sager verfassten Studie zur 
NPD. Der 2014 verstorbene Kühnl und 
der Faschismusforscher Reinhard Opitz 
werden als geistige Vorbilder benannt. 
Allerdings wird dieser Anspruch in der 
Studie nicht eingehalten, denn es ist ge- 
rade die fehlende Systematik, die das 
Lesen und Verstehen der im Buch voll- 
zogenen Zeitsprünge und die Verweise 
auf unterschiedliche politische Debatten 
schwierig macht. So wird sich etwa mit 
Beiträgen aus dem „neurechten“ Online- 
Portal Der Funke auseinandergesetzt, 
ohne dass klar wird, welche realpoliti- 
sche Bedeutung dieses Portal hat und 
welche Bezüge zum PEGIDA-Phänomen 
bestehen. Ebenso stehen interessante 
Skizzierungen zu Entwicklungen in 
Großbritannien, Italien und Frankreich 


mehr oder weniger im luftleeren Raum. 


REZENSION 


Motive und Bezugspunkte dabei aber 
klar benannt und problematisiert. Die 
Broschüre ist als übersichtlicher Reader 
etwa für den Kontext Bildungsarbeit 
konzipiert. Theoretische Hintergründe 
und Definitionen zu verwendeten Be- 
griffen und Kategorien werden ebenso 
verständlich erläutert wie Ungleich- 
heitsideologien und ihre Funktionsme- 


chanismen. 


Agentur für Soziale Perspektiven e.V. 
Grauzonen - Rechte jugendliche Lebens- 
welten in Musikkulturen 

Berlin 2015 

48 Seiten, 2,50 Euro 


www.asp.de 


Kurzum: Die Leser*innenschaft findet in 
dieser Neuerscheinung interessante In- 
formationen und Anregungen zur weite- 
ren Auseinandersetzung. An eine syste- 
matische Analyse zum rechten Kultur- 
kampf in Tradition der „Marburger 
Schule“ hingegen reicht die Neuerschei- 


nung nicht heran. 


Phillip Becher/Christian Begass/Josef 
Kraft 

Der Aufstand des Abendlandes. AfD, PE- 
GIDA und Co.: Vom Salon auf die Straße. 
PapyRossa, Köln 2015 

139 Seiten, 11,90 Euro 
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raswurzelrevolunon lasst sich vom 
Siegeszug des Kapitalismus nicht beirren.“ 
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Linkes Zentrum “Hinterhof”, Corneliusstr. 108 (Hinterhof), Düsseldorf 


PROGRAMM IM SEPTEMBER UND OKTOBER 2014 


30. September 2015, 19.30 Uhr 

„Dem Stammtisch zuhören“ 

Die AfD Zerfall oder Neuformierung? 

Referenten: Alexander Häusler (FORENA FH Düsseldorf) und Rainer 
Roeser (Freier Journalist) 

Ort: Zentrum Hinterhof, Corneliusstr. 108, Düsseldorf 


28. Oktober 2015, 19.30 Uhr 

Auslaufmodell „Autonome Nationalisten“? 

Voll im Trend, back to the roots oder auf der Suche nach Neuem? 
Referent: Christoph Schulze (apabiz berlin) 

Ort: Zentrum Hinterhof, Corneliusstr. 108, Düsseldorf 


Veranstalter: Antifaschistischer Arbeitskreis an der FH Düsseldorf und 
AG INPUT, in Kooperation mit dem Antirassistischen Bildungsforum 


Rheinland (ABR) 


http://www.linkes-zentrum.de/gruppen/input 





